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Drei Wochen hielten die von Muq-
tada al-Sadr geleiteten Kämpfer der 
Mahdi-Armee der Belagerung durch 
die US-Marineinfanterie im ver-
gangenen August stand. Schließlich 
mussten sich die militärisch weit 
überlegenen Besatzer unverrichte-
ter Dinge zurückziehen, während 
die Mahdi-Armee de facto nur ei-
nem vorläufi gen Waff enstillstand zu-
stimmte. Politisch läuft der abgesagte 
Showdown in Najaf auf einen außer-
ordentlichen Sieg Muqtadas und des 
Widerstandes hinaus, die die von den 
USA eingesetzte Regierung nicht auf 
die Beine kommen lassen.

Von der Offensive, die in die 
Defensive führte
Bereits im April  hatten die US-
Besatzer vergeblich versucht, die zwei 
Zentren der Resistance, nämlich die 
Hochburg des sunnitischen Wider-
stands Falluja auf der einen Seite 
und die Mahdi-Armee des schiiti-
schen Widerstands auf der anderen 
Seite, militärisch zu vernichten. Der 
Doppelschlag sollte der Ende Juni 
ins Amt zu hievenden Übergangsre-
gierung Raum schaff en, um die Reu-
igen und Belehrten einzubinden und 
so einem Marionettenregime eine so-
ziale Basis und Stabilität zu verleihen. 

Um diesem Geburtsfehler der ira-
kischen Regierung abzuhelfen, ent-
schieden sich die US-Besatzer nur 
einen Monat nach der Inszenierung 
des „Machttransfers“ einen abermali-
gen Angriff  auf die Kräfte von Muq-
tada al-Sadr zu unternehmen. (Da-
bei musste auch dem letzten Zweifl er 
klar werden, wie weit es mit der ge-
rade eben übertragenen Souveränität 
des Irak her ist.) Da Muqtada genau-
so wenig wie der sunnitische Wider-
stand bereit war die Regierung anzu-
erkennen, stellte er für die Besatzer 
ein nicht zu duldendes alternatives 
Machtzentrum dar, das es schnellst 
möglich zu beseitigen galt. Daher 
werden auch Falluja und andere Zen-
tren des Widerstands nach wie vor re-
gelmäßig bombardiert.

Unter einem rein militärischen 
Blickwinkel gesehen, stellt die Mahdi-
Armee einen weit schwächeren Geg-
ner dar als der sich aus der ehemali-
gen Armee speisende Widerstand im 
sunnitischen Dreieck. Tatsächlich 
handelt es sich um kaum ausgebil-
dete und nur sehr leicht bewaff nete 
Milizen, die sich aus der Jugend der 
städtischen Armenvierteln rekrutie-
ren. Trotz eines extrem hohen Blut-
zolles verteidigten sich die Kämpfer 
Muqtadas mit höchstem Einsatz und 
Zähigkeit. Berichten zufolge legte die 
US-Armee mit Bombardements aus 
Flugzeugen, Hubschraubern sowie 
schwerer Artillerie die Altstadt von 
Najaf in Schutt und Asche, so dass 
sich die Verteidiger zunehmend in 
die Ali-Moschee – das höchste schi-
itische Heiligtum – zurückziehen 
mussten. 

Die symbolische Bedeutung der 
Belagerung des Schreins kann gar 
nicht überschätzt werden. Die Ali-
Moschee stand stellvertretend für das 
ganze irakische Volk, ja für die Mus-
lime der ganzen Welt und insbeson-
dere natürlich der schiitischen. Keine 
Regierung, die einen Rest von Unter-
stützung in den Volksmassen zu be-
halten versucht, konnte einen Sturm 
unterstützen oder im Dienste der Be-
satzer durchführen. Das Kabinett Al-
lawi hingegen drohte vollmundig mit 
der Vernichtung der Widerstands-
kämpfer mittels gewaltsamer Einnah-
me der heiligen Stätte. Damit stellte 
sie zum wiederholten Male ihre tota-
le Abhängigkeit von den Besatzern 
zur Schau.

Knapp vor dem Angriff  hatten 
die USA die höchste religiöse Autori-
tät der irakischen Schiiten, Ayatollah 
Ali al-Sistani, nach London ausgefl o-
gen – angeblich aus gesundheitlichen 
Gründen, nachdem dieser die Stadt 
mehrere Jahrzehnte nicht verlassen 
hatte. Scheinbar sollte er buchstäb-
lich aus dem Schussfeld genommen 
und ihm die schwierige Positions-
nahme erspart werden. So schwieg er 
in London beharrlich, während seine 

Anhänger sein dringendes Eingreifen 
zum Schutz des Heiligtums und der 
Stadt erwarteten.

Als Muqtada schließlich nach 
mehr als drei Wochen noch im-
mer nicht kapituliert hatte und 
auch nichts auf eine baldige Auf-
gabe hindeutete, indes ein Sturm 
den Besatzern und ihren Handlan-
gern als politisch unmöglich erschei-
nen musste, blieb ihnen nichts an-
deres übrig, als al-Sistani wieder ins 
Spiel zu bringen. Dieser rief zu einem 
Marsch auf Najaf auf, dem mehrere 
Zehntausend Menschen Folge leis-
teten. Den Besatzern, die al-Sistani 
politisch bedeutungsvollen militäri-
schen Begleitschutz auf seinem Weg 
von Basra nach Najaf zuteil werden 
ließen, schwebte ein Kompromiss vor, 
der zumindest zur Entwaff nung der 
Mahdi-Armee hätte führen sollen.

Doch der Marsch konnte unter 
den gegebenen Umständen gar nicht 
anders als eine gegen die Besatzer ge-
richtete Dynamik zu entfalten. So wa-
ren mindestens ebenso viele Konter-
feis Sistanis wie Sadrs auszumachen. 
Und obwohl die US-treue irakische 
Armee ein Massaker mit mehreren 
Dutzend Toten anrichtete, gelang es 
ihr nicht die massive Teilnahme der 
angewachsenen Anhängerschaft Mu-
qtadas zu unterbinden. In Najaf an-
gekommen, war der Marsch zu einem 
regelrechten Entsatz für die Verteidi-
ger der Moschee geworden – von ei-
ner unparteiischen Kompromisslö-
sung war jedenfalls nichts mehr zu 
spüren. Zehntausende strömten in 
den Schrein und ermöglichten es so 
den Mahdi-Kämpfern zum Teil sogar 
ihre Waff en behaltend das Schlacht-
feld ungeschlagen und in Würde zu 
verlassen.

Kompromiss?
Der unter Vermittlung Sistanis mit 
der US-Besatzungsmacht ausgehan-
delte Kompromiss sah im Wesentli-
chen auf der einen Seite den Rückzug 
der US- und irakischen Truppen aus 
Najaf, auf der anderen Seite die Ent-

Die Schlacht von Najaf
US-Marionettenregime angeschlagen
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waff nung der Mahdi-Armee vor. Die 
realen Kräfteverhältnisse bei der Be-
endigung der Belagerung erlaubten 
es den Aggressoren jedoch nicht, die-
se Entwaff nung zu kontrollieren ge-
schweige denn sie selbst vorzuneh-
men. So läuft der Kompromiss de 
facto auf einen Waff enstillstand hin-
aus. Und obwohl Muqtada zur Ein-
stellung der Kampfhandlungen auf-
rief, dauern die Gefechte vielerorts 
an. In Bagdad fordert die Miliz wei-
terhin vehement den Abzug der Be-
satzer aus dem Armenviertel als Vor-
aussetzung einer Waff enruhe.

Die westliche Presse stellte das 
friedliche Ende der Belagerung als 
Erfolg Sistanis dar, der die Kontrol-
le über den Schrein wieder übernom-
men hat. Auf dem Feld der Religi-
on mag seine Autorität unangetastet 
bleiben. Politisch indes zwangen ihn 
die Volksmassen Muqtada al-Sadr zu 
entsetzen, was den Einfl uss des letz-
teren noch weiter stärkt. Es ist mit-
tlerweile nicht zu übersehen, dass 
Muqtadas Bewegung zur führenden 
politischen Kraft unter den Schii-
ten und auch zur wichtigsten politi-
schen Kraft des Widerstands aufge-
stiegen ist. 

Trotz so mancher Zweideutig-
keit in den Aussagen Muqtadas hin-
sichtlich der Teilnahme am politi-
schen Prozess, die ihm eine Hintertür 
zu einem substantiellen Kompromiss 
mit den Besatzern off en halten oder 
aber dieses nur suggerieren soll – die 
Ambiguität scheint gewollt und cha-
rakterisierte Muqtada von Anbeginn 

–, hat der Widerstand einen weite-

ren Erfolg errungen und geht kon-
solidiert aus der Schlacht von Na-
jaf hervor.

Regierung in der Ecke
Die Kollaborationsregierung hinge-
gen hat sich politisch völlig isoliert 
und delegitimiert. Selbst viele ihrer 
Funktionäre haben sich vom Vorge-
hen gegen Najaf distanziert. 

Die heutige irakische Regierung 
steht um nichts besser da als der 
Übergangsrat, den sie mit dem Ziel 
ablösen sollte, dem proamerikani-
schen Regime eine breitere Basis zu 
geben. Tatsächlich stellt sich aber die 
Lage für die Besatzer viel ungünsti-
ger als zuvor dar, da „Machttransfers“ 
nicht beliebig oft inszenierbar sind 
und der Widerstand seine Lebensfä-
higkeit und Zähigkeit unter Beweis 
gestellt hat. Er erscheint mittlerweile 
als militärisch nicht unterdrückbar.

Die einzige noch off ene Option 
einem genehmen Regime Legitimi-
tät zu verleihen, bleiben allgemeine 
Wahlen. Diese würden von gewich-
tigen Kräften wie Sistani unterstützt 
werden. Indes werden die Unwägbar-
keiten immer größer, je mehr sich der 
Widerstand konsolidiert.

Die Hoff nungen der Besatzer 
den Irak so unter Kontrolle zu be-
kommen, dass Wahlen, die diesem 
Begriff  nicht spotten, ein ihnen ge-
nehmes Ergebnis zeitigen könn-
ten, sind zerstoben. Da das Mario-
nettenregime keinerlei Verankerung 
und Glaubwürdigkeit besitzt, wird 
ihr die Ausarbeitung einer vorläufi -
gen Verfassung, die zumindest von 

wichtigen Teilen der Elite unterstützt 
werden müsste, kaum gelingen. Hin-
zu kommt, dass unter den Bedingun-
gen des Widerstands die Registrie-
rung der Wähler fl ächendeckend gar 
nicht und sonst auch nur unter aller 
größten Schwierigkeiten durchführ-
bar sein würde. Schon jetzt sprechen 
westliche Medien davon, dass in eini-
gen Regionen wie beispielsweise Fal-
luja nicht gewählt werden wird. 

All dies schmälert den Wert von 
Wahlen zur Stabilisierung der US-Be-
satzung – und je länger die USA zu-
warten, desto ungünstiger könnte für 
sie die Lage werden. Selbst die ameri-
kanischen Neokonservativen forder-
ten möglichst rasche Wahlen. Denn 
auch sie gehen davon aus, dass die 
Zeit gegen ihr Imperium spielt.

Politische Alternative
Bisher schien das Hauptproblem des 
irakischen Widerstands das Fehlen ei-
ner politischen Front, die alle Kräfte 
des Widerstands bündeln und eine 
Alternative, eine embryonale Gegen-
regierung darstellen könnte. Jedoch 
haben sowohl die Verteidigung Fal-
lujas im April als auch die Najafs 
im August Solidarität aus dem gan-
zen Land erfahren. Die verschiedenen 
Führungen des Widerstands sprachen 
sich nicht nur gegenseitige Unterstüt-
zung aus, sondern ließen auch Taten 
folgen. So erscheinen heute die Be-
dingungen zur Bildung der notwen-
digen Front günstiger denn je zuvor.

Willi Langthaler
September 
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Abna’ al-Balad ist wiederholt Opfer von 
Repression von Seiten des israelischen 
Staates geworden. Wie ist die Situation 
Ihrer Organisation zur Zeit?

Abna’ al-Balad ist, wie Sie wahr-
scheinlich wissen, aktiv innerhalb der 
so genannten Grünen Linie, der  
besetzten Gebiete des historischen 
Palästina. Es gibt rund eine Million 
Palästinenser mit israelischer Staats-
bürgerschaft, die vom israelischen 
Staat vollkommen marginalisiert 
sind. Alle Bereiche ihres Lebens sind 
von dieser systematischen Diskrimi-
nierung betroff en. Diese Palästinen-
ser werden auch von den Palästinen-
sern außerhalb Israels abgeschnitten 
sowie vom Rest der arabischen Na-
tion. Diese Marginalisierung erfolgt 
nicht über den Versuch einer Inte-
gration oder Assimilation in den isra-
elischen Staat, sondern schlicht und 
einfach durch eine vollkommene Iso-
lierung. Die israelischen Palästinenser 
haben keinerlei Möglichkeit ihr eige-
nes Leben zu gestalten und sie haben 
keinerlei Einfl uss auf die Gesellschaft, 
in der sie leben. Abna’ al-Balad ist seit 
 Jahren aktiv um diese Menschen zu 
organisieren, einerseits um sie in ih-
rem täglichen Überlebenskampf zu 
unterstützen, andererseits um ihren 
Kampf um nationale Rechte und ihre 
nationale Identität zu organisieren. 

Natürlich hat unsere Bewegung 
viele unterschiedliche Aspekte. Wir 
arbeiten beispielsweise in lokalen Or-
ganisationen, Schüler- und Studen-
tengruppen, machen kulturelle und 
politische Aktivitäten sowie Aktivi-
täten rund um die nationale Iden-
tität. Wir sind natürlich auch Teil 
der Bewegung der palästinensischen 
Massen. Beim Ausbruch der Intifa-

da beteiligten sich auch die Palästi-
nenser innerhalb der Grünen Linie 
in gewisser Weise an diesem Auf-
stand, manchmal in Form von De-
monstrationen und Zusammenstö-
ßen mit der Polizei, manchmal auch 
in Form von materiellen Unterstüt-
zungen, z. B. Lebensmittelsammlun-
gen für die Menschen in den Zonen, 
wo Ausgangssperren herrschten. Die 
Form der Beteiligung hängt von den 
jeweiligen Bedingungen ab. Abna’ al-
Balad ist eine der Kräfte, die diese 
Aktivitäten organisieren und Initia-
tiven setzen.

Wenn die Bewegung einen Auf-
schwung erfährt, so wird auch sofort 
die Repression schärfer. Im letzten 
Jahr hat die Repression sehr stark zu-
genommen. Im Westjordanland wer-
den jeden Tag Dutzende von Men-
schen verhaftet und einige getötet. 
Innerhalb der Grünen Linie ist das 
Niveau der Widerstandsbewegung 
und der politischen Aktivität natür-
lich niedriger. Man hört vielleicht 
einmal die Woche von Verhaftungen 
und Erschießungen in den Straßen 
kommen ungefähr einmal im Monat 
vor. Es gibt oft Konfrontationen mit 
der Polizei, wenn beispielsweise Häu-
ser oder Felder von Palästinensern 
zerstört werden. 

Die jüngsten Zielsetzungen der 
israelischen Politik betreff en die Ab-
trennung der Massenbewegung von 
ihren Führungen. Innerhalb der Grü-
nen Linie gibt es vier politische Or-
ganisationen, welche die palästinen-
sische Bevölkerung vertreten, das ist 
die Islamische Bewegung, die Kom-
munistische Partei, die Nationale De-
mokratische Allianz (Tajammu) und 
Abna’ al-Balad. Die Führung der 

beiden radikaleren Organisationen, 
der Islamischen Bewegung und von 
Abna’ al-Balad, befi nden sich derzeit 
im Gefängnis. Das ist Teil der Politik 
der israelischen Regierung um zu ver-
hindern, dass sich die Menschen ra-
dikalisieren oder auch dass sie die Be-
völkerung im Westjordanland und 
im Gazastreifen unterstützen. 

Die Führung der Islamischen Be-
wegung befi ndet sich in Haft, weil 
ihr vorgeworfen wird, die Opfer der 
Intifada materiell unterstützt zu ha-
ben. Die Bewegung hatte beispiels-
weise elftausend Waisen im Westjor-
danland adoptiert; die meisten von 
ihnen waren durch die gewaltsame 
Besatzung der israelischen Armee zu 
Waisen geworden. Die Kinder erhiel-
ten monatliche Zahlungen um über-
leben zu können. Dadurch – so der 
Vorwurf der israelischen Regierung – 
würde die Bevölkerung im Westjor-
danland ermutigt, Widerstand gegen 
die Besatzung zu leisten. Die Unter-
stützung von Waisenkindern ist also 
jetzt ein Verbrechen in Israel. Fünf 
Führungsmitglieder der Islamischen 
Bewegung befi nden sich schon seit  
Monaten in Haft. 

Was Abna’ al-Balad betriff t, so 
sitzt der Generalsekretär Mohammed 
Kana‘ana (Abu Assad) nun schon seit 
mehr als einem halben Jahr im Ge-
fängnis. Er wird auf Grundlage ei-
nes speziellen israelischen Gesetzes 
festgehalten, das den Kontakt zu so 
genannten ausländischen Agenten 
untersagt und mit  Jahren Haft be-
straft. Als ausländische Agenten wer-
den alle Menschen bezeichnet, die 
einem Land dienen, das als feind-
lich eingestuft wird. Der Punkt ist, 
dass alle palästinensischen Organisa-
tionen als feindliche Organisationen 
eingestuft werden. Das sind die linke 
PFLP, die Hamas, Jihad und alle an-
deren, aber das gilt auch für die Fa-
tah, die ja mit der israelischen Regie-
rung zusammenarbeitet. Die Treff en, 
deren Abu Assad angeklagt ist, waren 
keine geheimen Treff en, sondern öf-

�Die Intifada hat 
mehr erreicht als Oslo�

Yoav Bar ist Aktivist bei Abna� al-Balad, einer linken palästinen-
sischen Bewegung, die innerhalb der Grünen Linie, also in den 
Gebieten, die 1948 von Israel besetzt und heute als israelisches 
Staatsterritorium betrachtet werden, aktiv ist. Sie steht für die 
Abschaffung aller Formen des Rassismus, für das Recht auf 
Rückkehr für alle palästinensischen Flüchtlinge und die Errich-
tung eines säkularen, demokratischen Palästinas. 
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fentliche, als Teil seiner öff entlichen 
politischen Aktivität. Es waren Tref-
fen mit George Habash, Ahmad Sa-
‘adat und anderen, die meist auch 
öff entlich über Presseerklärungen an-
gekündigt worden waren. Eine gewis-
se Zeit lang haben die israelischen 
Behörden nichts gemacht, doch dann 
haben sie Abu Assad auf Grundlage 
dieses Gesetzes verhaftet. Zur Zeit ist 
der Prozess im Laufen und es besteht 
die Gefahr, dass er einige Jahre im 
Gefängnis bleiben wird.

Das ist ein Beispiel für die poli-
tische Repression, mit der wir kon-
frontiert sind. Ein anderes Beispiel 
sind unsere Sommerlager, die wir je-
des Jahr für Kinder und Jugendliche 
abhalten. Das ist in erster Linie eine 
soziale und Freizeit-Aktivität. Im is-
raelischen Schulsystem lernen die 
Kinder nichts über palästinensische 
Geschichte, über die Dörfer, die zer-
stört wurden oder über arabische Li-
teratur. Sie lernen auch nicht sich 
selbst zu respektieren. Um hier ab-
zuhelfen organisieren wir jedes Jahr 
Sommerlager für Hunderte von Kin-
dern. Letztes Jahr wurde unser Lager 
von der Polizei angegriff en und auf-
gelöst, einige unserer Aktivisten, dar-
unter auch ich, verhaftet. Es ging 
nicht um politische Aktivitäten oder 
Demonstrationen, sondern einfach 
darum ein Kinderlager organisiert zu 
haben. Sie hielten uns fünf Tage ge-
fangen und bis heute gehen die Un-
tersuchungen bezüglich dieses Lagers 
weiter. Gerade vergangene Woche 
war ich wieder zu einer Einvernahme 
deswegen bei der Polizei. 

Das ist nur ein kleines Beispiel. 
Auch nach Demonstrationen gibt es 
oft Verhaftungen oder die Menschen 
werden bedroht und eingeschüch-
tert, sie könnten ihre Arbeit verlieren, 
wenn sie weiterhin aktiv wären. Es ist 
einfach Alltagsleben unter feindlicher 
Herrschaft. 

Die israelische Regierung erlässt immer 
wieder neue Gesetze und Verordnun-
gen, die speziell die arabische Bevölke-
rung Israels diskriminieren. Können sie 
diese systematische Diskriminierung er-
läutern? Ein wichtiger Punkt sind hier 
auch jene Palästinenser, die vertrieben 

wurden und als Flüchtlinge innerhalb 
Israels leben. Sie gelten als Absentees, 
also Abwesende. Sind sie in irgendeiner 
Weise organisiert?

Die palästinensischen Flüchtlin-
ge innerhalb der Grünen Linie wer-
den meist vergessen, wenn es um 
die palästinensische Frage geht. Das 
dient natürlich israelischen Interes-
sen und den Interessen all jener, bei-
spielsweise auch der Europäer, die be-
haupten, dass Israel im Grunde ein 
demokratischer Staat sei, der nur 
ein „Grenzproblem“ oder ein „ex-
ternes“ Problem im Westjordanland 
und Gazastreifen hätte. Doch die 
Wahrheit ist, dass Israel ein rassisti-
scher Staat ist, und zwar im Inneren 
wie im Äußeren. Das beginnt mit der 
Erklärung anlässlich der Staatsgrün-
dung Israels – es gibt keine Verfas-
sung – die Israel als einen jüdischen 
Staat defi niert. Der Rassismus ist ein 
zentraler Aspekt in allen Aktivitäten 
des israelischen Staates. Auf die ara-
bische Bevölkerung, die wohlgemerkt 
schon vor der Gründung Israels dort 
gelebt hat, wird immer als ein Feind 
Israels Bezug genommen, den es gilt 
zu unterdrücken und letztendlich zu 
vertreiben. Es gibt so viele Aspekte 
dieser Diskriminierung, dass ich ver-
suchen werde das Gesamtbild durch 
einige Beispiele zu erklären. 

Beginnen wir mit der Gesetzge-
bung zu den Absentees, Gesetze, die 
es seit der Staatsgründung Israels gibt. 
Sie besagen, dass Menschen, die an ei-
nem bestimmten Tag des Jahres  
nicht an ihrem Wohnsitz angetroff en 
wurden, zu Absentees, Abwesenden, 
erklärt werden und dass ihre Besitz-
tümer dem israelischen Staat zufallen. 
Wenn also Menschen aufgrund des 
damals herrschenden Krieges, aber 
auch aus persönlichen Gründen, zu 
Studienzwecken etwa, oder weil sie 
jemanden besuchten, an diesem Tag 
nicht zu Hause waren, wurde ihr Be-
sitz vom israelischen Staat beschlag-
nahmt. Von diesem Gesetz sind heu-
te ein Viertel der palästinensischen 
Bevölkerung mit israelischer Staats-
bürgerschaft betroff en, die existent 
und präsent sind, aber nicht für das 
Gesetz. Ich persönlich kenne Perso-
nen, die seit  an den israelischen 

Staat monatlich Miete zahlen um in 
ihren eigenen Häusern wohnen zu 
dürfen. Die Moschee in dem Viertel, 
in dem ich wohne, würde laut Ge-
setz der Person gehören, die sie bauen 
ließ. Doch da diese Person den Status 
eines Absentees hat, gehört die Mo-
schee dem israelischen Staat, der da-
mit machen kann, was er will. 

Die Absentees beginnen sich im-
mer stärker zu organisieren. Es bil-
deten sich zum Beispiel Komitees 
aus Menschen, die aus dem gleichen 
Dorf stammen und zwar nicht in die-
ses Dorf zurück können, aber sich 
zusammentun um den Friedhof, die 
Kirche oder die Moschee des Dor-
fes zu säubern und wieder in Stand 
zu setzen. Oft werden diese Kirchen 
oder Moscheen vom Staat wieder zer-
stört oder zu militärischen Zonen 
erklärt, um zu verhindern, dass die 
Menschen sie renovieren. Der Papst 
wurde während seines Aufenthaltes 
in Israel in eine dieser wieder aufge-
bauten Kirchen eingeladen, doch er 
kam nicht, um seine offi  ziellen Be-
ziehungen zu Israel nicht zu belas-
ten. Diese Aktivität ist für die Men-
schen sehr wichtig, sie bedeutet auch 
eine Verteidigung der eigenen Rech-
te, eine Pfl ege der eigenen Wurzeln. 
Die einzelnen Komitees haben sich 
inzwischen in einem Nationalen Ko-
mitee Interner Flüchtlinge zusam-
mengeschlossen. Seit zehn Jahren 
organisieren sie jedes Jahr, am Tag 
der Staatsgründung Israels, dem pa-
lästinensischen Tag der Naqba (Ka-
tastrophe), eine Versammlung für 
das Rückkehrrecht. Dieses Jahr ha-
ben sie eine große nationale Konfe-
renz für das Rückkehrrecht in Haifa 
veranstaltet. Wenn Israel also hoff t, 
dass das Rückkehrrecht in Vergessen-
heit geraten wird, so ist das Gegen-
teil der Fall. Die Menschen haben an 
Bewusstsein dazu gewonnen und sie 
fordern mehr als früher die Anerken-
nung des Rückkehrrechts. 

Ein weiteres Problem sind die 
Dörfer, die vom israelischen Staat 
nicht anerkannt werden. Die Behör-
den haben einen Bebauungsplan für 
das ganze Land und manche Zonen 
wurden zu reinem Agrarland erklärt, 
auch wenn dort Dörfer sind, die 
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schon vor der Staatsgründung Isra-
els existierten. Diese Dörfer sind vom 
Staat nicht anerkannt und daher ha-
ben sie kein Anrecht auf Wasser- und 
Stromversorgung, auf Schulen und 
Krankenhäuser oder ein Straßen-
netz. Manche dieser Dörfer werden 
zerstört, doch die meisten existieren 
weiterhin in diesem nicht-anerkann-
ten Status. Wenn aber irgendwelche 
jüdische Israelis an so einer Stelle eine 
Siedlung errichten wollen, dann ist es 
natürlich kein Problem den nationa-
len Bebauungsplan zu ändern. Und 
es werden Straßen gebaut und Schu-
len und Schwimmbäder, Strom und 
Wasser werden eingeleitet, aber für 
arabische Dörfer gibt es eine solche 
Umwidmung des Planes nie. Das ist 
auch eine Form der langsamen syste-
matischen Vertreibung, um die Ara-
ber aus Israel fort zu bekommen. Es 
ist im Grund nichts anderes als ethni-
sche Säuberung. 

Die Benachteiligung zieht sich 
durch alle Bereiche des Lebens, was 
zum Beispiel Finanzierungen betriff t, 
im Arbeitsleben usw. In der staat-
lichen Elektrizitätsgesellschaft sind 
etwa nur sechs von mehreren Tau-
send Angestellten arabischer Her-
kunft, doch als im Jahr  die 
zweite Intifada ausbrach, weigerte 
sich die Elektrizitätsgesellschaft Re-
paraturarbeiten in den arabischen 
Wohngebieten durchzuführen. Alle 
staatlichen und gesellschaftlichen In-
stitutionen sind Teil dieses Apartheid-
systems. Ein weiteres Beispiel sind die 
Universitäten. Laut Gesetz muss zur 
Errichtung einer Universität das Un-
terrichtsministerium seine Zustim-
mung erteilen. Als eine arabische 
Universität gegründet werden soll-
te, damit die arabische Bevölkerung 
Universitätsstudien in ihrer Sprache 
absolvieren kann, wurde ein Gesetz 
erlassen, das besagte, dass es in Isra-
el genügend Universitäten gäbe und 
keine weiteren errichtet werden dürf-
ten. Wenn allerdings in einer Stadt 
eine hebräischsprachige Universität 
gegründet werden soll, so wird sie 
einfach zur Zweigstelle einer bereits 
existierenden Universität erklärt, um 
dieses Gesetz zu umgehen. 

Ähnlich ist es mit der Gesund-

heitsversorgung. Bis heute wurde 
nicht ein einziges Krankenhaus von 
der israelischen Regierung in arabi-
schen Wohngebieten errichtet. Das 
ist einfach Apartheid, wobei ich glau-
be, dass es in Südafrika durchaus 
Krankenhäuser für die schwarze Be-
völkerung gab. In Israel nicht. 

Diese Beispiele zeigen, dass in Is-
rael alles darauf ausgerichtet ist, Israel 
gemäß seiner Selbstdefi nition als jü-
dischen Staat zu konsolidieren. Seit 
einem Jahr gibt es nun auch ein Ge-
setz, das die Familienzusammenfüh-
rung verhindern soll. Dieses Gesetz 
besagt, dass es keine Familienzusam-
menführungen zwischen Personen, 
die im Westjordanland oder Gaza-
streifen leben, und solchen, die in 
Israel leben, geben darf. Das betriff t 
nicht nur Palästinenser. Wenn bei-
spielsweise ein jüdisches Mädchen 
aus Jerusalem einen Palästinenser 
aus Ramallah heiratet, darf er nicht 
in Jerusalem und sie nicht in Ramal-
lah leben. Es gibt auch viele Fälle von 
Ehepaaren, die seit Jahrzehnten zu-
sammenleben und nun aufgrund die-
ses Gesetzes getrennt werden. 

Nach vier Jahren Intifada scheint sich 
die Situation für die Palästinenser eher 
zu verschlechtern als zu verbessern. Wie 
schätzen Sie die Möglichkeiten ein, dass 
die palästinensische Bewegung zumin-
dest die derzeitige Eskalation stoppen 
und längerfristig ihr Ziel der nationa-
len Selbstbestimmung erreichen kann?

Zunächst muss man feststellen, 
dass es kein Kräftegleichgewicht zwi-
schen den Palästinensern und den 
Besatzern gibt, d. h. es handelt sich 
nicht um eine Situation, in der man 
frei entscheiden kann, was man tut. 
Das Westjordanland wurde wieder 
vollständig besetzt und mit dem Ga-
zastreifen machen die Besatzer sowie-
so was sie wollen, sie zerstückeln ihn, 
bombardieren, wie und wo es ihnen 
einfällt. Was die Palästinenser vor al-
len Dingen tun können, ist zu bewei-
sen, dass es Widerstand geben wird, 
so lange es die Besatzung gibt. Und 
das ist es, was sie tun. Sie können der 
Besatzung keine Niederlage beibrin-
gen, aber sie können die Normali-
sierung der Besatzung verhindern. 

Wenn die israelische Regierung heu-
te von der Möglichkeit eines Rück-
zugs aus dem Gazastreifen spricht, 
so ist das ein Ergebnis der Intifada, 
denn zuvor war davon keine Rede. 
Auch während der Periode der Oslo-
Abkommen sprachen die Israelis da-
von, doch es geschah nichts. Daher 
kann man sagen, dass der Intifada et-
was gelungen ist, und zwar unter den 
schlechtesten Bedingungen, was Oslo 
nicht gelungen ist. 

Man kann also nicht sagen, dass 
die Intifada nichts erreicht hätte, im 
Gegenteil, die Intifada hat viele Din-
ge erreicht. Beispielsweise hat sie das 
Wachstum der israelischen Wirt-
schaft gestoppt, sie hat die jüdische 
Immigration nach Israel weitgehend 
gestoppt. Heute gibt es mehr Aus-
wanderung aus Israel als umgekehrt. 
Die Intifada hat auch dem israeli-
schen politischen und sozialen Estab-
lishment eine schwere Krise zugefügt, 
weil sie deutlich gemacht hat, dass es 
keine Normalisierung der Besatzung 
geben wird. Zu Zeiten der Oslo-Ab-
kommen dachten die Palästinenser 
fälschlicherweise, dass es Frieden ge-
ben würde, doch die Israelis dach-
ten, dass sie die Besatzung und ihr 
schönes Leben weiterführen könn-
ten. Und sie haben damit bis zum 
Ausbruch der zweiten Intifada Recht 
behalten. Sie setzten den Ausbau der 
Siedlungen und die Ausbeutung der 
palästinensischen Arbeitskraft fort, 
die Wirtschaft blühte, die Immigrati-
on nach Israel auch und sie bekamen 
dafür auch noch internationale und 
arabische Anerkennung. Doch seit 
Beginn der Intifada befi ndet sich Is-
rael in einer vielschichtigen Krise und 
die Regierung ist gezwungen die po-
litische Situation in die eine oder in 
die andere Richtung zu bewegen. Sie 
versucht natürlich das so langsam wie 
möglich zu tun und den Palästinen-
sern so wenig Konzessionen wie mög-
lich zu machen, doch selbst die rech-
teste israelische Regierung ist dazu 
gezwungen mehr Zugeständnisse zu 
machen als die linken Regierungen in 
so genannten Friedenszeiten. Das be-
weist die Kraft der Intifada. 

Die Strategie, welche die israeli-
sche Regierung verfolgt, ist die paläs-



10

Intifada Intifada Nr. 17

tinensische Bewegung in einen Bür-
gerkrieg zu treiben. Das war auch die 
Logik der Oslo-Abkommen. Und 
ein Ergebnis dieser Strategie sind 
die jüngsten innerpalästinensischen 
Machtkämpfe in Gaza, die vom is-
raelischen Establishment begeistert 
aufgenommen und als erstes positives 
Ergebnis des einseitigen Rückzuges 
aus Gaza gewertet werden. Die Men-
schen im Gazastreifen sagen, dass es 
bei den jüngsten Konfl ikten nicht da-
rum geht, tatsächlich die Korruption 
zu bekämpfen, sondern dass damit is-
raelischen Interessen gedient werden 
soll. Der große Traum der Israelis ist, 
dass sich die Palästinenser gegenseitig 
umbringen und sie sich nicht mehr 
die Hände mit der militärischen Be-
satzung schmutzig machen müssen. 
Doch ich bin überzeugt, dass die Pa-
lästinenser beweisen werden, wie sie 
das schon viele Male zuvor getan ha-
ben, dass sie nicht in diese Falle tap-
pen, sondern einen Bürgerkrieg ver-
hindern werden. Es gilt die Einheit 
der palästinensischen Bewegung ge-
gen die Besatzung zu bewahren, auch 
wenn es Uneinigkeit in vielen Fra-
gen geben sollte. Das bedeutet, dass 
es zur Zeit keine Möglichkeit für ei-
nen revolutionären Sieg im Gaza-
streifen oder im Westjordanland gibt, 
aber es ist möglich und nötig, die na-
tionale Einheit zu bewahren, Basisor-
ganisationen und den Widerstand zu 
stärken. 

Von Europa aus betrachtet, erscheint 
der palästinensische Widerstandskampf 
immer stärker als ein rein militärischer 
Kampf. Wie ist das Verhältnis zwischen 
der politischen und der militärischen 
Ebene? 

Ich glaube, dass es in Europa fal-
sche Vorstellungen von den tatsäch-
lichen Bedingungen in Palästina gibt. 
Zunächst gab es in den ersten Mona-
ten der zweiten Intifada kaum tatsäch-
liche militärische Kämpfe, sondern 
hauptsächlich Massendemonstrati-
onen. Als es zu den ersten gewalt-
samen Ausschreitungen an Check-
points kam, verwandelten diese sich 
in Massaker, weil die israelische Ar-
mee keinerlei moralische Bedenken 
hat, in palästinensische Demonstra-

tionen hineinzuschießen und Men-
schen zu töten. Die Situation ist 
nicht wie in Argentinien oder Boli-
vien, wo es bei Ausschreitungen zu 
einigen Todesopfern kommt und die 
Regierung stürzt. Die israelische Re-
gierung genießt Unterstützung in der 
ganzen Welt und noch so viele paläs-
tinensische Todesopfer beeinfl ussen 
die öff entliche Meinung kaum. Es 
mag natürlich von außen romanti-
scher erscheinen Massendemonstra-
tionen von Unbewaff neten zu organi-
sieren, doch nach etlichen Massakern 
erweist sich das als eine höchst unver-
antwortliche Methode. Das Ergebnis 
dieser Massaker ist, dass sich der pa-
lästinensische Widerstand dazu ent-
schlossen hat gezielter vorzugehen 
um auch den Besatzern Schaden zu-
zufügen. Vor einem Jahr ungefähr er-
klärte die palästinensische Seite eine 
einseitige Waff enruhe, doch die israe-
lische Armee tötete weiterhin täglich 
palästinensische Menschen. Darauf-
hin haben auch die palästinensischen 
Organisationen den Waff enstillstand 
aufgekündigt, nachdem sie einige 
Monaten vergeblich versucht hatten, 
die Bedingungen für andere Formen 
des Widerstandes zu verbessern. 

Es gibt auch jetzt eine Menge un-
bewaff neter Demonstrationen. Je-
den Tag gehen ganze Dörfer, die vom 
Mauerbau von ihren Feldern abge-
schnitten werden, um sich vor die 
Bulldozer zu stellen. Doch das stoppt 
die Bulldozer nicht. Die israelische 
Armee hat kein Problem damit, die 
friedlichen Demonstrationen brutal 
zu unterdrücken. 

Ihre eigenen, persönlichen Erfahrungen 
sind sehr interessant. Wie kam es dazu, 
dass Sie als jüdischer Israeli sich der pa-
lästinensischen Befreiungsbewegung an-
schlossen?

Vielleicht kann ich es so ausdrü-
cken: Nicht alle Menschen haben 
die Gabe Rassisten zu sein. Mir ge-
lingt es einfach nicht. Zu meiner ei-
genen Identität möchte ich noch fol-
gendes sagen. Ich kann mich nicht 
als Juden bezeichnen, da das Juden-
tum eine Religion ist und ich nicht 
religiös bin. Ich kann mich aber auch 
nicht als Israeli bezeichnen, da Israel 

ein koloniales Projekt ist und ich An-
tikolonialist bin. Meine Familie wan-
derte aufgrund der antijüdischen Po-
grome aus Russland aus und so wie 
ein Teil von ihnen nach Frankreich 
und Amerika ging um dort zu versu-
chen gute Franzosen und Amerikaner 
zu sein, so versuche ich, dessen Eltern 
nach Palästina gingen, ein guter Pa-
lästinenser zu sein. 

Da Israel eine rassistische Gesell-
schaft ist, kann ich mich als Antiras-
sist einfach nicht als ein Teil von ihr 
empfi nden. So habe ich angefangen 
nach etwas anderem zu suchen und 
habe gesehen, dass sich die palästi-
nensische Bevölkerung gegen diese 
Ungerechtigkeit wehrt und dass ich 
auf ihrer Seite stehe. Zunächst war 
ich bei verschiedenen linken Orga-
nisationen aktiv, schließlich habe 
ich mich Abna’ al-Balad angeschlos-
sen, der wichtigsten linken palästi-
nensischen Organisation innerhalb 
der Grünen Linie. Für mich ist es 
so, dass ich immer mehr den Ein-
druck habe von Israel nach Palästina 
zu emigrieren. Ich lebe jetzt in einem 
palästinensischen Flüchtlingslager in 
Haifa, ein arabisches Viertel, dessen 
Bewohner aus ihren Häusern vertrie-
ben wurden. Das sind Menschen mit 
einer langen kämpferischen Traditi-
on, Menschen, die ein hohes Maß 
an Solidarität untereinander leben. 
Ich nehme an ihrem Leben und an 
ihren Organisationsformen teil, so 
wie ich an Abna’ al-Balad teilnehme, 
denn es gibt nur eine Lösung für den 
Konfl ikt in Palästina: einen gemein-
samen demokratischen Staat, in dem 
alle Menschen gleichberechtigt leben 
können. Das ist das Ziel von Abna’ al-
Balad. 

Wie reagiert die israelische Gesellschaft 
auf Ihre Entscheidung, sich auf die Sei-
te des palästinensischen Befreiungs-
kampfs zu stellen?

Natürlich wird meine Entschei-
dung von vielen jüdischen Israelis als 
Verrat betrachtet, dennoch habe ich 
üblicherweise Probleme mit der isra-
elischen Polizei, nicht mit den Men-
schen. Ich wurde viele Male verhaftet 
und war ungefähr zehn Mal aufgrund 
meiner politischen Aktivität vor Ge-
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richt angeklagt, wurde aber immer 
frei gesprochen. Während eines Pro-
zesses sagten acht Polizisten gegen 
mich wegen angeblicher Gewaltan-
wendung auf einer Demonstration 
aus. Ich hatte Glück, denn es existier-
te eine Videoaufzeichnung, die beleg-
te, dass ich auf dieser Demonstration 
von der Polizei von hinten geschlagen 
worden war. 

Oft wird von den Massenmedien, ins-
besondere im deutschen Sprachraum, 
von einem „natürlichen“ arabischen 
Antisemitismus gesprochen. Ihre Erfah-
rungen scheinen eher das Gegenteil zu 
bestätigen. 

Natürlich. Meine Kinder bei-
spielsweise gehen auf eine arabische 
Schule. Ich kenne viele arabische 
Kinder in jüdischen Schulen und hier 
sind Benachteiligung und Diskrimi-
nierung an der Tagesordnung. Meine 
Kinder hatten nie derartige Proble-
me, im Gegenteil, in der Regel sind 
arabische Menschen meist sehr froh, 
wenn sie auf nicht-rassistische Israe-
lis treff en, so dass meine Kinder sogar 
ein bisschen verwöhnt sind. Ich habe 
auch wiederholt das Westjordanland 
besucht und wurde dort von der pa-
lästinensischen Bevölkerung immer 
mit off enen Armen willkommen ge-
heißen. Alle sind glücklich über nicht-
rassistische Juden. Es gibt keinerlei 
Symmetrie zwischen anti-arabischem 
und anti-jüdischem Rassismus oder 
fehlender Akzeptanz der anderen Sei-
te. Im Gegenteil, der Rassismus ist 
einseitig und gegen die Palästinen-
ser gerichtet. Die Palästinenser hin-
gegen streben nach einer neuen Defi -
nition der Beziehungen zwischen den 
beiden Bevölkerungsgruppen, die auf 
gegenseitigem Respekt, Freiheit und 
Würde basieren. 

Vielen Dank für das Gespräch. 

Abna’ al-Balad: www.abnaa-elbalad.org
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der Oslo-Abkommen gezeigt hat – kei-
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Im Rahmen der Aktivitäten des Inter-
national Solidarity Movement (ISM) 
hatte ich im Juli/August  die 
Möglichkeit, für knappe vier Wochen 
in Jenin und Umgebung zu erfahren, 
was der Alltag unter israelischer Be-
satzung bedeutet. Das Zentrum des 
militärischen Terrors sind nun schon 
seit einiger Zeit der völlig abgeriegel-
te Gazastreifen und Nablus – Nach-
richten von der Ermordung palästi-
nensischer Kinder und Jugendlicher 
in den letzten drei Wochen in Balata/
Nablus oder die Bombardierung von 
Beit Hanun im Gazastreifen errei-
chen manchmal die internationalen 
Medien. Oder es ist die Apartheid-
mauer, die ab und zu Schlagzeilen 
macht. Was sich jedoch auf den so-
genannten Nebenschauplätzen ab-
spielt (die wie Jenin jederzeit wieder 
zu einem Hauptschauplatz werden 
können), scheint in grausamer Wei-
se zu wenig spektakulär um Medien-
aufmerksamkeit zu bekommen. Und 
doch ist es dieser Krieg niedriger In-
tensität, der die Palästinenser tagtäg-
lich triff t, der das einfache Überleben 
so schwierig macht, der ermüdet und 
dem Widerstand den Rücken bre-
chen soll. Ich möchte mit diesem Be-
richt all den palästinensischen Frau-
en, Kindern und Männern, die mir 
auf verschiedenste Weise gezeigt ha-
ben, wie sie dem tagtäglichen Terror 
die Stirn bieten und an einer Zukunft 
in einem freien Palästina festhalten, 
danken, und mein Versprechen ein-
lösen, ihnen eine Stimme zu geben.

Der Weg nach Jenin ist kein 
leichter. Da es kaum möglich ist, in 
eine „closed military zone“ (zu der 
praktisch jede größere Stadt im West-
jordanland erklärt wurde) durch die 
Checkpoints auf den Hauptstraßen 
zu kommen, ist eine stundenlange 
Fahrt auf Nebenstraßen und durch 
die Berge notwendig. In Jenin selbst 
ist es zur Zeit relativ ruhig. Das heißt 
nur, dass israelische Panzer, Jeeps und 
Heckenschützen bei Tag in der Stadt 

kaum sichtbar sind. Am . Juli al-
lerdings dringen sie ein, erschießen 
Nu’man Tahaina (einen vermutlichen 
Kämpfer der Hamas) in seinem Haus 
und verhindern drei Stunden lang 
das Eintreff en eines Ambulanzfahr-
zeugs. Während dieser drei Stunden 
fahren sie durch die Straßen, provo-
zieren Jugendliche, bis die Steine fl ie-
gen, um dann mit Tränengas und 
Kugeln zu antworten. Als ihr Opfer 
nach drei Stunden verblutet ist, zie-
hen die Soldaten ab.

Fast jede Nacht sind Jeeps und 
Schusswechsel aus dem nahen 
Flüchtlingslager Jenin zu hören. Am 
. Juli frühmorgens werden wir Zeu-
gen der Demolierung der Wohnung 
von Abu Ali, der in Jenin ein kleines 
Geschäft betreibt. Während des Mas-
sakers in Jenin  wird sein Haus 
zerstört und sein Schwiegersohn als 

„Terrorist“ verhaftet. Am . Juli wird 
seine sechzehnjährige Tochter Ame 
Muhammad Yunis Owis verhaftet – 
ohne Angabe von Gründen – am . 
Juli seine zweite Tochter Amani Mo-
hammed Yunis Owis, Mutter von 
zwei kleinen Kindern. Tagelang ver-
suchen wir herauszufi nden, wo die 
Töchter überhaupt sind und warum 
sie verhaftet wurden. Die Besatzer ge-
ben keine Begründung – sie demons-
trieren Macht, die die anderen ohn-
mächtig machen soll. Abu Ali, der 
auch an diesem Tag von sechs Uhr 
morgens bis elf am Abend in seinem 
kleinen Geschäft steht, gibt uns seine 
Erklärung: „Sie wollen, dass wir ver-
schwinden. Entweder sie töten uns 
oder sie machen das Leben unerträg-
lich. Verschwindet! Wandert aus! Ich 
hätte nie gedacht, dass sie mich fast 
soweit bringen. Warum meine Töch-
ter?“ Zwei Tage vor ihrer Verhaftung 
sagte mir Amani, deren Mann  
mit dem Urteil „lebenslänglich“ ver-
haftet wurde: „Es ist schwer, wir ver-
loren alles. Aber ich bleibe stark, we-
gen meiner zwei Kinder.“

Ich arbeite auch mit den Kindern 

im Flüchtlingslager, die im Sommer 
in einer UNRWA-Schule sogenannte 
betreute Workshops besuchen kön-
nen. Viele der Kinder sind stark trau-
matisiert. Sie haben das Massaker im 
Jahre  in Jenin erlebt, sie erleben 
die nächtlichen Überfälle des israeli-
schen Militärs. Die Hilfe, die diese 
Kinder bekommen, ist gar keine. In 
Riesengruppen von vierzig bis fünf-
zig Kindern, mit ungeschulten Be-
treuern so wie ich es bin, leben die ei-
nen bei den Ausländern ihre starken 
Gefühle aus, die anderen sind ver-
schlossen, wieder andere bringen ihre 
Geschenke – Patronenhülsen, die im 
Lager herumliegen. Einige Kinder ge-
ben mir auch Zeichnungen von der 
al-Aqsa-Moschee und fragen, ob ich 
es möglich machen könnte, dass sie 
sie sehen könnten. Diesen Kindern 
ist ein Rest an Vertrauen geblieben, 
das in diesem Fall leider auch ent-
täuscht wird.

. Juli in Barta’a. Die Grüne 
Grenze verläuft mitten durch die 
Stadt, die Apartheidmauer tief in pa-
lästinensischem Gebiet – , bis acht 
Kilometer von der Grünen Grenze 
entfernt. Der palästinensische Teil 
von Barta’a ist also eingeschlossen 
von zwei Grenzen und im Nordos-
ten von vier israelischen Siedlungen. 
Familien wurden getrennt, soziale 
Kontakte zerrissen. Am . Juli wird 
die Trennung noch einmal vollzo-
gen – die Häuser, Geschäfte und eine 
kleine Bekleidungsfabrik entlang der 
Grünen Grenze werden zerstört – ins-
gesamt werden  Arbeitsplätze von 
den Bulldozern niedergewalzt, in ei-
ner Region, wo es kaum mehr Ar-
beit gibt. Die offi  zielle Begründung 
ist „keine Baubewilligung“, ungeach-
tet der Tatsache, dass die Leute ver-
zweifelt ihre Genehmigungen in die 
Höhe halten. Es ist kein Zufall, dass 
die Häuser und Geschäfte auf der 
Grünen Grenze liegen. Ein weiterer 
Grenzzaun ist geplant, der die Tei-
lung Barta’as zementieren soll. Der 

Palästina � der Alltag 
im besetzten Westjordanland

Erfahrungen und Eindrücke einer Reise  



13

September 2004 Intifada

Widerstand, der Zorn und der Wille, 
das Bisschen, was noch da ist, zu ver-
teidigen, ist ungebrochen, obwohl es 
schon zehn Verletzte durch Gewehr-
feuer gibt. Die ohrenbetäubenden 

„sound bombs“ machen den Weg 
für die Bulldozer jedoch wieder frei. 
Das nächste Ziel, ein freistehendes 
Haus. Der Besitzer ist völlig außer 
sich, Männer und Jugendliche kom-
men ihm zu Hilfe. Es fl iegen Steine, 
denen zuerst Gummigeschosse, dann 
heftiges Gewehrfeuer von Seiten der 
Soldaten folgt. Was hier in Barta’a ge-
schieht, ist der Alltag der Besatzung.

Den meisten Städten und Dör-
fern in der Region Jenin, die nicht 
unmittelbar von der Apartheidmauer 
betroff en sind, wird das Leben durch 
die Roadblocks, die unbemannten 
Straßensperren, erschwert. Felsblö-
cke oder riesige Erdwälle blockieren 
die Straßen, weil in der Nähe ent-
weder eine Siedlerstraße ist oder ein-
fach aus Schikane. Praktisch bedeutet 
es, dass man mit keinem Fahrzeug zu 
den Olivenhainen kommt und dass 
für jeden Schritt hinaus Umwege auf 
unwegsamen Wegen in Kauf genom-
men werden müssen. Die Palästinen-
ser nutzen immer wieder die Gegen-
wart von Ausländern, diese Sperren 
zu beseitigen, denn die Anwesenheit 
von Ausländern kann ihrer Ansicht 
nach in manchen Fällen die Brutali-
tät des israelischen Militärs zügeln. 

Die sieben Sperren auf der Straße 
von Ramin können tatsächlich vom 
Bulldozer beseitigt werden – für wie 
lange? Die Freude ist trotzdem groß, 
als das erste Auto entlang fährt. Die 
Hauptstraße nach Nablus ist schon 
seit langem zu, die, die wir gerade 
räumten, war es seit sechs Monaten. 
Wer immer vom Dorf Ramin nach 
Nablus wollte – zu Studienzwecken 
oder wegen eines Arztbesuches – war 
statt einer Stunde mehrere Stunden 
auf unwegsamen Wegen und Straßen 
unterwegs. Nach all der Mühsal dau-
erte und dauert es wieder Stunden, 
um nach Nablus hineinzukommen, 
denn durch die Hauptcheckpoints ist 
es kaum möglich – „closed milirary 
zone“! An einem Nebencheckpoint 
im Norden, den auch ich einmal be-
nutze, kommt man, wenn man Glück 

hat, durch – wenn man kein palästi-
nensischer Mann oder Jugendlicher 
unter  ist. Die werden nämlich aus 

„Sicherheitsgründen“ stundenlang an-
gehalten und oft nicht durchgelassen. 
Aus „Sicherheitsgründen“ erschossen 
die Soldaten am . Juli dort einen 
jungen Mann mit gültigen Papieren, 
der sich gegen die Schikanen wehrte, 
die Soldaten beschimpfte und dann 
davonlaufen wollte. 

Unser Taxifahrer erträgt es mit 
erstaunlicher Geduld, dass wir über 
eine Stunde warten müssen, obwohl 
nur zwei Autos am Checkpoint sind. 
Die Soldaten haben es nicht eilig und 
demonstrieren ihre Macht. 

In Saff arin, wo auch eine Straße 
geöff net werden soll, erklärt das Mili-
tär diese als militärisches Sperrgebiet 
(in der Nähe führt eine Siedlerstraße 
vorbei), was soviel heißt, dass sie tun 
können, was sie wollen. Die Dorfge-
meinschaft ist gegen eine Konfronta-
tion – die Sperre bleibt.

In Ya’bad, einer Stadt mit sehr 
kämpferischen Menschen, gibt es 
keine Warnungen oder Erklärungen 
mehr. Sobald wir uns der Straßen-
sperre nähern, werden Unmengen an 
Tränengaskanistern in die Menschen-
menge geworfen. Drei Menschen 
werden verletzt, Steine fl iegen und ir-
gendwann ist die Belastung durch das 
Tränengas so groß, dass der Rückzug 
erfolgt. Als Bestrafungsaktion dringt 
das Militär am nächsten Tag ein und 
verhaftet willkürlich Menschen. Das 
israelische Militär muss keine Grün-
de dafür angeben – bis zu sechs Mo-
naten ist es nach ihrem Gesetz mög-
lich, Palästinenser ohne Angaben von 
Gründen einzusperren. In Ya’bad und 
anderswo erzeugt all dieser Terror im-
mer neuen Widerstand – eine von 
den guten Erfahrungen nach so viel 
Machtdemonstrationen der Besatzer.

Am . Juli dringen Undercover-
Einheiten in Tulkarm ein. Sie erschie-
ßen zwei Mitglieder der al-Aqsa-Bri-
gaden und vier unbeteiligte Passanten. 
Sie lassen für eine halbe Stunde keine 
Hilfe oder Rettungsmannschaften 
durch. Das Gewehrfeuer ist einseitig 

– es ist nur ihres. Die offi  zielle Version 
dieser Militäraktion in der Ha’aretz 
dazu ist, dass sechs Terroristen, die 

einen Anschlag planten, getötet wur-
den – der Sicherheit Israels wegen.

Ich nehme in den ersten Tagen am 
„Freedom March“ teil, einer zwanzig-
tägigen Demonstration gegen und 
entlang der Apartheidmauer, von Zu-
buba ganz im Norden des Westjord-
anlandes bis Jerusalem. Überall be-
gleitet uns die jeweilige einheimische 
Bevölkerung für bestimmte Etappen 

– voller Gastfreundschaft und Freu-
de, dass ihr Kampf gegen die illega-
le Mauer anerkannt und weiterge-
führt wird.

Große Abschnitte im Norden 
sind keine Mauer, sondern ein Zaun. 
Das heißt konkret: ein rund zwei Me-
ter hoher Rasierklingenstacheldraht-
zaun, dann ein tiefer Graben, dann 
eine Piste für die Militärfahrzeuge, 
zuletzt noch der elektrische Zaun 
mit Überwachungskameras, und wie-
der eine Straße, auf der ich an all den 
Tagen kein einziges anderes Fahrzeug 
gesehen habe als die Jeeps. Abgesehen 
vom Landraub durch den Verlauf der 
Mauer tief im palästinensischen Ge-
biet ist dieser Grenzzaun, der etliche 
Meter Land über viele Kilometer be-
ansprucht, ein besonders perverses 
koloniales Monster. 

Ob in Zububa, Umm Dar, Tayba 
oder Tura – wir stehen mit den Men-
schen auf ihrer Seite des Zaunes und 
sie zeigen uns die Häuser von Ver-
wandten auf der anderen Seite, oder 
das Weideland für ihre Schafe und 
Ziegen, oder ihre Olivenhaine. Alles, 
ohne irgendeine Art von Entschädi-
gung, fi el dem Landraub der Israelis 
anheim. Was jetzt, ca. ein Jahr nach 
Fertigstellung der Mauer in vielen 
Grenzorten als lebensbedrohlich an-
gesehen wird, ist die Unmöglichkeit, 
aus diesem Gefängnis heraus zu den 
früheren Arbeitsstätten zu gelangen. 
Zububa steht stellvertretend für vie-
le der Orte – keine Arbeit mehr. Frü-
her war es eine zehnminütige Fahrt 
zur Arbeitsstelle in Israel. Jetzt wür-
de es bedeuten, den ganzen mühse-
ligen Weg durchs Westjordanland 
bis Jerusalem und durch Israel auf 
der anderen Seite zurück in die isra-
elische Stadt zu fahren, die praktisch 
vor der Haustür liegt. Eine Tagesrei-
se! Was bleibt? Auswandern? Verhun-
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gern? Von Hilfslieferungen abhängig 
sein? Kämpfen?

Ob es dieser Würgegriff  um die 
palästinensische Gesellschaft ist, ob 
es die Verhaftungen und Erschie-
ßungen sind – die palästinensische 
Bevölkerung soll auf all diese Arten 

„hinausgesäubert, dezimiert“ wer-
den. Diese ethnische Säuberung soll 
den Platz schaff en für mehr israeli-
sche Siedlungen, für mehr Einwande-
rer, für den mörderischen Traum von 
Großisrael.

Es lebe die Intifada!
Elisabeth Lindner-Riegler

 Elisabeth Lindner-Riegler ist Aktivistin der 

Antiimperialistischen Koordination in Wien
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Das International Solidarity Mo-
vement (ISM) mit Palästina grün-
det seine Arbeit auf folgende zentra-
le Prinzipien:

• das bestimmende Element sind 
die Palästinenser und deren An-
liegen

• direkte Aktionen gegen die Besat-
zungsmacht

• Gewaltfreiheit

Das ISM arbeitet je nach Kräftever-
hältnissen und politischer Situation 
im Gazastreifen und im Westjord-
anland in so genannten Ortsgruppen 
(wie zum Beispiel in Jenin oder Nab-
lus), denen sich die internationa-
len Aktivisten für kürzere oder län-
gere Zeit anschließen. International 
ist das ISM in verschiedenen Län-
dern wie den USA, Deutschland oder 
Schweden tätig, um Solidaritätsarbeit 
mit Palästina zu leisten.

Die Arbeit in Palästina selbst 
kann direkte Teilnahme, Hilfe und 
Unterstützung beim Kampf gegen 
beispielsweise Häuserzerstörungen 
und anderen Übergriff en des Militärs 
sein, soll aber in jedem Fall zumin-
dest Dokumentation und Medienar-
beit sein, um den tagtäglichen Ter-
ror der Besatzungsmacht öff entlich 
zu machen.

Die Aktivisten müssen an einem 

zweitägigen Training teilnehmen, das 
im Wesentlichen in praktischen Un-
terweisungen und dazugehörigen 
Rollenspielen für den Fall von Zu-
sammenstößen mit der Besatzungs-
macht – Gewehrfeuer, Tränengas, 
Verhaftungen – besteht. Abgesehen 
von einem kurzen geschichtlichen 
Überblick, fehlt die politische Ana-
lyse und politische Diskussion, die 
ein notwendiger Hintergrund für 
die direkten Aktionen sein sollten. 
Was an elementaren politischen An-
sprüchen fehlt, wird durch absolu-
te politische Korrektheit bezüglich 
kultureller Normen ersetzt. Was Be-
kleidungsvorschriften oder Auftreten 
in der Öff entlichkeit betriff t, scheint 
das ISM palästinensischer als die Pa-
lästinenser sein zu wollen. 

Auf der Basis eines vagen politi-
schen Anspruchs, aber mit der Bereit-
schaft zu handeln, können logischer-
weise Aktivisten unterschiedlichster 
Motivation und unterschiedlichsten 
Bewusstseins arbeiten. Es gibt die, die 
für ihre Solidaritätsarbeit mit Palästi-
na Impulse und Stärke fi nden wol-
len und ihre konkrete Rolle in die-
sem Land nicht überschätzen, oder 
Abenteurer, denen es vorrangig um 
die direkten Aktionen gegen die Be-
satzungsmacht geht, oder Philanthro-
pen, die nur die „armen Palästinenser“ 
sehen, denen geholfen werden muss, 

oder solche, die das Leiden der Isra-
elis wegen der Selbstmordattentäter 
sehen und nun das Leiden der Paläs-
tinenser kennen lernen wollen. Was 
immer die Beweggründe sein mögen, 
die Bevölkerung nimmt die Anwe-
senheit der Aktivisten grundsätzlich 
positiv zur Kenntnis – bedeutet sie 
doch zumindest in manchen Fällen 
einen gewissen Schutz vor der Bruta-
lität des Militärs und generell Anteil-
nahme und Solidarität. Für das ISM 
selbst ist wesentlich, dass die Bereit-
schaft zu Aktionen gegeben ist, so-
wie die Hoff nung, dass jeder aus den 
Erfahrungen lernen und dadurch auf 
der Seite des palästinensischen Vol-
kes stehen wird. Die off ene Organisa-
tionsstruktur und das kaum vorhan-
dene politische „Screening“ erhöht 
sicherlich die Anzahl der Aktivisten 
und dadurch den Spielraum des ISM, 
birgt aber gleichzeitig die Gefahr ei-
ner Unterwanderung der Organisa-
tion, was nicht so sehr für die inter-
nationalen Aktivisten wohl aber für 
Palästinenser und deren politische 
Organisationen, die in Kontakt mit 
dem ISM treten, tatsächlich gefähr-
lich sein kann. Das ist wohl auch ei-
ner der Gründe, warum Organisati-
onen wie die Hamas oder PFLP sich 
fernhalten.

Elisabeth Lindner-Riegler

International Solidarity Movement
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Am . August traten an die vier-
tausend palästinensische Gefange-
ne in den Hungerstreik. Sie sind 
unmenschlichen Bedingungen aus-
gesetzt, die israelisches und interna-
tionales Recht verletzen. Mit ihrem 
Hungerstreik forderten sie die Ein-
haltung elementarster Rechte ge-
mäß der Vierten Genfer Konvention. 
Dazu zählen:

• ein Ende der Kollektivstrafen, der 
entwürdigenden Leibesvisitatio-
nen, der willkürlichen und unbe-
grenzten Isolationshaft, der Folter

• das Recht auf medizinische Ver-
sorgung

• das Recht auf Besuche von Famili-
enmitgliedern und Anwälten

• Einhaltung angemessener 
menschlicher und sanitärer Stan-
dards in den Zellen

• das Recht auf Bücher und Weiter-
bildung 

Seit  sind ca.   der palästinen-
sischen Bevölkerung,   Men-
schen, in Israels Gefängnissen inter-
niert gewesen. Zur Zeit sind es an 
die   politische Gefangene, un-
ter ihnen  Kinder.  sind ohne 
Anklage interniert, was den Besat-
zungsbehörden gemäß ihren militäri-
schen Richtlinien bis zu sechs Mona-
ten möglich ist, im Normalfall aber 
auf Jahre ausgedehnt wird. Laut Ad-
dameer, der palästinensischen Men-
schenrechtsorganisation für Gefange-
ne, sieht das israelische Recht keine 
Gesetze vor, die Status und Rech-
te der Gefangenen defi nieren wür-
den. Es herrscht Willkür – willkürli-
che Einschränkungen von minimalen 
Rechten wie Familienbesuche, das 
Recht auf Bücher oder Gesundheits-
versorgung – willkürliche Anwen-
dung von körperlicher Misshandlung 
und Folter.

Zahlreiche Menschenrechtsorga-
nisationen, u. a. Amnesty Internatio-

nal und Human Rights Watch, pran-
gern diese unhaltbaren Zustände in 
den israelischen Gefängnissen im-
mer wieder an. Das Israelische Ko-
mitee gegen Folter hat im letzten 
Jahr eine starke Zunahme von „Fol-
ter, Misshandlungen, Erniedrigungen 
und unmenschlichen Haftbedingun-
gen“ festgestellt.

Der am . August begonnene 
Hungerstreik – „Die Revolte der lee-
ren Mägen“ – richtete sich gegen die 
unmenschlichen Haftbedingungen. 
Die Antwort von Tsachi Hanegbi, 
dem israelischen Minister für Öff ent-
liche Sicherheit, zeigt die menschen-
verachtende Haltung der Besatzer 
gegenüber den Besetzten: „Die Ge-
fangenen können einen Tag lang oder 
ein Monat lang streiken, sie können 
sich von mir aus bis zu Tode hungern. 
Wir werden diesem Streik in geeigne-
ter Weise antworten und es wird so 
sein, als ob er nie stattgefunden hät-
te.“ Diese Antwort wurde von wei-
teren Einschränkungen wie der Ent-
fernung von Radios und Fernsehern 
aus den Zellen sowie dem totalen Be-
suchsverbot von Familienangehöri-
gen begleitet. 

Die hungerstreikenden Gefan-
genen erhielten entschlossene Un-
terstützung von Seiten der palästi-
nensischen Bevölkerung. In allen 
palästinensischen Städten fanden 
Solidaritätskundgebungen statt. In 
der palästinensischen Gesellschaft 
herrscht eine starke Verbundenheit 
mit den politischen Gefangenen: Fast 
in jeder Familie befi ndet sich oder be-
fand sich ein Mitglied im Gefängnis. 
Der Kampf der Gefangenen um bes-
sere Haftbedingungen wird von der 
Bevölkerung als ihr eigener Kampf 
empfunden – es geht um die Grund-
rechte und die Menschenwürde und 
des palästinensischen Volkes. 

Am . September beendeten die 
Gefangenen ihren Hungerstreik weit-
gehend. Ihre Sprecher gaben bekannt, 

dass die israelische Seite einige ihrer 
Forderungen erfüllt hätte. Sollten 
diese Zusicherungen nicht in die Tat 
umgesetzt werden, könnte der Hun-
gerstreik jedoch wieder aufgenom-
men werden.

Intifada in Zahlen
•   Palästinenserinnen und Pa-

lästinenser starben seit September 
. (Angaben vom . Septem-
ber .)

•   wurden verletzt 
•     US-Dollar ist die 

Summe der fi nanziellen Unter-
stützung, die Israel seit  von 
den USA erhalten hat. (Die von 
den US-Steuerzahlern getrage-
nen Kosten der Zinsen betragen 
    US-Dollar, das 
macht eine Gesamtsumme an 
Unterstützungsgeldern in der Hö-
he von     US-Dollar 
(mehr als  Milliarden US-Dol-
lar).

•   US-Dollar sind die Ge-
samtkosten, die den US-Steuer-
zahlern pro Israeli angelastet wer-
den.

Quellen:

www.mepc.org

www.palestinercs.org

Solidarität mit den 
palästinensischen politischen 

Gefangenen in Israel
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Der schnelle Erfolg des amerikani-
schen Blitzkrieges  schien den 
neokonservativen Ideologen des ame-
rikanischen Imperiums Recht zu ge-
ben. Doch nach nunmehr anderthalb 
Jahren Besatzung des Iraks hat die 
Euphorie der Allmacht der Ernüch-
terung Platz gemacht. Bis jetzt konn-
te weder die koloniale Faust noch 
die jüngsten zaghaften Versuche der 
neo ko lo ni a len Einbindung den Wi-
derstand bändigen, der im Frühjahr 
seine erste Generalprobe erfolgreich 
bestand. Wird es Washington gelin-
gen in den Fußstapfen Londons mit-
tels „indirect rule“ das Ruder herum-
zureißen? Der dafür zu bezahlende 
Preis könnte der Weiterbestand in 
dieser Form des amerikanischen Im-
periums selbst sein, oder zumindest 
tiefe Risse in diesem.

�Entba�thiÞ zierung�
Ohne dass der Krieg richtig begon-
nen hätte, implodierte das ba‘this-
tische Regime in Bagdad angesichts 
des politischen Moments, das der 
von den neokonservativen Feldherrn 
in Zivil ersonnene Blitzangriff  zu ent-
falten in der Lage war. Saddam Hus-
sein war von allen sozialen Schichten 
und politischen Kräften des Landes 
verlassen worden. Weder die Unter-
klassen, auf die sich eine nachhalti-
ge Verteidigung des Staates hätten im 
Kern stützen müssen, noch die sozi-
alen Eliten zeigten sich zu einer sol-
chen Verteidigung bereit.

Schon zumindest seit  war die 
mit dem Staatsapparat eng verfl och-
tene Bourgeoisie durch das Regime 
Saddams nicht mehr repräsentiert. 
Der von diesem gegen den Imperia-
lismus geleistete Widerstand schnitt 
sie vom Weltmarkt ab und ließ sie 
weitgehend verkümmern. Unter die-
sem Blickwinkel betrachtet, ist der 
politische Verrat der Generalität, die 
integraler Bestandteil der in Substanz 
kapitalistischen sozialen Eliten war, 
nur folgerichtig.

Aus dieser Interessenslage heraus 
war es keineswegs verfehlt anzuneh-
men, dass der seiner Spitze beraubte 
ba‘thistische Staatsapparat durchaus 
zur Kooperation mit den siegreichen 
USA bereit gewesen wäre.

Vielfach ist der in vielerlei Hin-
sicht hinkende Vergleich mit der Ent-
nazifi zierung im besiegten Deutsch-
land nach  bemüht worden. 
Denn tatsächlich gab es diese in der 
Substanz nicht. Gegen die UdSSR 
und ihren Vorschlag eines auf neu-
traler Basis vereinigten Deutschland 
bediente sich die USA des entkern-
ten NS-Staatsapparats. Nur dieser 
schien ihr verlässlich antikommunis-
tisch, während Washington im Kal-
ten Krieg selbst der spärliche bür-
gerliche Liberalismus als Gefahr 
erschien. So erklärt sich auch, warum 
die heute hochstilisierte Stauff enberg-
Strömung für Jahrzehnte in der histo-
riografi schen Versenkung verschwun-
den blieb.

Der Vergleich hinkt auf der an-
deren Seite natürlich auch vor allem 
dadurch, dass die Ba‘th-Regierung 
nicht das geringste mit einem faschis-
tischen Regime zu tun hatte. Wäh-
rend eines der grundlegenden Cha-
rakteristika des Faschismus die aufs 
höchste gesteigerte imperialistische 
Aggression ist, behielt der Ba‘thismus 
trotz einiger Schwankungen und so-
gar zeitweiliger systematischer Koo-
peration doch immer ein antiimpe-
rialistisches Moment.

Das ist auch der wesentliche 
Grund warum die Neokonservati-
ven nicht in alter Tradition des ame-
rikanischen Pragmatismus mit dem 
enthaupteten Ba‘thismus kooperier-
ten, sondern ihn exorzieren, austrei-
ben zu müssen glaubten. So verlangt 
es jedenfalls die Doktrin des perma-
nenten Krieges. Jeder der es wagt 
das amerikanische Imperium nicht 
zu unterstützen, wird zum Schur-
ken und Terroristen erklärt und hat 
als Strafmaßnahme mit militärischer 

Gewaltanwendung zu rechnen. Es 
geht dabei nicht allein und so sehr 
darum, welcher reale Widerstand von 
diesen Kräften ausgegangen ist, son-
dern um die Symbolik. Weder vom 
Irak Saddams und noch viel weniger 
von den geschlagenen Resten seiner 
Ba‘th-Partei ging eine reale Bedro-
hung für die amerikanische Herr-
schaftsarchitektur aus. Doch es muss-
te exemplarisch für die Welt Rache 
genommen und ein Exempel statu-
iert werden, so wie nach dem . Sep-
tember  die Taliban als Sünden-
böcke hatten herhalten müssen.

Analogien mit dem britischen 
Imperium
Vielfach ist die Frage gestellt worden, 
ob sich Washington wohl darüber 
den Kopf zerbrochen habe, wie dem 
Irak ein proamerikanisches Regime 
aufoktroyiert werden könne.

Zur Orientierung drängte sich 
jedenfalls das englische Modell auf. 
Als die Briten im Gefolge des Ersten 
Weltkrieges den heutigen Irak unter 
ihre Kontrolle nahmen, dachten sie 
zuerst ebenfalls an das, was sie „direct 
rule“ zu nennen pfl egten. Der Irak 
sollte unter direkter kolonialer Ver-
waltung ausgebeutet werden.

Sehr schnell entwickelte sich der 
Widerstand gegen die neuen Kolo-
nialherren, der auch die Eliten mit 
einschloss. Diese waren um die Ver-
sprechungen, mittels derer sie auf der 
Seite der schließlich siegreichen En-
tente gegen die Osmanen gezogen 
wurden, geprellt worden.  wuchs 
die Bewegung zu einem richtiggehen-
den Volksaufstand an, dessen treiben-
de Kraft die von ihren Grundherren 
ausgebeuteten schiitischen Bauern-
massen waren. Der antiimperialis-
tische Kampf verschmolz mit einer 
sozialen Revolte der bäuerlichen Un-
terklassen. 

Die britische Mandatsmacht rea-
gierte darauf, indem sie der zuvor ge-
schassten sunnitischen Offi  zierskaste 

Irakischer Volksaufstand 
1920 und 2004

Washington in den Fußstapfen Londons?
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und Handelsbourgeoisie die Monar-
chie, also „indirect rule“, anbot. An-
gesichts der Kraft des Aufstands, der 
auch ihre eigene soziale Basis bedroh-
te, willigten die sunnitischen Eliten, 
die schon während der osmanischen 
Herrschaft eine privilegierte Stellung 
inne hatten, in den Handel ein. Iso-
liert und von seiner klerikalen Füh-
rung für deren Partikularinteressen 
missbraucht, büßte der schiitische 
Bauernaufstand seine Kraft ein und 
entschlief, versickerte. Insofern stell-
te sich die angesichts des Aufstands 
eingeschlagene britische Strategie 
der Einbindung der alten Eliten als 
durchaus erfolgreich heraus. Es soll-
te fast ein weiteres halbes Jahrhundert 
dauern, bis das immer wieder fl exibel 
modifi zierte britische Herrschafts-
konstrukt seines Fundaments verlus-
tig ging und es im Zug eines revo-
lutionären Prozesses schließlich  
gründlich hinweggefegt wurde.

Der von General Qasim angeführ-
te antibritische Militärputsch führte – 
trotz aller Wechselfälle – zu einem 
mit dem Imperialismus in Konfl ikt 
stehenden Regime mit festen Wur-
zeln in den Unterklassen. Selbst als 
in der zweiten Hälfte der er Jah-
re die Ba‘th-Partei die Kommunisten 
auszurotten versuchte, gelang ihr das, 
weil sie zuvor deren Programm – al-
len voran die Verstaatlichung der Öl-
industrie – durchgeführt hatte. 

Trotzdem blieb die Macht in den 
Händen einer sunnitischen Elite, de-
ren Exklusivität sich mit der Inte-
gration in das imperialistische Welt-
system im Laufe der er Jahre nur 
weiter akzentuierte, während sich die 
schiitischen Massen zunehmend ab-
wandten. Der schiitische Aufstand 
von , der vom Saddam-Regime 
unter stillschweigender Duldung der 
USA niedergeschlagen wurde, legt 
davon Zeugnis ab. 

Im Jahr  hätte sich den USA 
also fast organisch eine dem briti-
schen Modell nachempfundene Ar-
chitektur der Macht aufgedrängt, die 
sie jedoch ausschlugen.

Schiitische Integration?
Immer wieder wurde seitens der west-
lichen Medienmaschine auf die Un-

terdrückung der Schiiten hingewie-
sen, zu deren Befreiung die USA 
eingeschritten wären. Es drängt sich 
also die Frage auf, ob die USA even-
tuell ein auf die schiitischen Eliten 
gestütztes Regime planten?

Zuvor aber noch eine Richtigstel-
lung: Diese mediale Präsentation ist 
insofern verzerrend, als das Ba‘th-Sys-
tem eine wirklich säkulare Diktatur 
war. Niemand wurde aufgrund sei-
ner religiösen Zugehörigkeit verfolgt, 
im Gegenteil, der Säkularismus bot 
den Minderheiten eff ektiven Schutz. 
Das, was das Regime tatsächlich 
nicht duldete, war politischer Wi-
derstand jeglicher Couleur und Pro-
venienz. Nachdem nun der politi-
sche Islam in erster Linie unter den 
Schiiten unter Mitwirkung von Tei-
len des Klerus Fuß gefasst hatte, er-
schien dessen Unterdrückung als reli-
giös motiviert.

Doch nicht nur Saddam fühl-
te sich vom schiitischen politischen 
Islam bedroht, sondern auch seine 
Feinde in Washington, die Teheran 
als einen der gefährlichsten Schur-
kenstaaten betrachten. Aus der Aver-
sion gegen die gegenüber den USA 
ihre Selbständigkeit bewahrende kle-
rikale Herrschaft im Iran, erklärt sich 
das Fallenlassen des schiitischen Auf-
stands. Dessen Erfolg hätte entspre-
chend dem amerikanischen Kalkül 
Teheran in die Hände gespielt. Über 
ein ganzes Jahrzehnt gaben die USA 
einem schwachen Saddam gegenü-
ber starken persischen Mullahs den 
Vorzug.

So wird klar, warum die USA 
das zweite denkbare Herrschaftsmo-
dell, nämlich ein proamerikanisches 
Regime auf den schiitischen Klerus 
und seinen Massenanhang abzustüt-
zen, ebenfalls nicht verfolgten. Zwar 
versuchten sie Kollaboration zu för-
dern und unterstützten explizit qui-
etistische Tendenzen im Klerus. Eine 
substantielle Integration hätte aber 
eines großzügigen Angebots bedurft, 
das die Besatzer nicht zu machen be-
reit waren.

Der gleich nach dem Zusammen-
bruch aus London eingefl ogene Aya-
tollah al-Khui wurde umgehend von 
radikalen Kräften ermordet. Die zur 

Kollaboration bereiten pro-irani-
schen Kräfte um den al-Hakim-Clan 
beteiligten sich zwar am Regierungs-
rat, doch verloren sie schnell an Be-
deutung. Der ranghöchste und ein-
fl ussreichste Ayatollah, al-Sistani, 
zeigte sich zwar prinzipiell zur Zu-
sammenarbeit bereit, doch ließ er 
sich nicht durch einige Brosamen 
abspeisen. Unter der Annahme, dass 
baldige Wahlen einer dem Klerus 
nahe stehenden politischen Forma-
tion mit hoher Wahrscheinlichkeit 
den Sieg bringen würden, forderte 
er diese nicht nur vehement, sondern 
machte sie auch zur Bedingung – auf 
die die Besatzer nicht einzugehen be-
reit waren. Die Radikalisierung des 
Widerstands und seine Ausdehnung 
auch auf die schiitische Sphäre verun-
möglicht diese Variante immer mehr.

So scheint es tatsächlich so, als ob 
die Neokonservativen in den Krieg 
gezogen wären und sich dabei gänz-
lich auf ihre überwältigende militäri-
sche Überlegenheit verlassen hätten. 
Einerseits gehen sie davon aus, dass 
aller politischer Widerstand militä-
risch in den Griff  zu bekommen sei. 
Andererseits scheinen sie ihre eigene 
Propaganda über die heilenden Kräf-
te des Marktes, die, einmal durch an-
fängliche militärische Gewalt zur 
Wirkung gebracht, an jedem belie-
bigen Ort eine kapitalistische Gesell-
schaft nach dem US-amerikanischen 
liberalistischen Modell schaff en wür-
den, selbst zu glauben. Ein detaillier-
tes Konzept über einen amerikani-
schen Irak hatten sie jedenfalls nicht 
in der Tasche.

Doppelter Volksaufstand
Noch schneller als der britischen 
Kolonialmacht seinerzeit blies ih-
ren amerikanischen Nachfolgern der 
Wind des Widerstands ins Gesicht. 
War es anfangs in erster Linie der 
sunnitische Widerstand, der zweifel-
los breite Teile des ehemaligen Staats-
apparates einschließlich der Armee 
umfasste, so wuchs nach und nach 
auch die Opposition im schiitischen 
Bereich an, um schließlich im April 
in einen richtiggehenden bewaff ne-
ten Volksaufstand überzugehen.

Dem von den Besatzern instal-
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lierten Regierungsrat gelang es nie 
Fuß zu fassen. Er blieb von Anfang 
an isoliert, so dass auch den USA 
die Notwendigkeit seiner ehebaldi-
gen Ablösung klar wurde – genannt 

„Machttransfer“ oder „Souveränitäts-
übertragung“.

Zuvor gedachten die USA aber 
ganz in machiavellistischer Manier 
den zwei grundlegenden Strömun-
gen des Widerstands eine militärische 
Lektion zu erteilen und damit even-
tuell die moderaten und kooperati-
onswilligen Tendenzen zu fördern.

Erster Brennpunkt dieses Versu-
ches war Falluja, die Handelsstadt 
am Euphrat, die sich als Avantgar-
de des Widerstands etabliert hatte. 
Nachdem das erzürnte Volk am . 
März vier amerikanische Privatsöld-
ner gelyncht hatte, legte die US-Ma-
rineinfanterie einen Besatzungsring 
um die Stadt. Nach fast einem Mo-
nat des ungleichen Kampfes zeig-
te der fest mit der Bevölkerung ver-
schmolzene Widerstand, der in der 
Stadt die Macht übernommen hatte, 
noch immer keinerlei Anstalten auf-
zugeben. Die amerikanische Blocka-
de sowie die Angriff e mit schwerem 
Kriegsgerät drohten die Belagerung 
zu einem Massaker an der Zivilbe-
völkerung werden zu lassen. Die mu-
tige Berichterstattung des arabischen 
Fernsehsenders al-Jazira aus der ein-
geschlossenen Stadt ließ den zu er-
wartenden politischen Preis eines 
Blutbades bald als zu hoch erschei-
nen. Aus dem gesamten Irak gab es 
Solidaritätsbekundungen. Von be-
sonderer politischer Bedeutung war 
die Unterstützung durch die schii-
tische Bewegung Muqtada al-Sadrs, 
die die amerikanischen Hoff nun-
gen, einen Keil zwischen Sunniten 
und Schiiten treiben zu können, ent-
täuschte. Ein ziviler überkonfessio-
neller Entsatzmarsch auf Falluja zeig-
te die vereinigende und anfachende 
Wirkung der Verteidigung der Stadt.

So willigten die Besatzer schließ-
lich auf ein Angebot der Honoratio-
ren von Falluja ein, eine von ehema-
ligen hohen ba‘thistischen Offi  zieren 
geführte Falluja-Armee einzurich-
ten, die die Kontrolle über die Stadt 
übernehmen sollte. Dies schien eine 

Kompromisslösung zu sein, die beide 
Seiten nachträglich zu ihren Gunsten 
zu verschieben hoff ten. 

Einerseits nahmen die lokalen 
Honoratioren an, dass sie die Kämp-
fer des Widerstands und die Falluja-
Armee in ihren Dienst stellen können 
würden. Andererseits zielten die USA 
darauf ab, die Offi  ziere in einen sich 
langsam bildenden loyalen Staatsap-
parat integrieren zu können. Nicht 
umsonst stemmten sich verschiede-
nen Berichten zufolge ein erheblicher 
Teil der Mujahidin gegen den Kom-
promiss.

Aus dem Abstand von mehre-
ren Monaten betrachtet, kann ohne 
Übertreibung gesagt werden, dass 
sich der Widerstand durchgesetzt 
hat. Von der von den USA geforder-
ten Entwaff nung kann keine Rede 
sein, während die Besatzer die Stadt 
nicht mehr zu betreten wagen. Die 
Falluja-Armee selbst ist ohne die Zu-
stimmung des Widerstands hand-
lungsunfähig. Jüngsten Meldungen 
zufolge planen die Marines sogar die 
Aufl ösung und Entwaff nung der Fal-
luja-Armee – ein untrügliches Einge-
ständnis ihres Scheitern.

Die erfolgreiche Verteidigung 
Fallujas löste nicht nur eine Welle der 
Solidarität aus, sondern ließ den Wi-
derstand auch andernorts selbst zum 
Aufstand übergehen. So gelang es in 
einigen Hochburgen wie Samarra zu-
mindest für einige Tage oder Wochen 
die Kontrolle zu übernehmen.

Politisch am bedeutungsvollsten 
war jedoch der von Muqtada al-Sadr 
geleitete Schiitenaufstand. Der Füh-
rer des radikalsten Flügels des schiiti-
schen Klerus war bis dahin einem be-
waff neten Konfl ikt mit den Besatzern 
aus dem Weg gegangen. Doch die 
USA zwangen ihn durch eine Kette 
von eskalierenden Provokationen be-
wusst zum bewaff neten Hervortreten, 
denn alles andere wäre ihm als Kapi-
tulation ausgelegt worden. Sie erwar-
teten sich dadurch eine Möglichkeit 
zur Zerschlagung seiner Bewegung.

In zahlreichen mehrheitlich schi-
itischen Städten sowie in den schii-
tischen Armenvierteln Bagdads ver-
trieben die Milizionäre Muqtadas die 
von den Besatzern ernannten Lokal-

verwaltungen und ersetzten sie durch 
ihre eigenen. Die Dynamik des 
Volksaufstandes reichte weit über den 
direkten Einfl ussbereich Muqtadas 
im städtischen Subproletariat hinaus. 
Breite Kreise sowohl der schiitischen 
als auch sunnitischen Mittelschich-
ten schlossen sich an.

Zwar gelang es den Besatzern 
durch ihre drückende Überlegen-
heit und die militärische Unzuläng-
lichkeit von Muqtadas Mahdi-Ar-
mee die verlorenen Positionen Schritt 
für Schritt zurückzuerobern, doch 
eigentliches Ergebnis war nicht die 
Zerschlagung der Bewegung Muqta-
das, sondern deren Eintritt in den 
bewaff neten Widerstand und deren 
weitere politische Stärkung. Der ak-
tuell herrschende De-facto-Waff en-
stillstand kann keinesfalls als Nie-
derlage interpretiert werden. Aus den 
oft widersprüchlichen Stellungnah-
men Muqtadas geht jedenfalls hervor, 
dass er die neue, von den USA instal-
lierte Übergangsregierung und ihre 
Verbreiterungsversuche nicht unter-
stützen und den Kampf gegen die Be-
satzung weiterführen wird.

Insgesamt kann der Volksauf-
stand vom Frühjahr als Erfolg ein-
geschätzt werden, insofern er als Ge-
neralprobe verstanden werden kann. 
Während die USA nicht tabula rasa 
machen konnten, bewies der Wider-
stand seine Verankerung und Kraft. 
Sollte es den USA misslingen ihrem 
Marionettenregime eine einigerma-
ßen solide Basis zu geben, so ist der 
Ausbruch eines abermaligen, verallge-
meinerten Aufstandes möglich.

Amerikanisches Einlenken
Um diese Eskalation hintan zu halten, 
müssten die USA wie die Briten  
einlenken und den Eliten ein glaub-
würdiges Angebot auf Kooperation 
und damit verbunden einen gewis-
sen selbständigen Handlungsspiel-
raum einräumen.

Die von ihnen inszenierte Macht-
übertragung ist sicher als ein sol-
cher Versuch intendiert. Doch seine 
Glaubwürdigkeit bleibt aufgrund der 
Erfahrungen grundlegendem Zwei-
fel ausgesetzt. Einige der wichtigsten 
Souveränitätsrechte, wie beispielswei-



20

International Intifada Nr. 17

se die militärische Kontrolle über das 
Staatsterritorium, bleiben weit davon 
entfernt „übertragen“ zu werden. Bis-
her lastet die Bürde des gescheiterten 
Regierungsrats noch zu schwer auf 
der neuen Regierung.

Der nächste Versuch der USA be-
steht in der Selektion einer Natio-
nalversammlung, die die Wahlen für 
das kommende Jahr vorbereiten und 
der Übergangsregierung als Zierpar-
lament beigestellt werden soll. Da-
bei kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass es den Besatzern gelingen 
könnte, die politischen und sozialen 
Eliten unterschiedlicher Provenienz 
auf ihre Seite zu ziehen. Denn diese 
verteidigen tatsächlich nur ihre Inte-
ressen, nämlich als solche anerkannt 
zu werden und ihre traditionelle Rol-
le spielen zu können. Die Besatzungs-
verwaltung, so wie sie das vergangene 
Jahr kennzeichnete, blieb für sie un-
akzeptabel und trieb sie in den Wi-
derstand. Doch eine prinzipiell anti-
imperialistische Position kann ihnen 
nicht unterstellt werden.

Vieles wird davon abhängen wie 
breit die Beteiligung am Wahlpro-
zess sein wird. Einiges deutet darauf 
hin, dass gerade aus dem arabisch-
nationalistischen Bereich des Wider-
stands viele mit einer Teilnahme ko-
kettieren.

Der Widerstand als politische 
Alternative
Was den militärischen Aspekt des 
Widerstands betriff t, so wurde die-
ser durch die Bildung einer iraki-
schen Übergangsregierung kaum be-
einträchtigt. Das Niveau der Angriff e 
auf die Besatzungskräfte sowie ihre 
lokalen Hilfstruppen bleibt unver-
mindert hoch.

Doch die von den Besatzern in-
szenierten und von diesen gelenkten 
Wahlen werden nicht verhindert wer-
den können, solange der Widerstand 
keine politische Alternative zu bie-
ten in der Lage ist. Im Gegenteil, sie 
könnten zu einer politischen Margi-
nalisierung des Widerstands führen.

Bisher scheint die Bildung ei-
ner gemeinsamen politischen Front 
der verschiedenen Kräfte des Wider-
stands durch ihre gegenseitigen Wi-

dersprüche behindert worden zu ein. 
Die arabisch-nationalistische Ten-
denz, in deren Zentrum sich die Res-
te der Ba‘th-Partei befi nden, schien 
angesichts ihrer militärischen Kraft 
die Führungsrolle in Anspruch zu 
nehmen, was insbesondere vom schii-
tischen Islamismus Muqtada al-Sadrs 
abgelehnt wurde. Dessen Teilnahme 
am Widerstand wandte die Kräfte-
verhältnisse jedoch deutlich zu seinen 
Gunsten. Vieles deutet darauf hin, 
dass sich auch im sunnitischen Wi-
derstandsmilieu die Verhältnisse zu-
gunsten eines nationalistischen Isla-
mismus verschieben, dem Falluja als 
Vorbild gilt. Dieser darf nicht mit al-
Qaida verwechselt oder gar gleichge-
setzt werden, die im Irak zwar über 
Militante verfügt und Operationen 
durchführt, aber dennoch keine fes-
ten Wurzeln schlagen konnten. Ganz 
im Gegensatz zur vom Wahhabis-
mus kommenden al-Qa‘ida, die ei-
nen strengen Antischiitismus pre-
digt, spricht sich die anwachsende 
sunnitische nationalislamische (und 
nicht so sehr islamistische) Tendenz 
für einen nationalen Schulterschluss 
mit dem schiitischen Widerstand aus. 
Die gegenseitigen Solidaritätsbezeu-
gungen während des Volksaufstan-
des geben Anlass zu Hoff nung auf 
diesen unumgänglichen politischen 
Brückenbau.

Das stärkste Potential liegt aber 
auf jeden Fall bei der Bewegung 
Muqtada al-Sadrs, die den natio-
nalen mit dem sozialen Kampf ver-
schmelzen kann, nicht nur weil seine 
Anhängerschaft weitgehend mit den 
ärmsten Schichten der Bevölkerung 
kongruent ist, sondern weil im schii-
tischen Islam ein sozialrevolutionärer 
Aspekt mitschwingt, der sich auf eine 
lange Tradition stützt und leicht frei-
gelegt werden kann.

Obwohl keine der drei Wider-
standskräfte explizit für eine de-
mokratische konstituierende Nati-
onalversammlung eintritt, so steht 
Muqtadas Bewegung dieser Schlüssel-
forderung mit Sicherheit am nächs-
ten. Mehrfach sprach er sich für de-
mokratische Wahlen unter Einschluss 
aller Bevölkerungsgruppen aus. Dies 
impliziert einmal grundsätzlich die 

Volkssouveränität und steht im still-
schweigenden Gegensatz zum ira-
nischen Modell der Herrschaft des 
Klerus (Vilayat-e Fakih). Mag der 
Klerus zu den Wahlen antreten, seine 
Macht erhält er nach dieser Konzepti-
on kraft des Volkes Willen und nicht 
kraft der Mittlerrolle des Klerus zu 
Gott. Dieser grundsätzlich demokra-
tische Zugang, der die grundlegende 
Voraussetzung einer vereinigen politi-
schen Widerstandsfront ist, scheint 
bei den sunnitischen Kräften sowohl 
mit islamischer als auch mit nationa-
ler Färbung viel weniger gegeben zu 
sein. Dort ist die Rolle der traditio-
nellen Eliten, die die Macht für sich 
allein beanspruchen, viel stärker ver-
ankert und intakt. 

Konsequenzen für das 
amerikanische Imperium
Die neokonservativen Architekten 
des amerikanischen Empires konzi-
pierten nicht so sehr den Krieg gegen 
Afghanistan, sondern jenen gegen 
den Irak als Fundament ihres Gebäu-
des. Afghanistan blieb eine Ouvertü-
re, bei der es um Rache und um die 
prompte Wiederherstellung der ver-
lorenen Ehre ging.

Im Irak ging es ums Prinzip, das 
es gegenüber der ganzen Welt ex-
emplarisch durchzusetzen galt. Kein 
Staat der Welt darf sich den amerika-
nischen geostrategischen Interessen 
widersetzen. Alle müssen sich Was-
hington bedingungslos unterwerfen 
oder mit der militärischen Vernich-
tung rechnen – ungeachtet jeden Völ-
kerrechts oder selbst des amerikani-
schen Rechts. Die monopolare Welt 
mit dem Zentrum USA ist auf der 
Basis des Rechts des Stärkeren wider-
spruchslos zu akzeptieren – so die Re-
alverfassung des amerikanischen Im-
periums.

Erfolg oder Misserfolg im Irak be-
misst sich nicht allein danach, ob der 
Widerstand die US-Militärmaschi-
ne besiegen und schließlich zu ver-
treiben vermag. Dies bleibt das Ma-
ximalziel des Widerstands, das aber 
angesichts der internationalen Kräf-
teverhältnisse auf absehbare Zeit 
schwer zu erreichen sein wird. Für 
die USA besteht ein Misserfolg al-
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lerdings bereits in der Notwendigkeit 
dem von ihnen im Irak eingesetzten 
Regime soviel Selbständigkeit geben 
zu müssen, dass es nicht mehr voll-
ständig zur Durchsetzung ihrer geo-
politischen Interessen dient bzw. – in 
Vermeidung einer solch misslichen 
Lage – die Schaff ung eines dauer-
haften Konfl iktherdes, der das Risi-
ko der Ausbreitung in der Region in 
sich birgt.

In beiden Fällen wäre der Versuch, 
den Irak zu einer richtiggehenden 
Provinz des US-Imperiums zu ma-
chen, gescheitert. Das zöge weitrei-
chende internationale Konsequenzen 
nach sich, insofern als damit anderen 
Kräften signalisiert wäre, dass sie sich 
ebenfalls widersetzen könnten. 

Daher bleibt die Annahme rich-
tig, dass sich im Irak das Schicksal des 
amerikanischen Imperiums entschei-
det – jedoch nicht als katastrophis-
tisches Szenario, bei dem zwischen 
Bejahung bzw. Unterstützung und 
Zusammenbruch kein Raum bleibt, 
sondern als wichtiger Meilenstein ei-
nes historischen Konfl iktes, der in der 
ganzen Welt ausgetragen wird. 

Je stärker der irakische Wider-
stand ist, je mehr er sich in der Lage 
erweist, die imperialistischen und 
insbesondere auch die speziell impe-
rialen Pläne der USA zu durchkreu-
zen, desto mehr wird das im Aufbau 
begriff ene amerikanische Imperium 
nicht nur behindert, sondern desto 
kraftvoller und schneller kann sich 
der antiamerikanische Widerstand 
formieren um dem Imperium den 
Garaus zu machen.

Willi Langthaler
Ende Juli 

 Willi Langthaler ist Aktivist der Antiimperi-

alistischen Koordination in Wien. 

Marwan Barghuti 
setzt Hungerstreik fort
In einem Kommuniqué vom . Sep-
tember  fordert die Palästinen-
sische Gesellschaft für Gefangene 
(PPS) ein dringendes Einschreiten 
um das Leben von Marwan Bar-
ghuti zu retten, der sich entschloss, 
den Hungerstreik nicht wie der Rest 
der Gefangenen zu beenden, nach-
dem die Israelis seine Isolationshaft 
um ein weiteres Jahr verlängert hat-
ten. Marwan Barghuti befi ndet sich 
bereits seit zwei Jahren in Isolati-
onshaft. Laut dem Internationalen 
Roten Kreuz ist er mittlerweile so 
schwach, dass er nicht länger selbst-
ständig stehen kann. Er hat mehr 
als  Kilogramm seines ursprüng-
lichen Gewichts verloren und leidet 
unter akuter Dehydrierung. Außer-
dem wurde er zu Beginn des Hunger-
streiks sadistischerweise in einen Ge-
fängnistrakt verlegt, in dem vorrangig 
israelische Kriminelle, hauptsächlich 
aus dem Siedlermilieu im Westjord-
anland, ihre Strafen verbüßen. 
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Abduljabbar al-Kubaysi, Vorsitzen-
der der Irakischen Patriotischen Al-
lianz (IPA) und bekannter Exponent 
des Volkswiderstands, wurde am . 
September  in Bagdad verhaftet. 
Er befand sich in einem Viertel, das 
von der Guerilla kontrolliert wird. 
Das Haus wurde von den US-Besat-
zungstruppen gestürmt, dabei wur-
den Hubschrauber, Panzer und an 
die hundert schwerbewaff nete Solda-
ten eingesetzt. 

Sofort nach der anglo-amerika-
nischen Aggression beschloss Abdul-
jabbar sein dreißigjähriges Exil zu be-
enden. Er kehrte in den Irak zurück, 
um sich im Kampf gegen die Besat-
zer zu engagieren. Seit mehr als ei-
nem Jahr hat er all seine Energie dar-
auf verwendet unter sehr schwierigen 
Bedingungen die Einheit aller für die 
Unabhängigkeit und Souveränität 
seines Landes kämpfender Volkskräf-
te herzustellen. 

Sein leidenschaftlicher Einsatz 
für die Freiheit des Irak, seine Hinga-
be für sein vom Krieg geprüftes Volk, 
seine unerschütterliche Bestimmt-
heit im Kampf gegen die imperialis-
tischen Eindringlinge haben ihm die 
Feindschaft sowohl der Amerikaner 
als auch ihrer lokalen Marionetten 
(in erster Linie jene des sogenannten 
Premierministers Allawi) eingetragen, 
die ihn schon seit geraumer Zeit ver-
folgten. 

Wir geben unserem scharfen Pro-
test gegen die Gefangennahme von 
Abduljabbar Ausdruck und verurtei-
len das Verschwinden zahlreicher Per-
sonen, die sich gegen die Besatzung 
zur Wehr setzten. Tatsächlich haben 
wir es mit einem Akt internationa-
ler Piraterie zu tun, ausgeführt von 
einer despotischen – vergessen wir 
Abu Ghraib nicht – und illegitimen 
Macht, für die Demokratie nur für 
jene gilt, welche die blutige Besat-

zung akzeptieren. 
Wir drücken der Familie und den 

Genossinnen und Genossen Abdul-
jabbars unsere volle Solidarität aus 
und verlangen seine sofortige Frei-
lassung. Sollte dies nicht umgehend 
in die Tat umgesetzt werden, wer-
den wir uns für die Entsendung ei-
ner internationalen Delegation nach 
Bagdad einsetzen, um unserer Forde-
rung Nachdruck zu verleihen. 

Freiheit für 
Abduljabbar al-Kubaysi! 

Besatzungstruppen 
raus aus dem Irak!

Selbstbestimmung 
und Freiheit 
für das irakische Volk! 

xxx unterstützende Organisationen

Freiheit für Abduljabbar al-Kubaysi
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Die „Araber und Moslems“ steigen in 
jedem Fall als unverbesserliche Böse-
wichte aus, denen letztlich eine aufs 
Haupt gehört – um die humanitäre 
Katastrophe hintan zu halten, ver-
steht sich. Alles scheint sich bestens 
in den amerikanischen Krieg gegen 
den „Terror“ zu fügen.

Ein halbes Jahrhundert 
Bürgerkrieg im Südsudan
Anlass genug hinter die Kulissen der 
off ensichtlichen Medienmanipula-
tion zu blicken und einen Versuch 
zu machen, in das komplizierte Ge-
fl echt eines Konfl ikts einzudringen, 
der nicht nur eine lange und wech-
selvolle Geschichte hat, sondern sich 
zumindest auf drei in einander ver-
strickten aber durchaus analytisch 
trennbaren Ebenen von lokalen, na-
tionalen und internationalen Interes-
sen entfaltet.

Der Konfl ikt um Darfur, dessen 
Eskalation nicht so weit zurückliegt 
wie jene im Süden des Landes, kann 
ohne den Kontext des dortigen Bür-
gerkrieges nicht verstanden werden. 
Dieser brach unmittelbar um die Un-
abhängigkeit des Landes  aus und 
dauert mit einigen Unterbrechungen 

– die andere Entwicklungswege auf-
zeigen – seit damals an. Seine Wur-
zeln reichen tief in und sogar vor die 
Kolonialzeit zurück, wenn auch den 
Briten das zweifelhafte Verdienst zu-
kommt, ihn politisch nutzbar ge-
macht zu haben.

Der moderne Sudan 
als Produkt des Mahdi-
Aufstandes
Die Einnahme Khartums durch die 
Armeen des Mahdi, des islamischen 
Messias,  stellten für die britische 
imperiale Herrlichkeit eine schwere 
Erschütterung dar. Unerhörte zwei 

Jahrzehnte, bis , hielt sich der 
vom Mahdi gegründete Staat, bis 
London sich angesichts der aggressi-
ven französischen Expansion in Af-
rika zur Rückeroberung entschloss. 
Trotz einer scheinbar vormodernen 
islamischen Ideologie legte der Mah-
di-Aufstand die Grundlagen des mo-
dernen sudanesischen Nationalstaa-
tes, indem er sehr unterschiedliche, 
auch in Konfl ikt miteinander stehen-
de soziale Formationen gegen die bri-
tischen Kolonialherren vereinigte.

Möglich wurde das, weil sich 
die Briten nicht nur die Stämme am 
Nil und im Sahel entfremdet hatten, 
sondern vor allem auch die moder-
nen Klassen der arabischen Händ-
ler (Jellaba) sowie der Beamten. Ein 
bedeutendes Moment konstituier-
te das vom anglo-ägyptischen Kon-
dominium ausgesprochene Verbot 
des Sklavenhandels, das sich in ei-
nen regelrechten Krieg gegen die Jel-
laba ausweitete. Während der Handel 
mit Schwarzafrikanern aus dem Sü-
den bis in die Antike zurückreicht, 
stieg er durch die mit der kolonialen 
Durchdringung einhergehenden Ein-
gliederung in den Weltmarkt sprung-
haft an.

Auf der Basis einer an sudanesi-
sche Traditionen anknüpfenden an-
tikolonialen islamischen Errettungs-
ideologie konnten die sufi stischen 
Orden, die Jellaba sowie die Stäm-
me, die historisch unterschiedlichen 
staatlichen Zentren im Sahel am Nil 
einschließlich Ägyptens sowie des 
abessinischen Hochlandes angehört 
hatten, vereinigt werden. Während 
es sich durchaus um einen antikolo-
nialen Volksaufstand handelte, so war 
dieser nur sehr indirekt Ausdruck ei-
nes soziales Kampf der traditionel-
len und der modernen Unterklassen. 
Denn er stärkte deren Einheit mit 

den Eliten, auch wenn diese in einer 
völlig neuen Form regierten.

Die ungleiche Beziehung mit 
dem Süden
Die Sahelzone war in ihrer gesam-
ten Ost-West-Erstreckung durch 
den Transsahara-Handel in den letz-
ten Jahrhunderten zunehmend isla-
misiert und in geringerem Umfang 
arabisiert worden. Im Sudan trenn-
ten allerdings die naturräumlichen 
Gegebenheiten den tiefen Süden 
durch eine regelrechte Barriere (ara-
bisch Sudd), ein gewaltiges, durch re-
gelmäßige Überschwemmungen für 
dauerhafte Besiedlung ungeeignetes 
Sumpfgebiet vom Norden ab. Erst 
durch die Sklavenjagd im . Jahr-
hundert kam es zu einigen arabischen 
Handelstützpunkten, die aber zu kei-
ner nennenswerten Assimilierung der 
sozialen Umgebung führten.

Das Problem der Sklaverei be-
schäftigt die sudanesische Gesell-
schaft bis heute. Es gibt zweifellos 
nach wie vor eine chauvinistische 
Haltung gegenüber der schwarzen, 
nicht islamischen Bevölkerung aus 
dem Süden, die in der sozialen Pyra-
mide des Nordens die unterste Stel-
lung einnimmt. Es gibt sogar Berich-
te von noch heute vorkommenden 
Versklavungen und der Übergang zu 
modernen kapitalistischen Unterdrü-
ckungsbeziehungen ist fl ießend.

Dennoch ist es nicht angebracht, 
die Sklaverei pauschal gegen die isla-
misch-arabische Komponente der su-
danesischen Gesellschaft in Anschlag 
zu bringen, so wie es der Westen und 
insbesondere einige Vertreter der 

„Black Community“ der USA tun – 
während die USA selbst es ablehnen 
ihre diesbezügliche Schuld einzuge-
stehen und dementsprechende Re-
parationszahlungen zu leisten, wie 
es verschiedentlich von afrikanischen 
Stimmen gefordert wurde. 

Die Institution der Sklaverei 
prägte ebenso viele der schwarzafri-
kanischen Stammesgesellschaften. 
Überhaupt sehen Stammesverfassun-
gen in allen Teilen der Welt die Ver-
sklavung der gefangen genommenen 

Déjà-vue in Darfur?
�Völkermord in Darfur durch arabische Reitermilizen�, �Hundert-
tausende Tote und Millionen Vertriebene durch arabischen Ter-
ror�, �Westen fordert humanitäre Militärintervention� � so oder 
ähnlich lauten seit Monaten die Schlagzeilen der Medienma-
schine. Unweigerlich fühlt man sich an die mediale Begleitmu-
sik der Kriege gegen Jugoslawien, Afghanistan und vor allem 
den Irak erinnert.
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Gegner vor. Darum konnte es auch 
zu keinem geschlossenen Widerstand 
gegen die Sklavenhändler und ihre 
aus privilegierten Sklaven zusam-
mengesetzten Armeen kommen. 

Vielfach wird dem dominanten 
arabisch-islamischen Sudan Rassis-
mus gegenüber Schwarzen vorge-
worfen. In gewissen Aspekten mag 
das stimmen, doch der Islam verbie-
tet die Versklavung von Anhängern 
der drei monotheistischen Religio-
nen und die Freilassung von Sklaven 
gilt als religiöse Wohltat. Die Annah-
me des Islam stellt einen Weg aus der 
Sklaverei dar. So sind über Jahrhun-
derte die ehemaligen schwarzen Skla-
ven in die arabisch-islamische Ge-
sellschaft assimiliert worden, so dass 
diese letztendlich von ihrer Haut-
farbe her selbst schwarz wurde. Das 
steht ganz im Gegensatz beispielswei-
se zur US-Gesellschaft, wo trotz der 
Aufhebung der Sklaverei die Schwar-
zen eine nach wie vor rassistisch un-
terdrückte Kaste bilden. Im Sudan 
sollte im Gegensatz dazu eher von 
Kulturchauvinismus als von Rassis-
mus gesprochen werden, wobei die 
Phänomene ineinander übergehen.

Die Briten nahmen die arabisch-
islamische Expansion nach Süden je-
denfalls als Konkurrenz und Gefahr 
für ihre kolonialen Interessen wahr. 
Während sie nach der bitteren Erfah-
rung der Mahdiyya, des Mahdi-Staa-
tes, für den Norden „indirect rule“ 
vorsahen, formulierten sie eine gänz-
lich separate und sogar entgegenge-
setzte „Southern Policy“. Den kol-
laborierenden Eliten des Nordens 
konnten und wollten sie die arabisch-
islamische Kultur nicht nehmen, der 
Süden sollte indes ihrem Einfl uss sys-
tematisch entzogen werden, was sich 
in den „closed districts“ ausdrück-
te. Dementsprechend förderten sie 
die Christianisierung und führten 
als Verwaltungs- und Bildungsspra-
che Englisch ein. Es gab selbst Über-
legungen den Südsudan den ostafri-
kanischen Kolonien anzugliedern. 
Ökonomisch wurde der Norden ty-
pisch kolonialkapitalistisch struk-
turiert, beispielsweise durch große 
Baumwollplantagen, während der 
Süden wegen seiner Unzugänglich-

keit kaum in die kapitalistische Ar-
beitsteilung integriert wurde und 
folglich nach kapitalistischen Krite-
rien unterentwickelt blieb.

Als die Kolonialisten  abzo-
gen, war abzusehen, dass die entschei-
denden Positionen im Staatsapparat 
von den arabisch-islamischen Eliten 
ausgefüllt werden würden; denn wäh-
rend die Briten im Norden einen ne-
okolonialen Staat hinterlassen hatten, 
gab es im Süden kaum einen Ansatz 
dafür. So erschien der britische Ab-
zug vielfach als Übergabe des Südens 
an den Norden. Dagegen rebellierte 
die südliche Garnison und gab so den 
Startschuss für den Bürgerkrieg.

Erst nachdem im Zuge der lin-
ken und antiimperialistischen Mobi-
lisierungen  General Nimeiri mit 
Unterstützung der Kommunisten ge-
gen die traditionellen, die Jellaba ver-
tretenden und auf die Sufi -Orden ge-
stützten Parteien putschte, konnte es 
zu einer politischen Lösung kommen. 
 handelte er im Abkommen von 
Addis Abeba mit der Guerilla eine 
Autonomie aus, die trotz zahlreicher 
verbleibender Reibereien zum Frie-
den führte.

Doch nachdem Nimeiri die Kom-
munisten unterdrückt, sich wieder 
der Händler- und Kapitalistenklasse 
der Jellaba angenähert und die Hoff -
nungen der Volksmassen auf sozialen 
Fortschritt enttäuscht hatte, wandte 
er sich auch außenpolitisch von der 
UdSSR ab und den USA sowie ih-
ren Verbündeten in Nahost, nämlich 
Ägypten und Saudi-Arabien, zu. Um 
sich an der Macht zu halten, setzte er 
auf die Islamisierung, was  in der 
Einführung des islamischen Rechts, 
der Scharia, für das ganze Land ein-
schließlich des Südens gipfelte. 

Diese De-facto-Außerkraftset-
zung der Autonomie von  ent-
zündete den Bürgerkrieg erneut. Die 
Sudanesische Volksbefreiungsarmee/-
bewegung (SPLA/M) John Garangs 
konnte auf die Unterstützung der 
DERG-Regierung Äthiopiens und 
damit indirekt der UdSSR zählen, 
während Nimeiri und seine Nach-
folger in Khartum auf die Hilfe der 
USA bauten. So war es auch der US-
Ölmulti Chevron, der mit der Ent-

wicklung der Ölvorkommen beauf-
tragt wurde.

Während die konservative Na-
tionale Islamische Front (NIF) von 
Präsident Bashir und Chefi deolo-
ge Turabi  putschte, veränder-
te sich durch den Zusammenbruch 
der Sowjetunion das internationa-
le Umfeld so grundlegend, dass es 
zu einem richtiggehenden Fronten-
wechsel kam.  unterstützte die 
NIF-Regierung den Irak gegen den 
Feldzug der Heiligen Allianz und 
schlug damit die Tür zum Westen zu. 
Von da an wurde sie als „sicherer Ha-
fen“ für Terroristen kategorisiert und 
zählte zu den zu isolierenden Schur-
kenstaaten. In Äthiopien kam auf der 
anderen Seite ein proamerikanisches 
Regime an die Macht, das die Unter-
stützung für die als links geltenden 
südsudanesischen Rebellen einstellte. 

Das ermöglichte den Regierungs-
truppen eine erfolgreiche Off ensi-
ve gegen die SPLA. Dabei kam ih-
nen auch eine Spaltung der Rebellen 
entgegen, die sich vordergründig um 
die Frage der Sezession drehte. Ga-
rang und seine Torit-Fraktion be-
harrten auf der Forderung nach ei-
ner Autonomie im Rahmen eines 
demokratisch-säkularen Sudan, wäh-
rend die Nasir-Fraktion für die Sezes-
sion eintrat. Den eigentliche Hinter-
grund der Spaltung stellte jedoch das 
Problem zwischen den verschiedenen 
sich herausbildenden südsudanesi-
schen Ethnien dar. Während Garang 
die Dinka, die zahlenmäßig stärks-
te Gruppe repräsentiert, stützen sich 
seine Opponenten auf die Volksgrup-
pen der Nuer und Shilluk. Im inner-
südlichen Bürgerkrieg konnte die 
Nasir-Gruppe ebenso auf die Unter-
stützung Khartums zählen.

Durch die vielversprechenden Öl-
funde im Süden gewann der Konfl ikt 
zusätzlich an Brisanz. Khartum woll-
te die alleinige Kontrolle über Aus-
beutung, Transport und Verarbeitung 
des Rohöls, während die SPLA einen 
Teil des Kuchens für den Süden for-
derte. Khartum plante eine Pipeline 
nach Port Sudan am Roten Meer so-
wie eine Raffi  nerie beim Verladeha-
fen. Die SPLA hingegen forderte die 
Verarbeitung in der Nähe der Ölfel-
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der und die Anbindung an den Welt-
markt über die Südroute nach Mom-
basa, Kenia, am indischen Ozean. So 
griff  die Guerilla die Explorations-
stätten immer wieder an, was den Be-
ginn der Ölförderung jahre-, wenn 
nicht jahrzehntelang verzögerte. 

Ähnlichen Zündstoff  bietet der 
Konfl ikt um das Wasser des Nils, von 
dem nicht nur der Nordsudan, son-
dern auch ganz Ägypten abhängig ist. 
Um die Wassermengen zu erhöhen 
plante man ein gewaltiges Entwäs-
serungsprojekt, das den Sudd prak-
tisch zum Verschwinden bringen und 
so die Verdunstung hinanhalten soll-
te. Der Jonglei-Kanal könnte aller-
dings nicht nur unabsehbare ökolo-
gische Folgen haben, sondern würde 
auch die Lebensgrundlage von Milli-
onen von sesshaften, teil- und vollno-
madisierenden Anwohnern zerstören, 
die die Region von der Größe Britan-
niens in einem komplizierten und aus-
geklügelten symbiotischen Gefl echt 
nutzen. Bereits eine kleine Störung, 
die einer Volksgruppe die Ressour-
cen entzieht, kann eine Kettenreakti-
on von Konfl ikten hervorrufen, die zu 
bürgerkriegsartigen Verhältnissen füh-
ren kann, wie sie heute im Darfur, am 
Bahr al-‘Arab und in den Nuba-Ber-
gen bestehen. Durch die Angriff e der 
SPLA konnte der Kanal allerdings bis 
heute nicht fertig gestellt werden.

Nomaden gegen Sesshafte � 
traditioneller Sahel-Konß ikt
Während die Entwicklung des Bür-
gerkriegs im Süden mit der kapita-
listischen Durchdringung einhergeht, 
hat der Konfl ikt im Sahel einschließ-
lich Darfurs vorkapitalistische Wur-
zeln, der heute antagonistische For-
men annimmt.

Weite Teile des an die Sahara 
grenzenden Sahels bieten keine aus-
reichenden Voraussetzungen für sess-
haften Regenfeldbau, sondern kön-
nen mit unterschiedlicher Intensität 
nur von nomadisierenden, den jah-
reszeitlich bedingten Schwankun-
gen der Weidekapazitäten folgenden 
Viehzüchtern genutzt werden. Diese 
gingen mit den weiter südlich oder in 
begünstigten Inseln (im Sudan zum 
Beispiel der Jebel Marra des Darfur 

und die Nuba-Berge, die in einer se-
miariden Umgebung über ausrei-
chend Niederschläge für Regenfeld-
bau verfügen) lebenden sesshaften 
Ackerbauern eine sozioökonomische 
Symbiose ein, die jedoch in Notla-
gen unweigerlich auch Konfl ikte mit 
sich brachte. Längere Trockenperio-
den führten immer wieder dazu, dass 
die durch ihre Lebensweise gezwun-
genermaßen kriegerischen Nomaden 
zu den Wasser- und Bodenressour-
cen der Ackerbauern oder Halbno-
maden drängten und sie diesen strei-
tig machten. 

Im Allgemeinen lässt sich die tra-
ditionelle Stoßzone entlang des west-
lichen Zufl usses des Nils, dem Bahr 
al-Ghazal und dem Bahr al-‘Arab, zie-
hen. Da die Nomaden stärker islami-
siert und arabisiert sind als die Acker-
bauern, erscheint der Konfl ikt oft 
als vermeintlich ethnischer zwischen 
Schwarzafrikanern auf der einen Sei-
te und islamischen Arabern auf der 
anderen Seite. Tatsächlich handelt 
es sich aber um einen im Kern sozi-
oökonomischen Konfl ikt, der wie in 
Darfur auch zwischen Moslems und 
an den Rändern des Sudds auch zwi-
schen schwarzafrikanischen Stäm-
men ausgetragen werden kann.

Es gab allerdings ebenso einen tra-
ditionellen Schlichtungsmechanismus, 
der die Opfer in akzeptablen Grenzen 
hielt. Die zahlreichen historischen Sa-
helstaaten, die Mahdiyya aber auch 
die britische Kolonialmacht spielten 
allesamt eine Schlichterrolle. Doch 
mehrere Faktoren führten dazu, dass 
es für Kompromisse keinen Spielraum 
mehr gibt und die Konfl ikte sich in 
blutige Bürgerkriege verwandeln:

Erstens werden die Dürreperi-
oden immer länger und trockener 
und die Wüste stößt jährlich um eini-
ge Kilometer gen Süden vor. In wel-
chem Ausmaß die Desertifi kation auf 
menschliches Eingreifen zurückzu-
führen ist, kann nicht genau bemes-
sen werden. Dass der menschliche 
Raubbau aber wesentlich Mitschuld 
trägt, ist unbestreitbar. So hat die zu-
nehmende Kommerzialisierung der 
Wirtschaftsbeziehungen zu einer Ver-
größerung der Herden geführt, die 
auch durch die Bohrung von Tief-

brunnen ermöglicht wurden. Letzt-
endlich führte die Überweidung viel-
fach zur gänzlichen Zerstörung von 
gewaltigen Weidefl ächen.

Zweitens und noch viel bedeu-
tungsvoller ist die mechanisierte Kul-
tivierung von Handelsfrüchten („cash 
crops“) in nicht bewässerbaren Zo-
nen. Dieser Trend folgt dem Diktat 
des Internationalen Währungsfonds. 
Dabei werden Flächen, die zuvor in 
zum Teil kollektiver Nutzung lokaler 
Stämme waren, ohne dass sie über ei-
nen Rechtstitel verfügten, vom Staat 
meist an Jellaba vergeben, die über 
Kapital verfügen oder Zugang zu 
Krediten haben. Die ursprüngliche 
Bevölkerung wird vertrieben oder ihr 
wird – bei der Nutzung als Weide – 
der Zugang verweigert. Schnell sind 
die Böden ausgelaugt oder erodiert 
und müssen aufgegeben werden. Zu-
rück bleiben abgeholzte, unbrauchba-
re und verwüstete Zonen. Dabei han-
delt es sich um Millionen von Hektar, 
also einem signifi kanten Anteil der 
bebaubaren Fläche des Sudans.

Drittens bewaff nete die Khar-
tumer Regierung viele nomadische 
Stämme, in einem zusammenfassen-
den Begriff  als Baggara bezeichnet, 
mit Schnellfeuerwaff en, um sie gegen 
die die Guerilla unterstützenden oder 
im Bereich der Ölförderung lebenden 
Volksgruppen einzusetzen. Dabei neh-
men die traditionellen Auseinander-
setzungen, die oft an Rituale grenzten, 
schnell einen extrem blutigen Charak-
ter an. Die vielzitierten Janjawid kön-
nen als ein solches Beispiel gelten.

Dabei kann aber keineswegs von 
einer völligen Kontrolle oder gar 
Steuerung der Milizen durch die Re-
gierungstruppen ausgegangen wer-
den. Historisch gesehen gab es zwi-
schen Jellaba und Baggara immer 
wieder heftige Auseinandersetzungen. 
So beteiligten sich letztere beispiels-
weise am britischen Feldzug gegen 
die Jellaba. Die Forderung nach der 
Entwaff nung der Milizen durch die 
Regierungskräfte muss daher fast als 
Ding der Unmöglichkeit erscheinen, 
denn das Tragen von Waff en wird als 
zentraler Bestandteil des Ehrenkodex 
verstanden – sie käme also fast der 
Eröff nung eines neuen bewaff neten 
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Konfl ikts gleich.

Ethnische Säuberungen?
In der westlichen Darstellung wird 
der sudanesische Bürgerkrieg zu ei-
nem glatt dualen Konfl ikt zwischen 
dem unterdrückenden arabisch-is-
lamischen Norden und dem un-
terdrückten schwarzafrikanischen, 
christlichen Süden, den es zu unter-
stützen gilt – dass Darfur islamisch 
ist, fällt da nicht weiter ins Gewicht. 
Die ethnischen Säuberungen, die 
von den zum globalen Hauptfeind 
der westlichen Zivilisation erklärten 
islamischen Arabern ausgehen wür-
den, müssten mit allen Mitteln be-
endet werden.

Tatsächlich ist ethnische und na-
tionale Identität im Sudan sehr viel 
komplexer und vielschichtiger und 
enthält im Kern eine sozioökonomi-
sche Funktion im Rahmen der tradi-
tionellen subsaharischen Arbeitstei-
lung, genauso wie die Konfl ikte auf 
Probleme und Störungen in dieser 
Arbeitsteilung zurückgehen.

So waren auch in Darfur bis vor 
wenigen Jahrzehnten ethnische Zu-
gehörigkeiten noch durchlässig. Ara-
bische Stämme, die im Jebel Marra 
sesshaft wurden, transformierten sich 
zu Mitgliedern von als nichtarabisch 
geltenden Stämmen, obwohl sie wei-
terhin arabisch sprachen. Umgekehrt 
gibt es Nomaden, die nicht arabisch 
sprechen, sich aber dennoch als Ara-
ber verstehen. Es muss von mehreren 
Zugehörigkeitsebenen ausgegangen 
werden, die der Begriff  der Ethnie 
nicht adäquat zu fassen in der Lage 
ist, obwohl seine Bedeutung als Re-
sultat des Konfl ikts zunimmt.

So hat der Bürgerkrieg im Süden 
keineswegs zur Herausbildung einer 
südsudanesischen Nation geführt, 
sondern von ethnischen Großgrup-
pen, wie den Dinka, Nuer oder Shil-
luk, die jeweils untereinander zwar 
sprachliche Ähnlichkeiten aufweisen, 
aber in sozioökonomische Entitäten – 
üblicherweise als Stämme bezeichnet 

– zersplittert sind, welche ehemals das 
zentrale Identitätsmoment bildeten. 
Besonders augenfällig ist die Diskre-
panz zwischen der durch den Kon-
fl ikt geschaff enen Ethnie und der 

ehemals identitätsstiftenden sozioö-
konomischen Entität bei den Nuba. 
Die Nuba-Berge sind ein Rückzugs-
gebiet schwarzafrikanischer Stäm-
me, die jedoch jeweils mit arabischen 
Baggara-Stämmen eine (ungleiche) 
soziale Symbiose eingingen. Unter-
einander hatten die schwarzafrika-
nischen Stämme auch durch die to-
pografi schen Gegebenheiten kaum 
Austausch. Entsprechend gibt es auch 
keine gemeinsame Sprache und oft 
gehören die Sprachen sogar verschie-
denen Familien an, so dass sie unter-
einander unverständlich sind. Trotz-
dem war eine Folge des Krieges die 
Herausbildung einer Nuba-Identität.

Vergleichbar ist dieses Phäno-
men mit den Auswirkungen des Krie-
ges in Afghanistan. Auch hier gab es 
ein vielfältiges Gefl echt an Identität-
sebenen. Zwar gab es die afghanische 
Form des Persischen, Dari, als Staats- 
und Bildungssprache, von einer tad-
schikischen Ethnie konnte aber keine 
Rede sein, zu zersplittert und unter-
schiedlich waren die Sprecher dieser 
Sprache, die außer dieser nichts mit-
einander verband. Heute hingegen ist 
die ethnische Entität Tadschiken ein 
Faktor erstrangiger Bedeutung im 
Land am Hindukusch. Ähnliches gilt 
für andere Volksgruppen.

Wandel der US-Sudanpolitik
Die er Jahre waren seitens der USA 
von einer Konfrontationspolitik ge-
prägt, die  in der Bombardie-
rung einer angeblichen Fabrik für 
chemische Waff en bei Khartum gip-
felte. Später mussten selbst die USA 
einräumen, dass es sich um einen 
pharmazeutischen Betrieb gehandelt 
hatte. Obwohl sich Khartum weitge-
hend den Forderungen der USA un-
terwarf, Bin Laden, der damals noch 
nicht als unumstrittener Champi-
on des Bösen fi gurierte, auswies und 
auch die Aufl agen des IWF befolgte, 
blieb Washington hart und betrach-
tete den Sudan als Terrorstaat. Das 
lag ganz auf der Linie von Clintons 
Menschenrechtsimperialismus.

 gelang es Khartum erst-
mals nach zwanzig Jahren verzweifel-
ter Versuche größere Mengen Rohöl 
zu exportieren. Die Förderkonzessio-

nen gingen in erster Linie an chine-
sische Unternehmen, die auch den 
Bau der lange geplanten Pipeline ans 
Rote Meer unterstützten. Die anglo-
amerikanischen Medien läuteten die 
Alarmglocken. Wenn die Berichte 
über tausende chinesische Soldaten 
zwar stark übertrieben erscheinen, so 
bleibt kein Zweifel über das massive 
chinesische Engagement. Die Aus-
sicht, dass China die strategische 
Kontrolle über einen potentiell mit-
telgroßen Erdölexporteur, noch dazu 
weit außerhalb der unmittelbaren 
chinesischen Einfl usssphäre erlangen 
könnte, musste in Washington zu-
mindest Besorgnis erregen.

Auch den USA dürfte es nicht 
entgangen sein, dass sich mit den 
steigenden Erdöleinnahmen Khar-
tums das Blatt im sudanesischen Bür-
gerkrieg für die Regierung wendet, 
auch wenn es scheint, dass sie den Sü-
den mittelfristig nicht befrieden kön-
nen werden. Daher setzt Washington 
statt auf Eskalation eher auf ein Ab-
kommen. So könnten die Beziehun-
gen zu Khartum vorsichtig normali-
siert und ein Fuß in den Erdölsektor 
gesetzt werden, während die Interes-
sen des Südens als Rute im Fester ver-
bleiben. Eine Arbeitsgruppe in der 
Nähe der US-Administration drückt 
das so aus: „Wenn der Süden nun – 
mit entsprechender internationaler 
Unterstützung – in ernsthafte Ver-
handlungen eintritt, befi ndet er sich 
in einer besseren Position seine politi-
schen und ökonomischen Interessen 
zu sichern, als wenn er diesen Schritt 
auf Jahre hinausschiebt.“

Als Hindernis für diese Linie er-
weist sich die US-Präventivkriegs-
doktrin, die dazu tendiert alle Kon-
fl ikte über einen Kamm zu scheren. 
Die jüngste mediale und diplomati-
sche Eskalation um Darfur kann als 
Ausdruck dessen interpretiert wer-
den. Eine „kollaterale“ Funktion ist 
sicher von Palästina und Irak abzu-
lenken und die Araber nicht als Un-
terdrückte, sondern als Unterdrücker 
darzustellen. Andererseits könnte die 
Eröff nung einer neuen Front im Dar-
fur auch als zusätzliches Druckmittel 
gegenüber der NIF-Regierung die-
nen, die ihrerseits nach einem Ende 
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der Isolation und einem Ausgleich 
mit Washington strebt. 

Hinzu kommt, dass die verschie-
denen Rebellengruppen und insbe-
sondere die SPLA John Garangs kei-
ne reinen Marionetten des Westen 
darstellen, sondern durchaus Eigen-
interessen vertreten, die nicht immer 
und direkt den Vorstellungen und 
Planungen des State Department 
und des Pentagon folgen. 

Erst im vergangenen Juli, als Dar-
fur schon in aller Munde war, gab das 
deutsche Unternehmen Th ormählen 
Schweißtechnik AG bekannt, von 
John Garang den Auftrag zum Bau 
und Betrieb einer   km langen 
Bahnstrecke vom Südsudan in die 
kenianische Hafenstadt Mombasa 
erhalten zu haben. Sollte es ver-
wirklichbar sein – was unter den heu-
tigen Umständen keineswegs als ge-
geben angenommen werden kann 

– ist es nicht nur wirtschaftlich, son-
dern auch politisch ein dicker Fisch. 
Laut treff enden Kommentaren der 
kenianischen Presse wird die Eisen-
bahnlinie „die politische und geogra-
phische Landschaft des Kontinents 
verändern“.

Jedenfalls hat sowohl die Darfur-
Kampagne als auch diese Ankündi-
gung die Kräfteverhältnisse wieder 
etwas zuungunsten von Khartum 
verschoben. Eine schnelle Einigung 
ist nicht abzusehen, ein militärisches 
Eingreifen der USA allerdings eben-
falls nicht. Aus Washingtons Sicht ist 
ein so massiver Schritt gar nicht nö-
tig, da es über genügend wirkungs-
volle Druckmittel zur Durchsetzung 
seiner Interessen verfügt. 

Antiimperialistische 
und sozialrevolutionäre 
Positionierung
Da es sich um einen vielschichtigen 
Konfl ikt handelt, bedarf es auch einer 
diff erenzierten Stellungnahme. Klar 
ist, dass sich die gegenwärtige Kampa-
gne in den globalen Präventivkrieg ge-
gen den arabisch-islamischen Wider-
stand einreiht. Jede imperialistische 
militärische Intervention, und sei sie 
auch noch so humanitär getarnt, muss 
abgelehnt und bekämpft werden. Das 
gilt ebenso für die Organisation Afri-

kanischer Staaten, in denen proimpe-
rialistische Regimes wie das nigeria-
nische oder das südafrikanische das 
Sagen haben. Ebenso wenig können 
wirtschaftliche oder sonstige Sankti-
onen hingenommen werden.

Doch es handelt sich bei der is-
lamischen Regierung in Khartum 
keineswegs um ein organisch anti-
imperialistisches Regime. Vielmehr 
trachtete es stets danach die Aufl agen 
des IWF so weit als möglich zu erfül-
len. Am Oberlauf des Nils herrscht 
der politische Ausdruck der traditio-
nellen handelskapitalistischen Klasse 
der Jellaba, deren Konfl ikte mit den 
USA der islamistischen Ideologie und 
ihren Konsequenzen geschuldet sind, 
derer sie jedoch bedarf um sich die 
Unterstützung in breiteren Schichten 
der Bevölkerung zu sichern. Wa shing-
tons Aggression gegen den arabisch-
islamischen Widerstand, die eben 
auch als Krieg der Kulturen geführt 
wird, entfaltet ihre eigene Dyna-
mik und ihre eigenen Widersprüche. 
So haben die USA die herrschende 
Gruppe des Sudan von sich abgesto-
ßen, obwohl hinsichtlich ihrer sozio-
ökonomischen Grundpositionen aus 
imperialistischer Sicht kein Anlass 
dazu bestanden hätte.

Ein solcher Ausschluss zeitigt sei-
nerseits auf die Herrschenden unwei-
gerlich Wirkung und veranlasst sie zu 
Handlungen gegen die Interessen der 
USA – beispielsweise die enge Koo-
peration mit China. Im Ausmaß und 
in der Explosivität kann der Konfl ikt 
zwar mit jenem zwischen der iraki-
schen Ba‘th-Führung und den USA 
nicht verglichen werden, aber ein 
Analogiemoment lässt sich dennoch 
zeigen. Saddam hatte über die er 
Jahre hinweg bereits engstens mit 
Washington kooperiert. Zwar richte-
te sich sein Einmarsch in Kuwait tat-
sächlich gegen US-Interessen, doch 
wäre das Ba‘th-Regime (in beiden Va-
rianten mit und ohne Krieg) in das 
internationale imperialistische Sys-
tem einzubinden gewesen, ohne we-
sentliche Abstriche von US-Interes-
sen machen zu müssen. Der Grund 
für das Embargo und den Geno-
zid war vielmehr die geopolitische 
Notwendigkeit ein Exempel zu sta-

tuieren, mit dem der alleinige Welt-
herrschaftsanspruch der USA unter-
mauert werden konnte.

Die linke und kommunistische 
Bewegung des Sudan, die eine Zeit 
lang zu den stärksten der Region zähl-
te, forderte immer das Selbstbestim-
mungsrecht für den Süden und trat 
für die Autonomie ein. Nur so kann 
die Einheit des Sudan, die grundle-
gend auch eine Einheit gegen den 
Imperialismus impliziert, gewahrt 
werden. Die Unterdrückungspoli-
tik der Jellaba-Klasse, die verbrannte 
Erde in den Erdölgebieten, kann nur 
das Gegenteil bewirken.

In lokale Konfl ikte müsste die 
Regierung vermittelnd und schlich-
tend eingreifen. Sie muss daran ge-
hindert werden, sie für die Interessen 
der handelskapitalistischen Klasse zu 
missbrauchen und so die Einheit des 
Landes zu gefährden.

Die heute gültige Interpretation 
der Scharia als eiserne Diktatur der 
Handelsklasse sollte abgeschaff t wer-
den. Ein demokratisch-säkularer Staat 
sichert nicht nur die Einheit des Su-
dan am besten, sondern in einem sol-
chen können auch die Interessen der 
breiten Volksmassen am besten ver-
teidigt werden. Wenn sich jedoch die 
Mehrheit der Nordsudanesen für die 
Scharia aussprechen sollte, so ist das 
hinzunehmen, darf aber dem Süden 
nicht aufgezwungen werden. Dessen 
Autonomie ist auch im Bereich des 
Rechtssystems zu wahren.

Letztendlich kann der Bürger-
krieg und das Elend der breiten Mas-
se der Sudanesen – das Land am Nil 
zählt zu den ärmsten Ländern der 
Welt – nur durch die Abschüttelung 
des Jochs des IWF und den Sturz des 
Regimes der Jellaba-Kapitalistenklas-
se beendet werden.

Willi Langthaler
. September 

 siehe auch „Ethnicity from perception to 

cause of violent confl icts“, Mohamed Suli-

man, 

 U.S. Policy to end Sudan’s Civil War, Report 

of the CSIS Task Force on U.S.-Sudan Poli-

cy, February  www.thormaehlen-

schweisstechnik.de/aktuell/.out.htm

 Special report: Railway to Link Sudan and 

Kenya, Th e Nation, ..
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In einer Zeit, in der auf der ganzen 
Welt die bewaff nete kommunisti-
sche Bewegung sehr geschwächt ist, 
werden nepalesische Maoisten Tag 
für Tag stärker. Man schätzt, dass 
die Maoisten zehn- bis fünfzehntau-
send Kämpfer und eine unbekannte 
Anzahl von Aktivisten in den Städ-
ten haben. Ihre Stärke liegt im ein-
fachen Volk, es ist ein Volksbefrei-
ungskampf. 

Die Maoisten haben   des 
Landes völlig unter ihrer Kontrol-
le. Am . Februar  beendeten 
sie die parlamentarische Mitwirkung 
und kündigten den bewaff neten Be-
freiungskampf an. Die Ursache dafür 
ist die jahrzehntelang hinter der mo-
narchistischen Fassade herrschende 
Ausbeutung und Gewalt, große wirt-
schaftliche und soziale Probleme so-
wie die Korruption der Politiker und 
Beamten.

Nepal gehört zu den ärmsten 
Staaten der Welt. Mehr als die Hälf-
te der  Millionen Nepalesen sind 
Analphabeten. Es gibt etwa sech-
zig Ethnien und siebzig verschiede-
ne Sprachen. Siebzig Prozent der Be-
völkerung werden vom brahmanisch 
beherrschten Kastensystem nicht als 
gleichwertig anerkannt. Auch die 
Führungskader der Maoisten sind 
vorwiegend Brahmanen. 

Im Süden entlang der Grenze zu 
Indien liegt die fruchtbare Tiefebene 
mit den Ländereien der halbfeudalen 
Großgrundbesitzer, die von Pacht-
bäuerinnen und -bauern und Landar-
beiterInnen bestellt werden.   der 
Nepalesen leben unter der Armuts-
grenze. An der Nordgrenze zu Chi-
na ragen bis über achttausend Meter 
die schneebedeckten Berge des Hi-
malajas hoch. Dort gibt es in   der 
Dörfer nicht genug oder kaum Schu-
len und Krankenhäuser.

In Teilen von Nepal wie Rol-
pa, Rukum, Jajarkot, Salian, Kalikot, 
Daikel, Dolpa hat die CPN (Maois-
ten) starken Einfl uss im Volk. In den 
Jahren – haben sie die ers-
ten Volksregierungen in Armenvier-
teln einberufen, in denen es schon 
vom Volk verwaltete Gefängnisse 

und Volksgerichte gibt. Die Volksar-
mee hat Tag für Tag mehr Dörfer er-
rungen. 

In diesem reaktionären Regime, 
diesem Agenten des Imperialismus, 
sieht man zum ersten Mal eine rie-
sige Ratlosigkeit im königlichen Pa-
last. Es ist daher klar, dass der König 
und seine Mitherrscher immer mehr 
Unterstützung von den US-Ameri-
kanern bekommen. Offi  ziell hat die 
USA in den letzten Jahren mehr als 
dreihundert gut ausgebildete Offi  zie-
re (wir nehmen an, dass inoffi  ziell die 
Anzahl noch viel größer ist) entsendet 
um die instabile nepalesische Armee 
militärisch besser auszubilden.

In Rolpa, einer Provinz von Ne-
pal unter starkem maoistischen Ein-
fl uss, wo es vor   Polizeidienst-
stellen gab, sind nach den Jahren 
 – nur noch insgesamt acht 
übrig geblieben, in der Provinz Ru-
kum von  noch sechs und in der 
Provinz Jajarkot von  nur fünf. Um 
die Maoisten zu entwurzeln patrouil-
lierten die Polizisten früher täglich. 
Aber nun drehen sie nur noch mit 
ihren Flugzeugen Runden über den 
Bergen. 

Im Jahre  kam es zur Flucht 
von  Polizisten aus einem Militärla-
ger. Viele Militärbeamte haben Haft-
strafen bekommen, weil sie nicht im 
Süden Nepals stationiert sein woll-
ten. Auf der anderen Seite vergrößert 
sich die maoistische Bewegung. Die 
Leiter bekommen oft Schwierigkei-
ten, da viele unter -jährige sich der 
Bewegung anschließen wollen, diese 
aber darüber informiert werden müs-
sen, dass sie nicht mitkämpfen dür-
fen. Manchmal treten auch Polizisten 
und Armeebeamten zu den Maoisten 
über. Der Aufstand der Maoisten bil-
det einen Eckpunkt des Problemdrei-
ecks, das die Monarchie in eine Krise 
gestürzt hat, aus der von König Gya-
nen dra und seinen Vertretern kein 
Ausweg mehr gefunden wird.

Was an den Vorposten 
passiert 
Um die alten Herrschaftssysteme um-
zustürzen bilden die Maoisten im Sü-

den des Landes in den Dörfern Volks-
komitees, in denen höchstens fünf 
bis sieben Personen vertreten sind. 
Als Mitglieder von solchen Komitees 
werden zwei Arbeiter, zwei oder drei 
arme Bauern und noch ein oder zwei 
Leute aus der herrschenden Klasse ge-
nommen. Im Jahre - haben 
neben den Maoisten auch die United 
Marxist Leninist Party und die Nepa-
lesische Kongresspartei an den Wah-
len für solche Volkskomitees teilge-
nommen, was die Zusammenarbeit 
der CPN (Maoisten) mit den ande-
ren Parteien beweist. Als ein Zeichen 
einer demokratischen Volksmacht 
am Land fördern die Volkskomi-
tees die Schulbildung, sie organisie-
ren Ärzte, medizinische Versorgung, 
kulturelle Veranstaltungen. Es gibt 
auch Komitees, die sich mit sozialer 
Grundversorgung, einem Volkslohn 
beschäftigen. Der von Privaten be-
sessene Boden wird unter den armen 
Bauern verteilt. Neben den Männern 
bekommen auch Frauen Boden, so-
wie Frauen insgesamt mehr Rechte 
erhalten. Die Bauern werden zur kol-
lektiven Bebauung der Böden ermun-
tert. Auch für die Volksarmee wurde 
eine kleine Heimindustrie gebaut. In 
den letzen Jahren haben die Guerilla-
mitglieder selbst Straßen und Schu-
len errichtet. 

Ein Mobilbankwesen wurde 
ins Leben gerufen, das es einfachen 
Menschen ermöglicht, niedrig ver-
zinste Kredite zu bekommen. Eine 
Frauenorganisation (One Family 
One Production) hilft den Frauen 
mit etwas Neuem anzufangen. Eine 
Jahrhunderte lang gewachsene feuda-
le Kultur fordert die Maoisten her-
aus. Vergewaltigungen und religiö-
se Blindheit sind geringer geworden. 
Der . Mai, der . März (der Inter-
nationale Frauentag), Marx’, Lenins 
und Maos Geburtstage werden ge-
feiert. Arme, obdachlose junge Leu-
te nehmen in neuen demokratischen 
Einrichtungen teil, in der Volksar-
mee, den Industrien, aber auch als 
politische Aktivisten und fi nden eine 
Überlebenschance. Die aus den Dör-
fern vertriebenen Menschen kom-

Rote Sonne am Himalaja 



29

September 2004 International

men nach Hause zurück und fangen 
mit einem neuen Leben an. Tag für 
Tag gestärkt, ist für das Volk die CPN 
(Maoisten) die aller größte Hoff nung 
um die Monarchie zu vertreiben.

Die wachsende revolutionäre Be-
freiungsbewegung in Nepal macht 
Indien ernsthafte Sorgen. Linke Se-
paratisten und andere Bewaff nete 
wie der naxalitische Volkskrieg, den 
die Mao is ten als Modell hernehmen, 
kämpfen und kündigen immer wie-
der neue Anschläge auf Regime-Poli-
tiker an. Am . September  bat 
der nepalesische Präsident Ser Baha-
dur Deuba bei seinem Staatsbesuch 
in Indien den indischen Präsiden-
ten Monmohon Singh um Militär-
hilfe. Auch China beschuldigt die 
Rebellen in Nepal den Namen Maos 
zu entehren. Diese werfen wiederum 
der chinesischen Führung vor, Maos 
Ideale verraten zu haben. Einen Teil 
ihrer Ausrüstung beziehen die Rebel-
len über die nördliche Grenze Chinas. 
China versichert aber, keine Kontak-
te zu ihnen zu unterhalten. Aller-
dings bezeichnet China die Maois-
ten lediglich als „regierungsfeindliche 
Gruppe“, während sie in Nepal und 
Indien nach offi  ziellem Sprachge-
brauch „Terroristen“ genannt werden. 
Von offi  zieller Seite heißt es, chinesi-
sche und nepalesische Truppen wür-
den die Maoisten gemeinsam be-
kämpfen.

Auch die USA unterstützen die 
Bekämpfung der Maoisten, unter an-
derem mit heftiger Propaganda gegen 
den Volksaufstand. 

Der Guerillaführer Prachanda er-
klärte, dass China, die USA und In-
dien alle Eigeninteressen in Nepal 
haben. Er unterstrich auch, dass die 
Guerilla zu Verhandlungen mit der 
Regierung bereit sei, was aber von 
dieser hintertrieben wird. 

Ab . August  kündigten 
die Maoisten eine Blockade Katman-
dus an, die etwa eine Woche dauer-
te. Maoisten forderten die Freilas-
sung inhaftierter Kampfgenossen, 
Informationen über Verschwunde-
ne und eine Untersuchung über die 
angebliche Ermordung von gefange-
nen Rebellen. Wegen des General-
streiks blieb Katmandu eine Woche 

lang völlig vom Rest des Landes ab-
getrennt. Aber einer der Hauptgrün-
de für die Beendigung des General-
streiks durch die CPN (Mao isten) ist, 
dass durch die Blockade der Lebens-
mittelspreis sehr stark angestiegen ist 
und die arme Bevölkerung Schwie-
rigkeiten bekam.

Die Blockade zeigt die Stärke der 
CPN, die seit den letzen Jahren zur 
größten Guerillamacht in Südasi-
en geworden ist. Heute ist die CPN 
(Mao isten) sowohl militärisch als 
auch in ihren legalen Aktivitäten bes-
ser organisiert denn je. Ob diese Stär-
ke ausreicht, um den Volkskampf zu 
gewinnen, ist nicht klar. Jedenfalls 
wird es dem Regime seinerseits nicht 
gelingen, die Guerilla zu besiegen. 
Die Bevölkerung Nepals jedenfalls 
setzt ihre Hoff ungen auf eine bes-
sere Zukunft in Gleichheit auf den 
Volkskampf.

Alin Kalam

 Alin Kalam ist Aktivist der Antiimperialisti-

schen Koordination in Wien
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Diese Nachricht erreichte uns aus 
dem Balata-Flüchtlingslager bei Nab-
lus am . August . Seit unge-
fähr einem Jahr ist Nablus im West-
jordanland das Zentrum des Terrors 
der Besatzungsmacht. Abriegelungen, 
Ausgangssperren, Verhaftungen, Zer-
störungen, Erschießungen und die 
Präsenz der Panzer, Jeeps und Scharf-
schützen in den Straßen gehören zur 
täglichen Realität. Die Meldungen 
über Kinder, die erschossen oder an-
geschossen wurden, häufen sich in 
letzter Zeit, wobei nicht klar ist, ob 
es nur mehr Zeugen gibt oder ob die 
israelischen Soldaten immer weniger 
Hemmungen haben, ausgerechnet 
Kinder zu erschießen.

Die Kinder und Jugendlichen, 
die seit dem . Juli  in Balata 
und Nablus erschossen wurden:

Husam Abu Zaitun,  Jahre
• Salim Alkusa,  Jahre, Bauch-

schuss, stirbt zwei Stunden später 
am . August 

• Sami Abu Mustafa,  Jahre, Kopf-
schuss, . August 

• Bashar Zwiek,  Jahre, Gummi-
geschosse ins Gesicht, blind

• Mohammed Hurani,  Jahre, am 
. August von Scharfschützen er-
schossen

• Yasir Tantawy,  Jahre, erschos-

sen
• Khaled Al-Osta,  Jahre, getö-

tet durch einen Kopfschuss am . 
August 

Alle diese Erschießungen hatten Au-
genzeugen: Keines der Opfer hatte ir-
gendeine Art von Waff e und die Sol-
daten konnten klar sehen, auf wen sie 
schossen. Warum die Kinder und Ju-
gendlichen? Sie sind es, die die Sol-
daten, die sicher in ihren gepanzer-
ten Fahrzeugen sitzen und Macht 
demonstrieren, am leichtesten provo-
zieren können. Die Soldaten erschei-
nen ohne ersichtlichen Grund, par-
ken provokant oder fahren so lange 
durch die Straßen und werfen wahl-
los Tränengas oder Soundgranaten, 
bis die Jugendlichen vielleicht begin-
nen Steine zu werfen und geschos-
sen werden kann. In manchen Situ-
ationen bedarf es nicht einmal der 
Steine.

Die Soldaten besetzen palästinen-
sische Häuser, die sie für ihre Opera-
tionen als passend erachten um zum 
Beispiel günstige Scharfschützenposi-
tionen zu haben. Das bedeutet Terror 
für die Familien und keine Möglich-
keit, das Haus zu verlassen um not-
wendige Lebensmittel oder Medika-
mente zu besorgen. Als das Haus der 
Familie Walwil in der Nacht zum . 

August besetzt wurde, hatte die Frau, 
die im sechsten Monat schwanger 
war, eine Totgeburt. Sechs Monate 
zuvor verlor die Familie einen Sohn 

– von Soldaten erschossen. 
Da der israelischen Armee Augen-

zeugen unangenehm sind, wurden 
hier vier internationale Aktivisten 
verhaftet, die der Familie Lebensmit-
tel und Medikamente brachten.

Am . August wurde das Flücht-
lingslager Askar überfallen. Türen 
wurden willkürlich zertrümmert – 
wie so vieles willkürlich erscheint 
und anscheinend nur der Demüti-
gung und der Verbreitung von Angst 
und Terror dient. Allen Männern 
zwischen  und  Jahren wurde 

„nahegelegt“, sich in der Schule einzu-
fi nden. Wer auf der Straße erwischt 
würde, würde erschossen. Bei dieser 
Aktion wurden, wie bei all den an-
deren, Häuser und Wohnungen de-
moliert, Menschen verwundet und 
getötet.

Ein Auszug aus der Realität in 
Nablus – ein kleiner Auszug aus dem 
Leben unter der Besatzung Israels, 
der Augenzeugen hatte und deshalb 
die Öff entlichkeit erreicht. Er sollte 
reichen, dass man die gängige Defi -
nition von „Terror“ und „Terroris-
ten“ auf den Kopf stellt, begreift, wer 
die Terroristen sind und die ideolo-
gische Mauer durchbricht, die die is-
raelischen Kriegsverbrechen noch im-
mer deckt.

Elisabeth Lindner-Riegler

Nablus � eine belagerte Stadt
�Das sinnlose Erschießen von Kindern muss aufhören. Wir wis-
sen, dass das Morden von Kindern weiter gehen wird, wenn 
die internationale Öffentlichkeit ihre Stimme nicht dagegen er-
hebt.� 
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Am . September verhängte das isra-
elische Militär ohne Gerichtsverfah-
ren eine Haftstrafe gegen Frau Fahi-
ma. Das entsprechende Gesetz wurde 
während der Intifada der letzten vier 
Jahre gegen Tausende Palästinenser, 
aber kaum jemals gegen Israelis an-
gewandt.

Die Behörden verweigerten Aus-
kunft über die genauen Hintergrün-
de, doch Verteidigungsminister Shaul 
Mofaz, der den entsprechenden Be-
fehl unterzeichnete, sagte sie sei „eine 
klare und unmittelbare Gefahr für 
alle Israelis“.

Geheimdienstquellen erklärten 
gegenüber der israelischen Presse, 
dass Fahima in den Bombenangriff  
auf eine Straßensperre des Militärs 
im August verwickelt sei und An-
schläge innerhalb Israels plane.

Fahimas Anwälte und Freunde 
hingegen beschuldigen die Regie-
rung, die drakonischen Sicherheits-
gesetze zu missbrachen um sie zum 
Schweigen zu bringen, da sie das 
Tabu gebrochen hatte, Freundschaft 
mit dem Feind zu schließen und sei-
ne Haltung zu erklären.

Fahima besuchte Zubeidi in Je-
nin zum ersten Mal vor etwas mehr 
als einem Jahr, obwohl die israeli-
sche Regierung ihren Staatsbürgern 
verbietet, palästinensische Städte zu 

besuchen. Sie sagt, sie wollte her-
ausfi nden, was ihn dazu motiviert, 
Menschen zu töten. „Ich wollte ihn 
fragen, wie ein Mensch dazu kommt, 
so etwas zu tun“, sagte sie in einem 
Interview mit dem israelischen Fern-
sehen: „Es gibt eine Ursache. Man 
steht nicht eines Morgens auf und 
beschließt: ‚So, heute führe ich einen 
Angriff  durch.‘„

Die israelische Armee nennt Zu-
beidi einen der meistgesuchten Terro-
risten. Sie versuchte fünf Mal vergeb-
lich, ihn zu ermorden.

Nach mehreren Treff en mit dem 
Kommandanten der al-Aqsa-Briga-
den beschreibt Fahima ihn als einen 
Freiheitskämpfer und „warmherzigen 
Menschen – ich bin froh, in kennen 
gelernt zu haben“. Sie erklärte, sie 
würde sich als menschlicher Schutz-
schild vor ihn stellen um ihn vor isra-
elischen Mordversuchen zu schützen. 

„Es ist schwierig für eine -Jährige, 
die mit bestimmten Werten aufge-
wachsen ist, eines Tages zu erkennen 
dass diese alle falsch waren“, sagte Fa-
hima in einem Interview mit der Je-
rusalem Post im Juni. „Wer ist für die 
Besatzung verantwortlich? Die Pa-
lästinenser? Nein. Es sind die Israe-
lis – und was bin ich? Jüdin und Is-
raeli, und wenn ich zu Hause sitzen 
und nichts tun würde, wäre ich mit 

verantwortlich. Zubeidi ist kein Ter-
rorist, sondern er kämpft gegen die 
Besatzung. Auch die Selbstmordat-
tentäter kämpfen gegen die Besatzer. 
Versetzen Sie sich einmal in ihre Lage. 
Grundlegende Rechte und Freiheiten 
werden ihnen vorenthalten.“

Diese Ansichten haben viele Is-
raelis in Rage gebracht und viele ha-
ben Fahima als Verräterin und Ter-
ror-Sympathisantin bezeichnet. Ihre 
Eltern – religiöse Menschen – spre-
chen nicht mehr mit ihr, und sie ver-
lor ihre Arbeit.

Fahimas Anwälte weisen darauf 
hin, dass die Behörden Anklage er-
heben würden, anstatt Fahima in die 
Grauzone der Verwaltungshaft (Ge-
fängnisstrafe ohne Gerichtsverfah-
ren) abzuschieben, wenn sie Bewei-
se hätten.

Justizminister Yosef Lapid sagte, 
dass keine Anklage erhoben würde, 
um die geheimdienstlichen Quellen 
zu schützen: „Es gibt ganz konkre-
te Beweise, die mir vorgelegt wur-
den, dafür dass sie Handlungen setz-
te, die die Sicherheit des Staates Israel 
gefährden. Die zuständigen Beamten 
meinen, dass es für die Sicherheit Is-
raels besser ist, dass sie bis zu einem 
eventuellen Prozess in Haft bleibt.“

Doch Fahimas Anwältin Smadar 
Ben-Natan erklärt, dass ihre Klientin 
letzten Monat festgenommen wurde, 
nachdem sie sich weigerte, für den 
israelischen Geheimdienst Shin Bet 
Spitzeldienste zu leisten. 

Chris McGreal
Th e Guardian, . September 

 Der Bericht wurde von der Redaktion über-

setzt und leicht gekürzt. 

Friedensaktivistin 
als �Gefahr für Israel� in Haft

Tali Fahima diente in der israelischen Armee, wählte Ariel Sha-
ron und zweifelte nicht daran, dass ihr Land gegen den Terro-
rismus und ums Überleben kämpfte. Doch letztes Jahr las die 
29-jährige Anwaltssekretärin in einer israelischen Zeitung über 
Zakariya Zubeidi, den Anführer der al-Aqsa-Märtyrerbrigaden 
in Jenin � eine Gruppe, die für den Tod Hunderter Israelis in 
Selbstmord- und Bombenanschlägen verantwortlich ist. Frau 
Fahima entschloss sich, Herrn Zubeidi zu fragen, warum er Ju-
den tötet.
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Die Situation täglicher Gewalt, das 
Alltagsleben unter militärischer Be-
satzung, die Abwesenheit funktio-
nierender sozialer und institutionel-
ler Strukturen zieht auch das soziale 
Gewebe der palästinensischen Gesell-
schaft, die sich in erster Linie auf die 
Familienstrukturen stützt, in Mitlei-
denschaft. Erste Opfer dieser Ent-
wicklung sind Frauen und Kinder. 

Die sozialen und wirtschaftlichen 
Bedingungen begünstigen das An-
steigen sexuellen Missbrauchs, auch 
in der Familie. Zahlen und Statisti-
ken existieren nicht, denn das Th ema 
ist weitgehend tabu. Hazem Hajal, 
Vorsitzender des Jugendberatungs-
zentrums in Nablus sagt: „Wenn 
zehn Leute in zwei Zimmern zusam-
menleben und in der Stadt praktisch 
permanent Ausgangssperre herrscht, 
ist es schwierig, inzestuöse Beziehun-
gen und Spannungen aller Art zu ver-
meiden“. Diese Situation wird auch 
durch die Armut begünstigt. Junge 
Leute können nicht heiraten, sexuel-
le Beziehungen innerhalb des Fami-
lienkreises nehmen zu. Junge Frauen, 
deren Männer getötet oder inhaftiert 
wurden, sind mitunter den männli-

chen Mitgliedern der Familie ihres 
Mannes ausgeliefert. 

„Männer, junge aber auch älte-
re, sitzen aufgrund von Arbeitslosig-
keit oft zuhause fest. Sie verbringen 
viel Zeit vor dem Fernseher und oft 

„probieren“ sie das, was sie am Bild-
schirm sehen, mit ihren Töchtern 
oder Schwestern aus“, sagt Shaden 
Bustami, Leiterin des Vereins zum 
Schutz der Familie. Laut Bustami ist 
die Zahl der Hilfesuchenden in den 
Jahren  und  um das Drei-
fache gestiegen. 

Die Besatzung, der Ausnahmezu-
stand, die wirtschaftliche und soziale 
Krise führt nicht immer und überall 
zu Vorfällen dieser Art, doch die Ge-
walt, welche die palästinensische Ge-
sellschaft auf allen Ebenen bedroht, 
hat insbesondere die Situation der pa-
lästinensischen Frauen verschlechtert. 
Frauen müssen oft zum Lebensunter-
halt der Familie beitragen, bzw. die-
sen hauptsächlich bestreiten, was sie 
mitunter, zumindest im wirtschaftli-
chen Sinne, zu Familienoberhäuptern 
gemacht hat. Diese neue Verantwor-
tung hätte in einem normalen Kon-
text eine positive Entwicklung für die 

Frauen einleiten können, doch unter 
den gegenwärtigen Bedingungen be-
deutet sie eine zusätzliche Belastung, 
über die Verpfl ichtungen des Haus-
halts und die Pfl ege und Unterstüt-
zung gestresster Männer und verängs-
tigter Kinder hinaus. 

Die Verschlechterung der Si-
tuation der Frauen und Kinder in 
den palästinensischen Gebieten hat 
viel mit der Situation der Männer 
zu tun. Während inzwischen etli-
che Beratungs- und Unterstützungs-
strukturen existieren, die Frauen und 
Kindern helfen mit sozialen und psy-
chologischen Problemen umzugehen, 
gibt es, abgesehen von Vereinen zur 
Unterstützung von gefolterten Ge-
fangenen, nichts vergleichbares für 
Männer. Die militärische Besatzung 
schließlich macht es fast unmöglich 
den Auswirkungen der Krise auf den 
sozialen und familiären Zusammen-
halt mit Gesetzen und Verordnungen 
entgegenzutreten.

Margarethe Berger 
und Charlotte Malterre

gestützt auf Berichte von Le Monde

Palästinensische Frauen
Opfer der Kriegsituation
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Qalqilya, eine palästinensische Stadt 
an der Grünen Linie, ca. fünfzig Ki-
lometer nordwestlich von Jerusalem. 
  Einwohner. Auf allen Seiten 
umgeben von der acht Meter hohen 
Apartheidmauer. Um rein- oder raus-
zukommen, brauchen die Bewohner 
einen Passierschein, ausgestellt von 
israelischen Behörden, kontrolliert 
von israelischen Soldaten an dem 
einzigen Checkpoint der Stadt. Isra-
elischen Staatsbürgern und Auslän-
dern ist es per Gesetz verboten die 
Stadt zu betreten.

Seit dem Mauerbau im Juni  
hat sich das Leben erheblich verän-
dert. Die Zahlen an sich sind erschre-
ckend:   Dunum Land wurde 
konfi sziert, über die Hälfte der Stadt-
fl äche. Vor dem Mauerbau sah die 
Sozialstruktur etwa so aus: Die Hälf-
te der Menschen lebte von der Land-
wirtschaft, etwa ein Viertel der Män-
ner arbeitete in Israel, und ein Viertel 
in Qalqilya. Da die meisten Felder 
außerhalb der Mauer liegen und die 
Arbeit in Israel de facto unmöglich 
wurde, sieht die Lage jetzt trist aus. 
  leben unter der Armutsgren-
ze. Die Geschäfte haben zwar off en, 

doch gekauft wird nur das Allerwich-
tigste. Praktisch der einzige Arbeits-
geber ist die palästinensische Autono-
miebehörde (PA), die dieser Aufgabe 
nur mäßig nachkommt. Polizisten, 
Verkehrsregler, Büroarbeit und Stra-
ßenkehrer sind die Arbeiten, die sie 
vergibt. Ein Straßenkehrer zum Bei-
spiel bekommt zwanzig Schekel pro 
Tag, kann aber nur zwei Wochen im 
Monat arbeiten (Preisvergleich: eine 
Zigarettenpackung sieben Schekel, 
das sind ca. , Euro). Im Gegen-
satz dazu kostet ein Kilometer der Hi-
Tech-Sicherheitsanlage eine Million 
Dollar. Qalqilya wird von  Kilo-
metern Mauer umgeben. „Kümmere 
dich nicht um die Palästinenser. Sie 
können sich lange nur von Brot und 
Salz ernähren,“ sagt Hessian Abu Ali, 
, mit grimmigem Humor.

Doch obwohl das Überleben Tag 
für Tag schwieriger wird, sehe ich in 
der Stadt keinen einzigen Bettler und 
keinen Obdachlosen. Der Grund da-
für liegt in der Hilfe von der Fami-
lie und der Nachbarschaft. Familien 
lassen in Lebensmittelgeschäften an-
schreiben und machen wenn mög-
lich woanders Schulden. Ein -jähri-

ger Student verrät mir einen anderen 
Überlebenstrick:   der Autos in 
Qalqilya sind von Israelis gestohlen. 
Sein Cousin hat gestern ein Polizei-
auto hereingebracht. Es gibt auch in-
ternationale Hilfe, diese wird haupt-
sächlich von der PA verteilt. Doch 
diese sieht sich immer mehr der 
Kritik wegen Korruption und Ver-
schwendung ausgesetzt.

Verglichen mit der Situation in 
Gaza ist Qalqilya noch gut dran. 
Hassan glaubt das Ziel der israeli-
schen Apartheidpolitiker zu kennen: 

„Sie wollen die Einwohnerzahl auf 
  senken. Sie wollen ein Land 
ohne Leute.“ Und bislang scheint 
diese Politik Erfolg zu zeigen. Seit 
dem Mauerbau haben   Men-
schen Qalqilya verlassen. Doch was 
ist, wenn die Menschen ihre Hei-
mat nicht verlassen wollen und sie 
trotz der miserablen Umstände ver-
teidigen? Ein Kreislauf aus Ausgangs-
sperren, Militärinvasionen, Bomben 
und Selbstmordanschlägen ist vor-
hersehbar. Dann wird Qalqilya das 
neue Gaza.

Franz Bortenschlager

Überleben im KäÞ g
Bericht aus der eingeschlossenen Stadt Qalqilya
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Am . August um ca. vier  Uhr 
Nachmittags betraten vier internatio-
nale Friedensaktivisten (Aaron/USA, 
Tom/England, Uwe/Deutschland 
und ich, Franz/Österreich) von 
ISM (International Solidarity Mo-
vement) und ein palästinensischer 
Sanitäter ein Haus im Flüchtlings-
lager Balata in der Nähe von Nab-
lus. Es war der fünfte Tag der Mi-
litärinvasion namens “Cleaning the 
trash” (ein Name sagt alles). Solda-
ten besetzten ein Apartment. Die Fa-
milie war in einem anderem Raum 
im gleichen Apartment. Wir woll-
ten diese Familie mit Wasser, Es-
sen und Medikamenten versorgen. 
(Laut Menschenrecht hat jeder Zivi-
list während Militäroperationen das 
Recht auf medizinische Versorgung).
Wir versuchten vorher, mit den Solda-
ten durch Rufe (“Unarmed Internati-
onals and Medical Relief. We want 
to see the family. We are not interes-
ted in you.”) Kontakt aufzunehmen. 
Sie antworteten nicht. Während wir 
reingingen und zum Apartment rauf-
gingen, wiederholten wir die Rufe. 
Als wir im Halbstock vor der Woh-
nung waren, stürmten zwei Soldaten 
raus, mit Gewehren auf uns gerichtet. 
Uwe war zu diesen Zeitpunkt nicht 
bei uns. Wir wurden geschnappt, in 
die Wohnung, in den Raum, wo die 
Familie saß, geschmissen. Wir muss-
ten unsere Taschen und Hosensäcke 
entleeren, Handys und Pässe wurden 
konfi sziert. Unsere Hände wurden 
mit Kabelbinder hinter den Rücken 
gefesselt. Wir konnten nicht mitein-
ander reden. Die Soldaten verhielten 
sich sehr aggressiv. (O-Ton: “If you 
don’t shut up, we will bash your face 
against the wall until it’s fl at”). 

Nach ein paar Minuten wurde 
Uwe in den Raum geschmissen. Er 
konnte runtergehen, andere infor-
mieren, ging dann wieder rauf und 
wurde genauso festgenommen. Die 
Soldaten schlugen ihn. Die Situation 
im Raum war beschissen: Die Frauen 
weinten, die Kinder waren geschockt. 

Dann wurde uns ein Shirt über den 
Kopf gestülpt. Es war unglaublich 
heiß, ich hatte Probleme zu atmen. 
Ich war kurz davor, das Bewusstsein 
zu verlieren. Nur dank des Familien-
vaters, der mir Wasser gab, blieb ich 
halbwach. Ich weiß nicht, wie lan-
ge dieser Zustand dauerte. Kurz be-
vor die Soldaten das Haus verließen, 
wurde das Shirt entfernt. Wir wurden 
in das Wohnzimmer gebracht. (Dort 
waren die Soldaten, ich glaube sie 
haben das als eine Art Scharfschüt-
zennest missbraucht), dann wieder 
in den anderen Raum gebracht. Zu 
diesen Zeitpunkt war es mir mög-
lich, mit den Kindern mittels Ges-
tik kleine Späße zu treiben. Als die 
Soldaten das Haus verließen, wurden 
Uwe, Tom und ich in die Mitte ge-
nommen. Aaron (er hatte das Glück, 
den Pass nicht bei sich zu haben) und 
der Sanitäter blieben bei der Fami-
lie zurück. Vor dem Hauseingang 
warfen die Soldaten Soundgranaten 
und Rauchbomben. Der Hausein-
gang liegt in einer für Autos zu enge 
Gasse. Auf der Hauptstraße wartete 
ein Militärjeep auf uns. Wir wurden 
hineingedrängt. Erneut wurde ein 
T-Shirt über unseren Kopf gestülpt.
Nach ein paar Minuten hielt der 
Jeep. Wir Gefangenen mussten raus 
in einen anderen Jeep. Als ich als letz-
ter rauskroch, kickten einige Solda-
ten mit ihren Füßen nach mir. Wir 
wurden auf eine Militärbasis ge-
bracht. Nachdem wir den Jeep ver-
lassen hatten, mussten wir uns in 
einer Reihe aufstellen. Durch das T-
Shirt konnte ich nur die Silhouet-
te der Soldaten erkennen. Ich hörte, 
wie sie an ihren Gewehren rummach-
ten. Ein paar Soldaten machten Spä-
ße. Einer steckte mir ein gebrauch-
tes Taschentuch in die Hose. Dann 
wurden wir – immer noch mit ver-
bundenen Augen und Arme hinter 
dem Rücken gefesselt – in das Innere 
der Basis geführt. Eine kleine Stein-
mauer war unser Gefängnis für die 
nächsten Stunden. Das T-Shirt wur-

de mit einer „professionellen“ Augen-
binde gewechselt. Wie Schwerverbre-
cher saßen wir auf der Mauer. Nach 
einiger Bettelei durften wir aufs Klo 
gehen. Für kurze Zeit ohne Kabel-
binder. Nach noch längere Bettelei 
konnten wir rauchen. Dafür wurden 
unsere Hände vor uns gefesselt. Dies 
blieb auch nach der Zigarette so. An-
fangs waren die Soldaten äußerst un-
freundlich. Speziell Uwe wurde als 
Nazi beschimpft. Ein Soldat spiel-
te auf der Gitarre und sang verar-
schend: “Stop killing Balata Child-
ren”. Später wurden sie freundlicher. 
Gegen  Uhr nachts kam die Po-
lizei. Endlich wurden Kabelbin-
der und Augenbinde entfernt. Wir 
wurden in die Polizeistation in Ari-
el, eine große Siedlung im Westjord-
anland, gebracht. Dort erfuhren wir 
was uns vorgeworfen wurde: Behin-
derung von Soldaten in ihrer Pfl icht 
und Gefährdung von Soldatenleben! 
Beide Vorwürfe sind totaler Blöd-
sinn. Die Soldaten sind bewaff net, 
wir nicht. Sie gefährden andere und 
unser Leben. Auch behinderten wir 
die Soldaten nicht. Es wäre ihnen je-
derzeit möglich gewesen uns fortzu-
jagen. Sie haben uns in unsrer Pfl icht 
behindert, Menschenrechte anzu-
wenden. Wir wurden befragt (Aus-
sageverweigerung). Gegen drei Uhr 
wurden wir in unsere Zelle gebracht.
Tom, Uwe und ich konnten uns 
eine Zelle teilen. Zwischen sechs 
und halb sieben wurden wir wie-
der geweckt. Frühstück: Das ers-
te Essen, seitdem wir festgenommen 
worden waren. Es bestand aus ei-
ner Tasse Tee, zwei Stück Toastbrot 
und etwas Käse. Dann wurden wir 
zum Ben-Gurion-Flughafen ins Ab-
schiebe-Zentrum gebracht. Unser 
Recht auf einen Telefonanruf wur-
de ständig missachtet. Erst gegen elf 
Uhr mittags konnten wir mit unserer
Anwältin reden. Eine Stunde später 
waren wir frei. Der Grund für unsere 
Freilassung war nicht, weil sie einsa-
hen, dass sie im Unrecht waren, auch 

Friedensaktivisten während 
Invasion in Nablus verhaftet
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Allein die Tatsache, dass das Anti-
imperialistische Lager in Assisi, Ita-
lien, vom .bis . August  ab-
gehalten werden konnte, trotz der 
hysterischen antiterroristischen“ He-
xenjagd, kann als eigenständiger Er-
folg gewertet werden. Während die 
italienische Regierung mit ihrem 
amerikanischen großen Bruder ver-
sucht, den heroischen Befreiungs-
kampf des irakischen Volkes blutig 
zu ersticken, strebt sie innerhalb Ita-
liens danach, alle Kräfte die es wagen 
den irakischen Widerstand zu unter-
stützen zum Schweigen zu bringen. 
Auf diesem Weg will sie die Demo-
kratie gleich doppelt außer Kraft set-
zen: einerseits indem sie das Recht 
auf Selbstbestimmung, für welches 
das irakische Volk kämpft und das 
außerdem im Völkerrecht verbrieft 
ist, negieren, und andererseits unter-
drücken sie das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung und politische Orga-
nisierung in Italien selbst – ein Recht 
das im Volkskampf gegen den Fa-
schismus errungen worden war. Tat-
sächlich versucht die Regierung Ber-
lusconis nichts anderes als die Gesetze 
des amerikanischen Imperiums in die 
Tat umzusetzen – was bis jetzt nicht 
vollständig gelungen ist. Indem es 
trotz extrem schwierigen Umständen 
geschaff t wurde das Antiimperialisti-

sche Lager abzuhalten, ist es gelun-
gen die antiimperialistische Position 
zu verteidigen. Die Stimme der Un-
terdrückten dieser Welt wurde inner-
halb der Festung Europa nicht zum 
Schweigen gebracht. Für die weitere 
Verteidigung entschied das Antiim-
perialistische Lager eine Kampagne 
gegen die Guantanamoisierung“ der 
Welt zu lancieren. 

Man darf nicht vergessen, dass 
nur zwei Tage vor der Eröff nung 
unser Basisaktivist William Fediani 
verhaftet wurde, aufgrund der An-
schuldigung der Kopf einer „anarcho-
insurrektionalistischen Verschwö-
rung“ zu sein, die angeblich einen 
Angriff  auf ein Parteibüro der „Al-
leanza Nazionale“ (AN), dem Koa-
litionspartner von Berlusconi, ver-
übt haben soll. Außerdem wird ihm 
vorgeworfen ein Ideologe der Isla-
misierung zu sein. Die Schlagzeilen 
in der Presse hießen da: „Terroristi-
scher Kopf geht mit dem Koran ins 
Gefängnis“. Das stimmte tatsäch-
lich: William schreibt eine Arbeit 
über Dantes Göttliche Komödie und 
suchte nicht nur um den Koran an, 
sondern auch um die Bibel und wis-
senschaftliche Literatur. Das ist nur 
das jüngste Beispiel von Medienma-
nipulation. 

Am . April wurden drei führen-
de Aktivisten und Aktivistinnen des 
Antiimperialistischen Lagers verhaf-
tet und des Terrorismus beschuldigt, 
da sie die Genossen der Revolutio-
nären Volksbefreiungsfront (DHKC) 
aus der Türkei politisch unterstützt 
hatten. Die drei Italiener und Itali-
enerinnen kamen wieder frei, wäh-
rend die Genossin und der Genosse 
aus der Türkei noch immer in Haft 
sind. Der politische Hintergrund da-
von war die Unterstützung des ira-
kischen Widerstands. Daher wurde 
auch die Homepage der Komitees 

Freier Irak gesperrt und ist noch im-
mer außer Betrieb. 

Unterdessen nimmt die Repressi-
on gegen die islamische Gemeinde in 
Italien immer neue Dimensionen an. 
Jeder Moslem ist als potenzieller Ter-
rorist verdächtig, während die Regie-
rung unbeirrt ihren Terror gegen das 
irakische Volk und ihre Unterstüt-
zung für den zionistischen Völker-
mord fortführt.

Das Antiimperialistische Lager 
setzte ein Zeichen, indem es sowohl 
Repräsentanten der unterdrückten 
moslemischen Minderheit Europas 
als auch Führer demokratischer, an-
tiimperialistischer, volksnaher isla-
mischer Bewegungen aus der Türkei 
und dem Nahen Osten einlud. Eine 
Allianz zwischen den revolutionären 
und sozialistischen mit den islami-
schen Kräften gegen den Imperialis-
mus ist am Entstehen. Und es geht 
nicht nur um die Verteidigung der 
demokratischen Rechte für Moslems 
in Europa.

Ein Brennpunkt für das Antiim-
perialistische Lager und dieser Alli-
anz, die entstehen soll, ist die Unter-
stützung des irakischen Widerstands 
und der palästinensischen Intifada. 
In der Anwesenheit der Irakischen 
Patriotischen Allianz, der Irakischen 
Kommunistischen Partei (Kader) 
und der Irakischen Demokratischen 
Patriotischen Kommunistischen 
Strömung, der palästinensischen Be-
wegung Abna’ al-Balad und Reprä-
sentanten von Unterstützungskomi-
tees aus mehreren Ländern, wurde 
der Internationale Aktionstag für den 
irakischen Widerstand wieder bestä-
tigt. Er wurde in Mumbai Resistance 
 für den . September, um den 
Jahrestag der palästinensischen Inti-
fada herum geplant, um die Verbin-
dung zwischen dem Befreiungskampf 
in Palästina und dem Irak herauszu-

Die Stimme der Unterdrückten 
konnte nicht zum Schweigen 

gebracht werden
Ergebnisse des Antiimperialistischen Lagers in Assisi, August 2004

nicht, weil wir beschissen behan-
delt wurden, sondern weil es einen 
Formfehler gab: Soldaten in Palästina 
dürfen „nur“ Palästinenser festneh-
men, Internationale dürfen nur von 
der Polizei festgenommen werden.
Bei der ganzen Geschichte darf nicht 
vergessen werden, dass uns gerade in 
der Haft der Status als Internationa-
ler half. Ein Palästinenser wäre nie so 
glimpfl ich davon gekommen. 

Franz Bortenschlager

F
o
rt

se
tz

u
n

g 
vo

n
 S

ei
te

 




36

Solidarität Intifada Nr. 17

streichen. 
Eine andere eine Schlüsselstel-

lung einnehmende Übereinkunft, die 
in Assisi erzielt wurde, war das nächs-
te Antiimperialistische Lager in Ve-
nezuela nahe der kolumbianischen 
Grenze zu organisieren. Es soll in 
der Weiterführung von Mumbai Re-
sistance stehen, und Unterstützung 
der bolivarischen Bewegung gegen 
das amerikanische Imperium, die ih-
ren derzeitigen höchsten Ausdruck in 
der Volksmobilisierung in Venezuela 
hat, geben. Die revolutionären Kräf-
te brauchen die internationale Unter-
stützung nicht nur um die USA und 
die verbündete lokale Bourgeoisie zu 
besiegen, sondern auch um die Kräf-
te im Staat und im Militär zurückzu-
drängen, die gegen die Nationalisie-
rung der Ölindustrie und der Banken, 
gegen die Landreform und gegen die 
militärische Vorbereitung der Massen 
um das Land gegen einen drohenden 
Yankee-Angriff  verteidigen zu kön-
nen, sind. 

Zu guter Letzt entschied sich das 
Antiimperialistische Lager dafür, an 
dem Vorschlag der illegalisierten bas-
kischen linken Unabhängigkeitsbe-
wegung Batasuna teilzunehmen, eine 
europaweite Koalition von Volkskräf-
ten gegen die liberale, kapitalistische 
und imperialistische Europäische 
Union, mit revolutionären und kom-
munistischen Organisationen, zu bil-
den. Gegen die Europäische Union 
zu kämpfen bedeutet auch gegen die 
USA zu sein und ihren Versuch ein 
Imperium zu errichten, in dem die 
EU ein integraler Bestandteil ist. Der 
Antifaschismus von gestern ist der 
Antiamerikanismus von heute.

Antiimperialistische Koordination

Die Komitees Freier Irak und an-
dere Organisationen, die den iraki-
schen Widerstand unterstützen und 
die in Assisi, Italien, am . August 
 zusammen gekommen sind

1. streichen die Wichtigkeit des 
Erfolgs des Internationalen 

Aktionstages in Unterstützung des 
Kampfes des irakischen Volkes, der 
für den . September geplant ist, 
heraus;

2. nehmen an diesem Tag an 
allen möglichen Initiativen 

in ihren jeweiligen Ländern teil, ge-
meinsam mit allen vorhandenen 
Kräften;

3. gehen davon aus, dass die 
Zeit gekommen ist eine kon-

stante Koordination zwischen den 
einzelnen Komitees in den verschie-
denen Ländern aufzubauen, die über 
den . September hinaus wirksam 
ist, mit dem Ziel eine internationa-
le Konferenz und eine einheitliche 
Front auf die Beine zu stellen, welche 
den Kampf der irakischen Genossin-
nen und Genossen sowie Brüder und 
Schwestern unterstützt;

4. heben die Verbindung zwi-
schen dem irakischen Wider-

stand und dem Widerstand des pa-
lästinensischen Volkes hervor, eine 
Verbindung die symbolisch gegen-
wärtig ist in der Wahl des . Septem-
bers, welcher den Anfang der Intifada 
gegen die zionistische Besatzung Pa-
lästinas in Erinnerung ruft;

5. betonen die Schlüsselrolle, 
die der derzeitige Kampf im 

Irak für eine Zukunft der Mensch-
heit selbst einnimmt, da es eine re-
ale Möglichkeit des Sieges für den 
Widerstand gibt, wodurch sein Bei-
trag für die Kämpfe für Freiheit und 
Selbstbestimmung auf der ganzen 
Welt ein überaus wertvoller ist. 

Stoppt die Besetzung des 
Iraks und Palästinas!

Raus mit allen 
imperialistischen Truppen 
und Militärbasen!

Nieder mit dem präventiven 
Krieg und dem US-Imperium!

Lang lebe der irakische 
Widerstand!

Bei dem Treff en waren Delegatio-
nen sowie Genossinnen und Genos-
sen aus den folgenden Ländern an-
wesend: Irak, Libanon, Palästina, 
Bahrain, Türkei, Italien, Frankreich, 
Baskenland, Schweiz, Österreich, 
Deutschland, Russland, Dänemark, 
Großbritannien, Irland, Norwegen, 
Mexiko, Bolivien, Venezuela

In Richtung eines internationalen 
Aktionstags für den irakischen Widerstand

Resolution der in Assisi anwesenden 
Komitees Freier Irak 
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Im analytischen Teil des Treff ens ging 
es um einen intensiven Informations- 
und Meinungsaustausch über die Be-
satzung und den Widerstand im Irak, 
d. h. über das, was in der Diskussion 
als die „zweite Phase“ des Irak-Krie-
ges, einschließlich ihrer regionalen 
und weltpolitischen Implikationen, 
defi niert wurde. Die Diskussion be-
handelte folgende vier Th emenbe-
reiche:

Irakischer Widerstand
Hierzu erläuterte Dr. Aziz Alkazaz, 
dass es sich bei aller Vielfalt der For-
men um einen einheitlichen Wider-
stand der großen Mehrheit des iraki-
schen Volkes handele. Dieser nehme 
an Einfl uss zu, während die Kräf-
te der Zusammenarbeit mit der Be-
satzung an Boden verlören. Der be-
waff nete Widerstand sei durch die 
irakische Regierung systematisch 
über Jahre hinweg vorbereitet wor-
den und verfüge über ausreichen-
de Bewaff nung und militärisch ge-
schulte Kämpfer. Eine zweite Form 
des militärischen Widerstands sei-
en Sprengstoff anschläge, die von 
meist islamisch motivierten Märty-
rern durchgeführt würden. Aber es 
gebe auch Terrorakte, die eindeutig 
nicht dem irakischen Widerstand zu-
zuschreiben seien und anderen politi-
schen Zielen dienten. Der politische 
Widerstand reiche in seiner Viel-
falt von einfacher Verweigerung der 
Zusammenarbeit mit den Besatzern 
und öff entlicher Kritik über Boykott, 
Protestdemonstrationen und Streiks 
bis zum Aufbau eigener von der Be-
satzung unabhängiger lokaler Verwal-
tungs- und Sicherheitsstrukturen. Im 
Widerstand seien alle drei politischen 
Hauptströmungen vertreten, welche 
die Geschichte des modernen Irak 

schon immer bestimmt haben, näm-
lich die irakisch-arabischen nationa-
len Kräfte, darunter die Ba‘th-Partei, 
ferner die islamischen Kräfte schiiti-
scher und sunnitischer Richtung und 
schließlich sozialistische und ande-
re fortschrittliche Kräfte, darunter 
Kommunisten, die in Opposition zur 
Führung der Irakischen Kommunis-
tischen Partei stehen. Der Oberste 
Rat des irakischen Widerstands erfül-
le die Funktion eines koordinieren-
den Organs der Koalition der patrio-
tischen Kräfte. Es gebe ein klares und 
verbindliches Programm, das den un-
verzüglichen Abzug der Invasoren bis 
zum letzten Soldaten vorsehe, jeg-
lichen Kompromiss mit der Besat-
zungsmacht ausschließe und einen 
genauen Zeitplan für den Wiederauf-
bau demokratischer Staatsorgane ei-
nes befreiten Irak vorsehe. 

Strategie der USA im Irak 
Ergänzend wies Klaus von Raussen-
dorff  darauf hin, dass schon unter 
Clinton die Herbeiführung des Stur-
zes der irakischen Regierung zum au-
ßenpolitischen Ziel der USA erhoben 
wurde. Die Bush/Cheney-Regierung 
sei insofern darüber hinaus gegangen, 
als sie den Versuch unternommen 
habe, den eroberten Irak zur militä-
rischen und politischen Hauptbasis 
und Drehscheibe für ein Programm 
der USA und Israels zur Neuordnung 
des „Größeren Mittleren Ostens“ zu 
machen. Im Interesse der Ölkonzer-
ne der USA und Großbritanniens sei 
der Krieg nicht einfach zur „Siche-
rung der Ölversorgung“ geführt wor-
den, sondern um Russland, Frank-
reich, China und viele andere Staaten 
daran zu hindern, ihre mit dem Irak 
geschlossenen Erdölabkommen pro-
duktiv zu machen. Die mit der Öl- 

und Rüstungsindustrie eng verbun-
dene politische Gruppe, die mit Bush 
in die wichtigsten Regierungsämter 
gelangt sei, gehe von einer Identität 
der Interessen der USA und Israels 
aus. Doch die geopolitischen Strate-
gien beider Länder seien nicht iden-
tisch. Aus dieser Diskrepanz resul-
tierten gravierende Widersprüche der 
Besatzungsstrategie, die mit dazu ge-
führt hätten, einen unversöhnlichen 
Hass in der irakischen Bevölkerung 
zu provozieren und den Widerstand 
unumkehrbar zu machen. 

US-Stützpunkte in der Region 
� Politik der USA und Israels 
gegenüber Iran und Syrien 
Zur Bedeutung der Militärpräsenz 
der USA im Irak skizzierte Dimitri 
Tsalos das weltweite Netz der US-
Stützpunkte, das aus rund  US-
Stützpunkten bestehe. Schon der 
Krieg gegen Jugoslawien habe zum 
Ziel gehabt, mit Camp Bondsteel im 
Kosovo die größte Militärbastion seit 
dem Vietnamkrieg zu errichten. Ein 
wesentliches strategisches Ziel des 
Stützpunktnetzes sei – neben der 
Absicherung der weltweiten militä-
rischen Vorherrschaft – die Kontrol-
le über Ölfelder und vor allem auch 
über die Transportwege. Es zeichne 
sich darüber hinaus deutlich ab, dass 
der Aufbau weiterer US-Stützpunk-
ten am Golf als Drohkulisse und In-
vasionsplattform gegen den Iran ge-
dacht ist. Auch gegen Syrien sei eine 
bedrohliche Kampagne angelaufen. 
Washington habe mit dem Syria Ac-
countability Act vom . Mai  
und den Sanktionen vom . Mai 
 eine Politik gegen Syrien einge-
leitet, die sehr an das Vorgehen gegen 
den Irak erinnere. Washington ver-
lange von Syrien die Einstellung der 
Unterstützung von Hizbullah und 
Hamas, den Rückzug aus dem Liba-
non, den Verzicht auf Raketen selbst 
kurzer Reichweite und den Verzicht 
auf angebliche Programme für bio-
logische und chemische Waff en und 

Deutsches Solidaritätskomitee 
Freier Irak gegründet 

Am 17. Juli 2004 kamen rund dreißig Aktive der Friedens- und 
Solidaritätsbewegung zu einem Gründungstreffen zusammen. 
Die Teilnehmer kamen aus zehn Städten: Berlin, Hamburg, Bre-
men, Duisburg, Köln, Bonn, Bochum, Frankfurt, München und 
Brüssel, weitere Beteiligte hatten sich entschuldigen lassen.
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entsprechende Kontrollen. Auch Sau-
di Arabien werde von Washington 
zunehmend unter Druck gesetzt. Ge-
gen den Iran strebe Washington UN-
Sanktionen an. Alle Anzeichen deute-
ten darauf hin, dass Washington die 
Umgestaltung der Region schon ein-
geleitet habe, ohne dass der Irak be-
reits „stabilisiert“ sei – auf der an-
deren Seite verhindere der irakische 
Widerstand derzeit die Eröff nung 
neuer Kriegsschauplätze. 

Die Rolle Deutschlands 
Claus Schreer hob hervor, dass für 
Deutschland die entscheidende „Zä-
sur“ (Schröder) die führende deut-
sche Beteiligung am Krieg gegen Ju-
goslawien gewesen sei. Damit habe 
sich Deutschland von einer Politik 
verabschiedet, die bis dahin auf ei-
nem weitgehend akzeptierten Kon-
sens beruhte: „Von deutschem Bo-
den soll nie wieder Krieg ausgehen“. 
Die im Irak-Krieg von der Bundes-
regierung behauptete Kriegsgegner-
schaft war keine Rückkehr zu einer 
weniger militaristischen Außenpoli-
tik. Die Friedensbewegung sollte sich 
keinen Illusionen über ihren Einfl uss 
auf die Bundesregierung hingeben. 
Entscheidend war, dass eine Kontrol-
le der USA über den Irak nicht im 

„deutschen“ Interesse lag, und dass 
die USA ihren europäischen „Ver-
bündeten“ keinerlei wirkliche Mit-
sprache einzuräumen bereit waren. 
Dessen ungeachtet, unterwarfen sich 
jedoch die führenden Politiker und 
Medien in Deutschland den Plänen 
der USA und machten Deutschland 
zur logistischen Drehscheibe sowohl 
der US-Invasion im Irak wie der an-
schließenden Besatzungspolitik. Die 
Bundeswehreinsätze auf dem Bal-
kan und – im „Krieg gegen den Ter-
rorismus“ – in Afghanistan sowie 
in Kuwait und am Horn von Afri-
ka, die durchaus eigene militaristi-
sche Interessen verfolgten, wirkten 
für das Vorgehen der USA entlastend 
und unterstützend, nicht zuletzt an 
der Propagandafront. Für den Auf-
bau irakischer Sicherheitshilfskräfte 
der Besatzung wurde deutsche Hil-
fe angeboten. Die Bundesregierung 
enthielt sich nicht nur jeder grund-

sätzlichen Verurteilung des völker-
rechtswidrigen Vorgehens der USA. 
Mit der deutschen Zustimmung zur 
Sicherheitsratsresolution  billigte 
sie auch im Nachhinein den Angriff s-
krieg und legitimierte die Gräuelta-
ten der Besatzung. So ist Deutsch-
land zum Komplizen der Verbrechen 
am irakischen Volk gemacht worden. 

Die Teilnehmer des Treff ens be-
schlossen als nächste Aktivitäten:

• Beteiligung am Internationa-
len Aktionstag am . September 
 aus Anlass des . Jahrestags 
der Intifada. Mobilisierung für 
die Demonstrationen und sonsti-
gen Veranstaltungen gegen „Krieg 
und Besatzung“ in sechs größe-
ren deutschen Städten (Berlin, 
Hamburg, Köln, Frankfurt, Mün-
chen und Stuttgart), zu denen der 
Koordinationskreis „Stoppt die 
Mauer in Palästina“ und weitere 
Organisationen sowie die entspre-
chenden regionalen Koordinati-
onsgremien aufrufen werden. 

• Unterstützung der Bewegung für 
ein internationales Tribunal über 
den Irak-Krieg, Beteiligung am 
nächsten deutschen Hearing 

• Planung einer Irak-Konferenz für 
Ende des Jahres / Anfang nächs-
ten Jahres 

Wer sich am Deutschen Solidaritäts-
komitee Freier Irak beteiligen möch-
te, wird gebeten, den Aufruf „Free 
Iraq – Für ein Solidaritätsbünd-
nis zur Verteidigung der nationalen 
Selbstbestimmung des Irak!“ (sie-
he www.freeiraq.de) per E-Mail an: 
info@freeiraq.de zu unterschreiben. 

 Das Protokoll des Gründungstreff ens wurde 

von der Redaktion leicht gekürzt. 
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Gemeinsam mit diversen internationa-
listischen Gruppen rufen Sie für den 
. September, dem vierten Jahrestag 
der palästinensischen Intifada, zu ei-
nem Aktionstag in Köln auf. Was ge-
nau ist geplant?

Wir werden gemeinsam mit Paläs-
tinenserinnen und Palästinensern ge-
gen die israelische und US-amerikani-
sche Besatzungspolitik auf die Straße 
gehen. Die Demonstration wird am 

„Amerikahaus“ vorbeiführen, welches 
die Kölner Vertretung des US-Ge-
neralkonsulats in Nordrhein-Westfa-
len ist. Hierbei ist es uns wichtig, den 
Zusammenhang zwischen israelischer 
Unterdrückungspolitik und US-ame-
rikanischer Aggression zu thematisie-
ren: Israel intensiviert im Windschat-
ten des US-Kriegs „gegen den Terror“ 
die Vertreibungspolitik gegen die pa-
lästinensische Bevölkerung. Aus die-
sem Grund ist es sehr wichtig, dass der 
bundesweite Rahmenaufruf für den . 
September auch auf den Irak und die 
Neuordnungspläne der USA eingeht. 

Im Kölner Aufruf stellen Sie die Besat-
zung in Palästina mit der des Iraks auf 
eine Stufe. Ist das nicht etwas an den 
Haaren herbeigezogen?

Alles andere als das. Die von den 
USA im Irak eingesetzten Taktiken 
zur kollektiven Bestrafung wie Häu-
serzerstörungen und Inhaftierung 
und Folter von Verwandten und Be-

kannten sind auch die Mittel der is-
raelischen Politik in Palästina. Bei 
der Befragung irakischer Gefangener 
wird das US-Militär von israelischen 
Geheimdienstexperten „beraten“. 
US-Beamte und -Militärs dürfen 
in israelischen Panzern an Razzien 
teilnehmen, um die israelische Auf-
standsbekämpfung zu studieren. So-
weit zur methodischen Ebene. Noch 
viel entscheidender ist jedoch folgen-
der Punkt: Die USA und Israel ha-
ben kongruente Interessen im Nahen 
und Mittleren Osten – außerhalb der 
USA hat kein anderes Land so sehr 
zum Irak-Krieg gedrängt wie Israel. 
Über tausend US-amerikanische Sol-
daten wurden in Israel bei gemeinsa-
men Manövern ausgebildet. Auch ist 
es alles andere als ein Zufall, dass die 
Ausübung politischen und militäri-
schen Drucks auf Länder wie den Li-
banon, Syrien und den Iran weitest-
gehend koordiniert stattfi ndet. 

Dass es bisher zu keiner Eröff -
nung neuer Kriegsschauplätze ge-
kommen ist, ist auf die massiven 
Schwierigkeiten zurückzuführen, mit 
denen die USA im Irak konfrontiert 
sind: Das irakische Volk, das sich der 
Besatzung widersetzt, hält derzeit die 
größte Militärmaschinerie der Welt 
auf und bremst damit weitere ge-
meinsame Kriegsabsichten der USA 
und Israels. 

Es ist völlig absurd, den inneren 

Zusammenhang zwischen US-ame-
rikanischer und israelischer Kriegs- 
und Besatzungspolitik zu leugnen.

Sie fordern von der deutschen Bundes-
regierung und der Europäischen Union 

„Sanktionen gegen die israelische Apart-
heidpolitik“. Ist das angesichts der deut-
schen Geschichte nicht problematisch?

Warum sollte die deutsche Ge-
schichte verbieten, ein völkerrechts-
widriges und rassistisches Bauwerk 
wie die Apartheidmauer mit ökono-
mischen Sanktionen zu belegen? Ge-
rade aufgrund der militaristischen 
und verbrecherischen Vergangenheit 
Deutschlands fordern wir den so-
fortigen Stopp aller deutschen Rüs-
tungsexporte nach Israel sowie öko-
nomische Maßnahmen, um von 
antiarabischem Rassismus gepräg-
te Völkerrechtsbrüche an den Pran-
ger zu stellen. 

Fürchten Sie nicht die Unterstützung 
extrem rechter Gruppen, die sich in der 
jüngsten Vergangenheit des Öfteren mit 
Palästina solidarisiert haben?

Auf die Gefahr hin, Eulen nach 
Athen zu tragen: Der .. ist eine in-
ternationalistische Manifestation, da-
mit a priori eine Manifestation gegen 
Imperialisten, Rassisten und Faschis-
ten. 

Das Interview führte
Markus Bernhart.

Gegen die Besatzung von Palästina und Irak

Zum Internationalen Aktionstag 
am 25. September

Interview mit Thomas Zmrzly, Initiativ e. V., Duisburg
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Seit dem siegreichen Kampf der 
Hizbullah gegen die israelische Besat-
zung im Süd-Libanon und dem Be-
ginn der al-Aqsa-Intifada  zeigt 
sich, dass ein Großteil des Kamp-
fes um nationale Selbstbestimmung 
und gegen die israelische Besatzung 
unter der Fahne des Islam geführt 
wird. Vor allem ist dies ein Ausdruck 
der Veränderungen seit  und des 

„Weltkriegs“ der USA gegen die Län-
der der Dritten Welt, mit dem die 
führende imperialistische Nation 
die Welt ihren ökonomischen Inte-
ressen unterzuordnen versucht. Da-
bei ist der politische Islam für gro-
ße Teile der Menschen im Mittleren 
Osten ein Mittel ihrem Widerstand 
einen Ausdruck zu geben. Der Islam 
ist hierbei ein Versuch sich der impe-
rialistische Assimilierung zu wider-
setzen und eine eigene Alternative 
gegen die imperialistische Ausbeu-
tung und Unterdrückung zu formu-
lieren. Doch der politische Islam ist 
kein Phänomen, das sich alleine auf 
eine „Re-Islamisierung“ stützt, son-
dern tritt vermehrt als eine Bewe-
gung in Erscheinung, die mit eige-
nen politischen Programmen auftritt. 
Während vor  der Islam vor al-
lem eine Bewegung der traditionel-
len feudalen Klassen im Mittleren 
Osten war, ist dieser heute zum gro-
ßen Teil eine Bewegung, die sich auf 
die eigentlichen Prinzipien des Islam, 
wie Gerechtigkeit und Menschlich-
keit, bezieht und diese traditionellen 
Strukturen angreift. War das Kopf-
tuch in der Vergangenheit eher ein 
Zeichen der Unterdrückung der Frau 
in den zum großen Teil noch feuda-
listischen Familienstrukturen, ist es 
heute ein Symbol der sich befreien-
den Frau gegen die westlichen Assi-
milierungsversuche.

In der aktuellen Auseinander-
setzung mit diesen Bewegungen fi n-

den sich viele der einstmals unor-
thodoxen Linken auf der Seite der 
westlichen Hetze gegen „den Islam“ 
wieder. In der allgemeinen „Babari-
sierung“ des neuen Hauptfeindes der 
amerikanischen Demokratie des Gel-
des und der Konzerne, geht ein gro-
ßer Teil der Linken in Europa mit ei-
nem säkularen Fetischismus aus den 
letzten Jahrhunderten hausieren, der 
letztendlich in das gleiche Horn bläst 
wie die US-amerikanischen Kreuz-
ritter. Dabei werden die Unterschie-
de der einzelnen Bewegungen negiert 
und die Bewegungen ohne ihren so-
zialen und politischen Inhalt betrach-
tet. Vor dem Hintergrund des breiten 
Widerstandes im Mittleren Osten ge-
gen die amerikanische und israelische 
Besatzung und der Zerschlagung der 
sozialen und demokratischen Rechte 
in Europa ist eine neue Annäherung 
der fortschrittlichen Linken in Be-
zug auf diese neuen Bewegungen nö-
tig. Hierbei geht weniger darum als 
Linke mit dem erhobenen Zeigefi n-
ger aufzutreten, sondern in eine so-
lidarische Auseinandersetzung zu 
treten. Ziel dabei ist es die Grund-
lagen für eine breite antiimperialisti-
sche Front zu schaff en. Das folgende 
Interview mit der Vorsitzenden von 
Özgür Der, Hülya Şekerci, ist im Zu-
sammenhang unserer Zusammenar-
beit mit der islamischen Organisati-
on HDR (Organisation for Human 
Dignity and Rights) während unse-
rer Aktivitäten gegen den imperialis-
tischen Krieg gegen Afghanistan und 
gegen den Irak entstanden.

Wie kam es zur Gründung von Öz-
gür Der?

Die Gründung erfolgte , in 
der „Periode des . Februar“. Diese 
Phase war gekennzeichnet durch groß-
angelegte gesetzliche und militärische 
Repressionen gegen Muslime. Frau-

en mit Kopftuch demonstrierten für 
ihr Recht auf ein Universitätsstudium. 
Die türkische Polizei setzte Knüp-
pel gegen die Demonstrierenden ein 
und verhängte Arreststrafen. Im wei-
teren Verlauf wurde das Kopftuchver-
bot sogar noch ausgeweitet, z. B. auf 
Beamtinnen. In dieser Phase gründe-
ten wir Özgür Der. Wir koordinieren 
Aktionen gegen das Kopftuchverbot 
und kämpfen für das Recht auf freie 
Meinungsäußerung. Ein weiteres Th e-
ma ist das türkische Gefängnissystem, 
insbesondere die Isolationshaft in den 
F-Typ-Gefängnissen.

Welche Bedeutung hat für Sie das Kopf-
tuch?

Das Kopftuch ist Teil unserer 
Identität – keiner geschlechtlichen, 
sondern einer menschlichen Identi-
tät. Koran und Freiheit gehören für 
uns zusammen. Es stimmt nicht, dass 
das Kopftuch die Frau unterdrückt. 
Das Gegenteil ist der Fall: Frauen 
werden gezwungen, das Kopftuch 
abzunehmen. Frau kann in der Tür-
kei weder an Grundschulen noch an 
Mittelschulen noch an Universitäten 
mit Kopftuch studieren oder lehren.

Wie bewerten Sie die Kopftuch-Debatte 
in den europäischen Ländern?

Die durch den . September 
ausgelösten „Präventivmaßnahmen“ 
üben starken Druck auf Muslime in 
der ganzen Welt aus. In Frankreich 
ist das Kopftuch bereits verboten, in 
Deutschland schon in einigen Bun-
desländern. Ich denke, dass der Wes-
ten die Situation in der Türkei aus-
nutzt, um zu argumentieren, dass das 
Kopftuch selbst in einem Land ver-
boten ist, in dem ein so hoher An-
teil an Muslimen lebt. Auch das Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofes 
führt diese Argumente an. Wir erle-
ben einen globalisierten Angriff  auf 

Kopftuchverbote 
in der Türkei und Europa: 

Cui bono?
Interview mit Hülya �ekerci, Özgür Der 
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September 2004 Solidarität

Am . September  eröff nete 
in Wien das Österreichisch-Arabi-
sche Kulturzentrum. Die darin zu-
sammengeschlossenen Organisati-
onen haben sich zum Ziel gesetzt 
gemeinsam gegen die imperialisti-
sche Globalisierung und für die Ver-
tiefung der Solidaritäts-, der Zusam-
men- und der Bündnisarbeit mit den 
unterdrückten Völkern, den nationa-
len Befreiungsbewegungen und mit 
allen friedens- und gerechtigkeitslie-
benden Kräften zu arbeiten.

Es soll Platz bieten zur Verwirk-
lichung von Ideen und Initiativen, 
die im Zeichen des gemeinsamen 
Kampfs um Freiheit, soziale Gerech-
tigkeit und Gleichheit stehen – Initi-
ativen, die sich gegen Unterdrückung 
in jeder Form, gegen Krieg und Be-
satzung richten, die das neokoloniale 
Projekt des amerikanischen Imperi-
ums in Frage stellen und für sich den 
Anspruch einer eigenen kulturellen 
Identität erheben, der konkret Aus-
druck gegeben werden soll.

Den Schwerpunkt der gemeinsa-
men Arbeit bildet die Solidarität mit 

und der Kampf um nationale Selbst-
bestimmung und Befreiung der arabi-
schen Völker. Denn insbesondere Irak 
und Palästina sind heute off ene Wun-
den der Neuen Weltordnung unter 
US-amerikanischer Führung. Verliert 
die amerikanische Besatzungsmacht 
im Irak, so stellt das die Zukunft des 
US-amerikanischen Versuchs ein glo-
bales Imperium zu errichten grund-
legend in Frage. Der Widerstand des 
irakischen Volkes wird, wie auch je-
ner des palästinensischen, zum Sym-
bol eines gerechten Freiheitskampfes, 
nicht nur für die arabischen Massen, 
sondern weltweit. 

Der Kampf der unterdrückten 
Völker – in Palästina, im Irak, in La-
teinamerika und anderen Teilen der 
Welt – kann nicht unabhängig vom 
wachsenden Unmut der Marginali-
sierten und Entrechteten in den im-
perialistischen Zentren gesehen wer-
den.

Die Etablierung des neolibera-
len Systems und der Krieg gegen den 
Terror stellen auch die sozialen Rech-
te und die Freiheitsrechte der Men-

schen in Frage, die im imperialisti-
schen Zentrum, in den USA und in 
Europa, leben.

Immer weniger Menschen haben 
einen gesicherten Anspruch auf Sozi-
alleistungen, immer mehr Menschen 
sind von Arbeitslosigkeit oder der 
Gefangenschaft in prekären Dienst-
verhältnissen bedroht, während Mil-
liarden in Kriege und den „Kampf 
gegen den Terrorismus“ investiert 
werden.

Der Kampf gegen den Terroris-
mus wiederum wird zum Vorwand 
die demokratischen Grundrechte 
eben jener Menschen einzuschrän-
ken und ebnet rassistischen, chauvi-
nistischen und militaristischen Ten-
denzen den Weg.

Deshalb ist der Kampf um soziale 
und demokratische Rechte im Wes-
ten eng verbunden mit den Kämp-
fen in anderen Teilen der Welt. Dem 
soll mit dem Projekt des gemeinsa-
men Kulturzentrums Rechnung ge-
tragen werden.

Vorstadtzentrum XV

Österreichisch-Arabisches 
Kulturzentrum in Wien

die islamische Identität. Anschläge 
gegen Synagogen in Istanbul sind üb-
rigens ein guter Nährboden für die-
sen Antiislamismus.

Sie erwähnten die F-Typ-Gefängnis-
se. Gibt es eine Zusammenarbeit mit 
der Linken?

Uns eint der Widerstand ge-
gen den Imperialismus. Konservati-
ve Schichten hatten uns aufgefordert, 
nicht mit den linken „Staatsfeinden“ 
zu kooperieren. Von diesen konser-
vativen und rechten Schichten ha-
ben wir uns distanziert. Die Linke 
war anfangs darüber verblüff t, dass 
wir gemeinsam mit ihr auf der Straße 
Slogans gegen die AKP riefen. Mit-
tlerweile gibt es Kontakte zu mehre-
ren linken Zeitungen und Organisa-
tionen. Es gibt Beispiele einer guten 
Zusammenarbeit, z. B. anlässlich des 

Intifada-Jahrestages.

Wie bewerten Sie die derzeitige Situa-
tion im Nahen und Mittleren Osten? 
Welche Rolle spielt die Türkei?

Der US-Krieg gegen Afghanistan 
und die Besetzung des Irak kritisie-
ren wir auf das Schärfste, insbesonde-
re die Rolle der Muslime in der iraki-
schen Marionettenregierung. Solange 
sich noch ein amerikanischer Soldat 
im Irak befi ndet, kann nicht von ei-
ner souveränen Regierung gesprochen 
werden. Die Gegenwehr der Irakerin-
nen und Iraker ist legitimer Wider-
stand und kein Terror. Zur Rolle der 
Türkei: Die USA wollen den Nahen 
Osten in ihrem Interesse neu ordnen 
und die Türkei ist hierfür einer ih-
rer wichtigsten Bündnispartner. Dass 
in der Türkei der Laizismus als Waf-
fe gegen die islamische Prägung des 

Landes eingesetzt wird, dient impe-
rialistischen Interessen: Das Potenti-
al des Islam, sich als Alternative zur 
globalen Unterdrückung anzubieten, 
soll erstickt werden.

Wie ist ihr Verhältnis zur Antiglobali-
sierungsbewegung?

Die Unterdrückung globalisiert 
sich und somit muss sich auch der 
Widerstand globalisieren. Wir beteili-
gen uns am Weltsozialforum und be-
trachten den Dialog mit Globalisie-
rungsgegnerInnen als extrem wichtig.

 Hülya Şekerci ist Vorsitzende von Özgür 

Der (Verein für freie Meinungs- und Bil-

dungsrechte, Türkei). 

 Das Interview führte Dimitri Tsalos, Ak-

tivist bei Initiativ e. V. Duisburg, im Juli 

. In Duisburg besteht eine rege Zusam-

menarbeit zwischen Özgür Der und Initia-

tiv e. V. 
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Sie sind als scharfer Kritiker der israe-
lischen Besatzungspolitik bekannt und 
sprechen sich auch gegen die so genann-
te Zwei-Staaten-Lösung aus.

Shraga Elam: Die Zwei-Staaten-
Lösung ist keine. Das Scheitern der 
Osloer Abkommen war kein Zufall. 
Israel als zionistischer Staat kann kei-
nen vollwertigen palästinensischen 
Staat neben sich akzeptieren. Auch 
die Genfer Initiative (GI) hat in die-
ser Hinsicht nichts zu bieten. Sie wie-
derholt im Grunde die gleichen Prin-
zipien der Abkommen von Oslo.

Das Hauptproblem der GI and 
des Oslo-Prozesses ist, dass aus isra-
elischer Sicht eine Art postkolonia-
les Modell angestrebt wird. Das be-
deutet, dass die Unterdrückung der 
PalästinenserInnen ausgelagert wer-
den sollte, dass eine Art „outsourcing“ 
betrieben wird. Palästinensische Po-
lizeieinheiten sollen selbst die Rolle 
der Unterdrücker übernehmen. Das 
ist effi  zienter und außerdem kosten-
günstiger. Dazu gibt es in Israel zur 
Zeit eine heftige Diskussion. Der In-
landsgeheimdienst Shin Bet und Tei-
le der Wirtschaft befürworteten noch 
vor einigen Jahren diese „saubere“ 
Lösung, die auch schon Rabin propa-
giert hat. Das Militär hingegen sagt, 
die Palästinenser seien gar nicht in 
der Lage diese Rolle zu übernehmen. 
Die Shin Bet vertritt heute ebenfalls 
die Linie des Militärs.

Die heutige herrschende Clique 
in Israel setzt hingegen eindeutig auf 
die Politik der ethnischen Säuberung. 
Diese drohende Gefahr abzuwenden, 
ist unsere zentrale Aufgabe, und zwar 

gemeinsam, jüdische und arabische 
Menschen. In dieser gemeinsamen 
Form der Praxis zeigt sich dann auch, 
dass der gemeinsame Kampf möglich 
und notwendig ist, dass er keine Ab-
straktion ist. Dieser Prozess hat auch 
begonnen, die ersten Ansätze dazu 
gibt es schon.

Sie sprechen vom gemeinsamen Kampf 
von Palästinensern und Juden gegen 
das zionistische Projekt. Von Europa 
aus betrachtet, hat man meist den Ein-
druck, dass der zionistische Konsens un-
ter der israelischen Bevölkerung fast lü-
ckenlos ist und auch die Linke und das 
so genannte Friedenslager weitgehend 
mit einschließt.

Ich sprach nicht von einer anti-
zionistischen Massenbewegung, die 
gibt es natürlich leider in dieser Form 
nicht. Dennoch wird antizionisti-
sches Gedankengut zunehmend sa-
lonfähig in Israel. Es gibt in dieser 
Hinsicht beträchtliche Veränderun-
gen im Vergleich zu den er Jahren. 
Dieses Gedankengut ist natürlich 
nicht einheitlich, aber ein Charakte-
ristikum ist, dass es den Gedanken 
der Aufhebung von Israel als exklusiv 
jüdischem Staat beinhaltet. Anfang 
dieses Jahrzehnts wurde sogar auch 
in den öff entlichen Medien die Frage 
diskutiert, ob Israels Charakter als Ju-
denstaat mit seinen Ansprüchen, ein 
demokratischer Staat zu sein, verein-
bar sei.

Auch die Tatsache, dass die Be-
setzung der palästinensischen Ge-
biete nicht erst , sondern be-
reits  begonnen hat, ist heute viel 

sichtbarer geworden und ist darum 
auch mehr Th ema als früher. Selbst 
über das Rückkehrrecht für die pa-
lästinensischen Flüchtlinge wird heu-
te off ener diskutiert. Dennoch bleibt 
zu sagen, dass viele Menschen in Is-
rael keine konkreten Vorstellungen 
haben, was dieses antizionistische 
Gedankengut in der Praxis bedeu-
ten kann.

Für mich persönlich hat es be-
deutet, dass ich aus Israel weggegan-
gen bin, obwohl ich dort geboren 
wurde und an zwei Kriegen teilge-
nommen habe. Ich glaube, dass vie-
le Israelis, vor allem junge Leute, der 
Möglichkeit ins Ausland zu emigrie-
ren positiv gegenüberstehen. Ein Bei-
spiel dafür ist Deutschland, wo es in 
den letzten Jahren zu einem rapiden 
Ansteigen der jüdischen Bevölkerung 
gekommen ist. Das missfällt der is-
raelischen Führung und die Jewish 
Agency hat sogar von der deutschen 
Regierung gefordert, die Einreisebe-
stimmungen zu verschärfen um den 
Zuzug zu stoppen. Eine ähnliche An-
ekdote gibt es auch aus Australien, 
das traditionell gute Beziehungen zu 
Israel unterhält. Als der australische 
Außenminister Alexander Downer Is-
raelis zwischen  und  zur Immi-
gration nach Australien einlud, fand 
seine Aussage bei der israelischen Re-
gierung gar keine Wertschätzung.

Es hat in der Geschichte Israels 
immer wieder Auswanderungswel-
len gegeben. Die Auswanderer sind 
von der israelischen Gesellschaft al-
lesamt als Verräter betrachtet worden, 
was heute nicht mehr durchgängig so 
ist. Die Emigranten, vor allem die, 
die in den er Jahren mehrheitlich 
in die USA gingen, waren sehr stark 
pro-zionistisch und haben gar nicht 
bemerkt, dass sie durch ihre Auswan-
derung in der Praxis ihre Ideologie in 
Frage gestellt haben.

Inzwischen sind viele zionistische 

�Gemeinsamer Kampf 
gegen die israelische Politik 
der ethnischen Säuberungen�

Shraga Elam ist ein aus Israel stammender Journalist, der heute 
in der Schweiz lebt. Er gilt als unmissverständlicher Kritiker der 
israelischen Unterdrückungspolitik gegenüber der palästinen-
sischen Bevölkerung und Gegner des zionistischen Konzep-
tes eines jüdischen Staates. Statt dessen propagiert er den ge-
meinsamen Kampf von jüdischer und arabischer Bevölkerung 
für eine demokratische Lösung des Nahost-Konß iktes.
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Dogmen unterhöhlt. Beispielswei-
se leistet ein Viertel der Wehrpfl ich-
tigen keinen Militärdienst. Das ist 
meist kein politischer Akt, sondern 
einfach Unwillen, sich der Wehr-
pfl icht zu unterwerfen. Mit Ausreden, 
Krankheitszeugnissen usw. wird ver-
sucht, diese Pfl icht zu umgehen. Ein 
Ergebnis dessen ist auch, dass es in Is-
rael inzwischen eine Diskussion dar-
über gibt, ob das Milizsystem zu-
gunsten einer Profi -Armee aufgelöst 
werden soll. Jüngste Zahlen sprechen 
eine deutliche Sprache: Bei der Ein-
berufung von Reservisten erscheinen 
durchschnittlich nur ein Siebentel al-
ler Verpfl ichteten.

Diese Art des In-Frage-Stellens 
des zionistischen Systems hat aber 
keine Entsprechung auf der politi-
schen Ebene. Die Leute wollen nicht 
mehr mitmachen, aber bei den Wah-
len stimmen sie trotzdem für Sharon. 
Dennoch glaube ich, dass man an 
diesem Widerspruch ansetzen kann, 
an diesem Wunsch der Leute, normal 
leben zu können.

Sie sprechen öfter davon, dass Sie jede 
Form von Nationalismus ablehnen, so-
wohl den israelischen als auch den pa-
lästinensischen. Können Sie das näher 
erklären?

Ich halte das Konzept der Nation 
oder des Volkes für eine Fiktion. Die 
einzige haltbare Defi nition von Na-
tion ist eine Gruppe von Menschen, 
die sich selbst als Nation betrachten. 
Das ist eine Tautologie (circular defi -
nition). Nation ist für mich ein Bei-
spiel für einen Entfremdungsprozess, 
ähnlich der von Marx für den Ar-
beitsprozess beschriebenen Entfrem-
dung. Nationalistische Bewegungen 
sind für mich wie eine Art Ersatzre-
ligion.

Die nationalistische Bewegung 
der Juden richtet sich nicht nur ge-
gen die Palästinenser und ihre Rechte, 
sondern ist auch für die Juden selbst 
schädlich. Bezeichnend ist in diesem 
Zusammenhang die Rolle der Jewish 
Agency während des deutschen Fa-
schismus. Sie führte im Wesentlichen 
nur Rettungsaktionen durch, wenn 
diese im Sinne ihres nationalistischen 
Projektes waren. Sonst sabotierte sie 

große Rettungsmöglichkeiten oder 
kollaborierte sogar mit den Nazis.

Die palästinensische nationa-
le Führung hat einen wichtigen As-
pekt mit den Zionisten gemeinsam, 
wenn letztere auch weitaus effi  zien-
ter sind: Sie verraten beide die Inte-
ressen des „Volkes“ (ein Begriff , den 
ich für gewöhnlich unter Anfüh-
rungszeichen setze). Ich sehe hier ein 
grundsätzliches Problem des Nati-
onalismus. Nicht die Interessen des 
Menschen stehen im Zentrum, son-
dern die eines abstrakten Wesens, der 
Nation bzw. einer bestimmten Cli-
que. Der antikoloniale „nationale“ 
Kampf zum Beispiel reicht einfach 
nicht aus, um die Menschen von Un-
terdrückung zu befreien.

Der Widerstand des palästinensischen 
Volkes hat historisch die Form eines na-
tionalen Befreiungskampfes angenom-
men. Das ist eine Realität. Kann man 
diesem Kampf die Unterstützung ver-
wehren, weil er eben diese Formen an-
genommen hat?

Sehen wir uns die Erfahrungen 
mit nationalen Befreiungskämp-
fen im Trikont an. Es gibt meines 
Wissens keinen Fall, in dem die-
se Kämpfe auch tatsächlich zur Be-
freiung des „Volkes“ geführt haben. 
Ich unterscheide hier zwei Haupt-
modelle, Algerien, wo der „nationa-
le“ Kampf (mit dem Ziel: „Kolonia-
listen weg!“) letztendlich nicht in die 
Befreiung des „Volkes“ gemündet ist, 
und Südafrika. In Südafrika hat der 
Befreiungskampf eine andere anti-
kolonialistische Form angenommen, 
fortschrittliche Teile aller Bevölke-
rungsschichten haben den Apart-
heidstaat zu Fall gebracht. Es gibt in 
Südafrika auch keinen schwarzen Na-
tionalismus in diesem Sinn. Ich hal-
te das südafrikanische Modell für 
besser.

Die Frage für mich als Linken 
stellt sich einfach, ob man blind den 
existierenden Kräften folgen soll, weil 
sie den Kampf der Bevölkerung an-
führen, oder ob man eine kritische 
Form der Solidarität anwenden soll. 
Ähnlich gelagert ist für mich die 
Tatsache, dass der palästinensische 
Kampf immer mehr im Zeichen des 

Islam geführt wird. Natürlich ist es 
eine Tatsache, dass es die islamischen 
Kräfte sind, die heute den Kampf an-
führen, nicht die Linken, und ich fi n-
de es auch wichtig und positiv, dass 
sie den Kampf nicht aufgeben. Aber 
ihren Zielen kann ich nicht folgen.

Ich glaube, dass unsere Aufgabe 
die einer kritische Solidarität ist. Das 
bedeutet auch, die Kritik vieler Paläs-
tinenser an ihrer eigenen Führung zu 
unterstützen. Wenn beide Seiten, Ju-
den und Palästinenser, auf ihre nati-
onalistische Konzeption bestehen, ist 
die Katastrophe vorprogrammiert.

Ihre Auff assung von Nationalismus 
zeigt Ähnlichkeiten mit jener der An-
tideutschen.

Ich kenne diese Strömung, kann 
ihre Positionen aber nicht teilen. Ich 
kann zwar nachvollziehen, dass man 
den Nationalsozialismus und als 
Konsequenz daraus den deutschen 
Nationalismus ablehnt, aber das au-
genscheinliche Grundprinzip der An-
tideutschen „Wir sind für immer Tä-
ter, die Juden für immer Opfer“ ist 
einfach nur falsch. Das ist Rassismus. 
Während die Antideutschen Nationa-
lismus im Allgemeinen ablehnen, ak-
zeptieren sie ausgerechnet eine der 
schlimmsten heute existierenden na-
tionalen Bewegungen und/oder Ideo-
logien, nämlich den Zionismus.

Mein Konzept für die Lösung des 
Konfl iktes in Palästina ist eher der 
südafrikanische Weg. Damit meine 
ich nicht, dass dieser ein politisch-
theoretisches Modell im Sinne einer 
linken Utopie darstellen würde, die 
es anzustreben gilt. Ich sehe darin 
vielmehr auf pragmatischer Ebene ei-
nen konkret gangbaren Weg, der für 
die Palästinenser auf jeden Fall einen 
Fortschritt gegenüber ihrer aktuellen 
Situation wäre.

Entscheidend ist heute jedoch 
nicht die theoretische oder ideologi-
sche Auseinandersetzung, beispiels-
weise die Frage des Nationalismus, 
sondern die Praxis, und zwar die kon-
krete Frage, wie die ethnische Säube-
rung gestoppt werden kann.

Sie sprechen oft von einer israelischen 
Eskalationspolitik.
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Ja. Wir sehen in Palästina Tag täg-
lich, nicht nur dass diese Säuberun-
gen existieren, sondern auch, dass sie 
von Tag zu Tag schlimmer werden. 
Das ist eine Art der gezielten Eskala-
tionspolitik. Die entscheidende Frage 
heute ist auch nicht die Mauer, die 
Mauer ist nur ein Symptom. Wir ha-
ben es mit einer stillen Volksvertrei-
bung zu tun, einer Volksvertreibung, 
über die es zu wenig Wissen und Be-
wusstsein gibt. Es werden auch keine 
Studien gemacht und es gibt nur sehr 
wenig zuverlässiges Datenmaterial 
darüber. So können wir nur anneh-
men, dass etwa die Zahl jener Paläs-
tinenser, die seit Beginn der zweiten 
Intifada durch Fehlernährung oder 
verseuchtes Wasser gestorben sind, 
ungleich höher ist, als man ahnt. Es 
scheint auch, dass seit Anfang der In-
tifada im Jahr  über eine halbe 
Million Palästinenser ihre Häuser 
verlassen haben.

Die Frage ist, wie man diese Ka-
tastrophe stoppen kann. Die israeli-

sche herrschende Clique versteht es, 
gezielt Ängste zu schüren und damit 
zu verhindern, dass sich immer mehr 
Israelis weigern könnten, bei der Un-
terdrückungsmaschinerie mitzuma-
chen und diese sogar sabotieren. Es 
gibt in Israel eine „Todeskultur“, die 
Bestandteil der israelischen Propa-
ganda ist. Das ist gezielte Manipu-
lation. Beispielsweise sterben bei Ver-
kehrsunfällen zwischen  und  
Israelis pro Jahr, was eine viel höhere 
Opferzahl ist, als jene, die bei Terror-
anschlägen ums Leben kommen. Die 
israelischen Medien behandeln je-
doch qualitativ und quantitativ die 
beiden Kategorien der Todesfälle sehr 
anders. Wenn die gleiche Berichter-
stattungsart in beiden Fällen verwen-
det worden wäre, so zählte das Auto 
zu den meist gehassten und gefürch-
teten Dingen und wäre kein Objekt 
der Begierde. Diese Propagandama-
schinerie muss man der israelischen 
Bevölkerung bewusst machen und 
ihr etwas entgegensetzen. Dazu ist 

die Zusammenarbeit zwischen Israe-
lis und Palästinensern eine wichtige 
Voraussetzung.

Man muss auch sehen, dass es 
für die israelische Bevölkerung viel 
leichter ist aktiv zu werden, als für 
die palästinensische. Die Palästinen-
ser werden von der israelischen Ar-
mee praktisch in Geiselhaft gehalten. 
Nach jedem erfolgreichen Attentat 
steigert sich die Reaktion der israe-
lischen Armee. Das kann hin bis zu 
einer zweiten Naqba, also einer neu-
en Massenvertreibung gehen. Die is-
raelische Linke ist daher aufgefordert, 
sich mit aller Kraft gegen diese Poli-
tik der ethnischen Säuberungen ein-
zusetzen. Ihre Verantwortung ist be-
sonders groß, denn sie ist nicht durch 
einen solchen Gewaltmechanismus 
eingeschränkt, wie die palästinensi-
sche Bevölkerung.

Vielen Dank für das Gespräch.

xxx AutorIn

Demonstration gegen den 
Theodor Herzl�Platz in Wien

Am . Juni  fand in Wien eine 
Demonstration gegen die Umben-
ennung eines Platzes an der Wiener 
Ringstraße in „Th eodor-Herzl-Platz“ 
statt. Sie wurde von der Palästi-
nensischen Gemeinde Österreichs, 
der Arabisch-Österreichischen Uni-
on, der Antizionistischen Orthodo-
xen Jüdischen Gemeinde und Netu-
rei Karta organisiert. Rund siebzig 
Menschen zogen von der Ringstraße 
zum Ballhausplatz. Die Benennung 

eines Platzes nach dem Begründer 
des Zionismus sei angesichts der täg-
lichen Gewalt, die durch den zionis-
tischen Saat Israel in Palästina verübt 
wird, ein falsches Zeichen. Erstmals 
in Wien kam es zu einer Gegenkund-
gebung von Zionisten, welche auf der 
anderen Seite der Ringstraße mit isra-
elischer Fahne ihre Solidarität mit der 
Vertreibung und Ermordung der Pa-
lästinenser durch die israelischen Be-
satzer zum Ausdruck brachten.
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In ihrer mehr als ein Jahrhundert 
andauernden Kampagne zur Aus-
rottung des palästinensischen Vol-
kes haben die Zionisten unzählige 
Kriegsverbrechen begangen. In einer 
Welt, die vom US-Imperialismus, der 
allen zionistischen Verbrechen volls-
te Unterstützung gibt, beherrscht 
wird, gibt es keinen Platz für die Pa-
lästinenser. Das Einzige, was sie tun 
können, ist sich der mächtigen isra-
elischen Kriegsmaschinerie mit blo-
ßen Händen entgegen zu stellen. Der 
Volksaufstand, die Intifada, für den 
die palästinensischen Massen mit ih-
rem Leben, Leiden und der Zerstö-
rung ihres Landes bezahlen müssen, 
hat das rassistische Regime mit sei-
nen Plänen, die Besatzung zu stabili-
sieren und fortzusetzen, in eine Krise 
gestürzt. Es ist höchste Zeit, den end-
losen Kriegen und der Zerstörung, 
die vom Zionismus ausgehen, eine 
positive Alternative entgegenzustel-
len, den Weg in ein freies, demokrati-
sches Palästina aufzuzeigen.

Der zionistische Rassismus hat 
verschiedene Aspekte:

Ethnische Säuberungen
Seit Beginn des zionistischen Kolo-
nialismus in Palästina ist die Vertrei-
bung der einheimischen Bevölkerung 
Palästinas sein Hauptziel, damit der 
jüdische Staat verwirklicht werden 
kann. Unterstützt von den imperia-
listischen Mächten, machten die Zi-
onisten  einen großen Schritt 
vorwärts bei der Verwirklichung ih-
rer Bestrebungen – die Mehrheit der 
Palästinenser wurde vertrieben, mehr 
als fünfhundert Städte und Dörfer 
wurden zerstört – ein Ereignis, das 
als die palästinensische Naqba in die 
Geschichte einging. In über   Pa-
lästinas wurde ein rassistisches, anti-
arabisches Regime installiert.  
setzte Israel seinen aggressiven Plan 
vollständig durch, indem es seine 
Herrschaft auf ganz Palästina aus-
dehnte, viele weitere Dörfer zerstörte 

und wiederum Hunderttausende Pa-
lästinenser vertrieb.  besetzte Is-
rael auch die syrischen Golan-Höhen 
und vertrieb an die zweihundert tau-
send Menschen, die dort lebten.

Die ethnische Säuberung wur-
de jedoch nicht nur durch Kriege 
und Besatzung betrieben. Seit seiner 
Gründung im Jahre  hat Israel 
systematisch daran gearbeitet dieje-
nigen Araber, die die Naqba überleb-
ten, zu enteignen. Ihr Land wird heu-
te wie damals konfi sziert, ihre Häuser 
werden zerstört um immer mehr jü-
dische Siedlungen zu errichten, oder 
es wird ihnen das Leben so uner-
träglich gemacht, dass sie gezwun-
gen sind das Land zu verlassen. Sogar 
zu der Zeit, als Israel mit den Paläs-
tinensern Friedensgespräche führ-
te, setzte es seine aggressive Politik 
der Enteignung und der gleichzeiti-
gen Errichtung von jüdischen Sied-
lungen auf palästinensischem Gebiet 
in den  besetzten Gebieten, im 
Gazastreifen und im Westjordanland, 
ungebrochen fort. Die ununterbro-
chene ethnische Säuberung erreicht 
jetzt mit dem Bau der Apartheid-
mauer einen neuen Höhepunkt. Sie 
zieht sich hunderte Kilometer weit 
durchs Westjordanland, sperrt die 
Palästinenser in isolierte Enklaven 
ein, und macht es Hunderttausenden 
unmöglich ihre Arbeit, ihr Land, Spi-
täler, Schulen, Teile der Familie und 
was immer zum täglichen Leben not-
wendig ist, zu erreichen. 

Apartheid und Besatzung
Im Rahmen der militärischen Ok-
kupation des Westjordanlandes und 
des Gazastreifens betreibt Israel die 
schlimmsten Formen von rassisti-
scher Apartheid. Unter dem Vor-
wand, dass es sich nicht um besetz-
te sondern um „umstrittene“ Gebiete 
handelt, verweigern die Besatzer ein-
schließlich ihrer zionistischen Ge-
richte den Bewohnern der besetzten 
Gebiete die minimalsten Rechte, die 

ihnen gemäß internationaler Recht-
sprechung zustehen. Während die 
Palästinenser der beinharten Rea-
lität einer Militärregierung unter-
worfen sind, genießen die jüdischen 
Siedler in denselben Gebieten die is-
raelischen Bürgerrechte und können 
sich ohne gesetzliche Einschränkun-
gen mehr und mehr arabisches Land 
aneignen. 

Rassismus als zentrales 
Element des Regimes
Der rassistische Charakter des zio-
nistischen Gebildes ist integraler Be-
standteil der Defi nition Israels als jü-
discher Staat für das „jüdische Volk“ 
auf der ganzen Welt. Konsequenter-
weise wird die arabische Bevölkerung, 
auch die, die innerhalb der  be-
setzten Gebiete formell die israelische 
Staatsbürgerschaft erhielt, als „demo-
graphische Bedrohung“ und als in-
nerer Feind behandelt. Für das is-
raelische Gesetz hat die Defi nition 
des Judentums klar Vorrang vor jeg-
licher Vorspiegelung von Demokra-
tie, da es Parteien, die diese rassis-
tische Haltung in Frage stellen, von 
den Wahlen zur zionistischen Knes-
set ausschließt.

Der Rassismus ist jedoch nicht 
nur auf die permanenten Versuche 
arabisches Land zu konfi szieren be-
schränkt. Er ist immanenter Be-
standteil des Staates, vom Innenmi-
nisterium über die Polizei bis zu den 
Gesundheits- und Unterrichtsminis-
terien sowie den Verantwortlichen 
für die ökonomische Entwicklung. 
Lokale und ausländische Firmen, die 
in Israel operieren, nehmen an der 
Durchsetzung rassistischer Politik 
teil. Die meisten Firmen stellen kei-
ne Araber ein oder bieten ihnen nur 
schlecht qualifi zierte Arbeit an und 
sie versuchen arabisches Land billig 
zu erwerben. Dafür, dass sie an der 

„Judaisierung“ teilnehmen, bekom-
men sie Regierungssubventionen. 

Für ein Freies 
Demokratisches Palästina

Beitrag von Abna� al-Balad zum Antiimperialistischen Lager 2004
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Israel als die Speerspitze des 
anti-arabischen Imperialismus

Seit es die zionistische Bewegung 
gibt, stützt sie sich auf Bündnisse 
mit den westlichen imperialistischen 
Mächten gegen die Befreiungsbestre-
bungen des palästinensischen Volkes 
und der Araber in den benachbarten 
Ländern. Seit  ist Israel ein Werk-
zeug des US-Imperialismus, mit ihm 
verbunden durch „strategische Ko-
operationsabkommen“, die für Is-
rael strategische Überlegenheit über 
jede arabische Koalition bedeuten. 
Das erfordert die absolute Militari-
sierung Israels, was Massenvernich-
tungswaff en ohne jegliche Kontrolle 
von außen beinhaltet – als perma-
nente Bedrohung für jede anti-im-
perialistische Bewegung in der ara-
bischen Welt und darüber hinaus. 
Weiters erfordert es permanente ame-
rikanisch-israelische Bemühungen, 
jeden Versuch von Unabhängigkeit 
und Entwicklung in der arabischen 
Welt zu sabotieren, um damit Israels 
Überlegenheit und Amerikas ständi-
gen Raub an den regionalen Ressour-
cen, insbesondere des Erdöls, zu si-
chern. 

Diese anti-arabische Allianz hat 
mit der Bush-Administration einen 
neuen Höhepunkt erreicht. Sie und 
der amerikanische Kongress recht-
fertigen nicht nur die ethnische Säu-
berung von  und Israels „Recht“, 
den Flüchtlingen keine Rückkehr zu 
gestatten um den jüdischen Charak-
ter des Staates zu bewahren, sondern 
sie nehmen auch die jüdischen Sied-
lungen im Westjordanland als Tatsa-
che hin. Es ist auch die Allianz zwi-
schen den Zionisten und den USA, 
die die Lügen über die Massenver-
nichtungswaff en im Irak verbreite-
te und den Weg für die US-Invasi-
on und Besetzung des Irak ebnete. 

Das ist Teil ihrer Strategie gegen jegli-
che Bestrebung arabischer Unabhän-
gigkeit.

Die demokratische Lösung
Die Basis für eine Lösung des lang an-
dauernden Leidens und der Zerstö-
rungen durch den Zionismus muss 
die Wiederherstellung der Rechte 
der Opfer sein. Der wichtigste As-
pekt des zionistischen Rassismus ist 
die ethnische Säuberung. Das Leben 
der Mehrheit der Palästinenser wurde 
zerstört und sie müssen als Flüchtlin-
ge außerhalb ihres Landes leben. Das 
elementarste Recht der Flüchtlinge 
ist das Recht auf Rückkehr – das per-
sönliche und das nationale Recht auf 
Rückkehr in ihre Häuser, in ihr Land 
und zu ihren Besitztümern. 

Wir müssen den zionistischen 
Rassismus und alle Unterdrückungs-
maßnahmen, die ihn aufrechterhal-
ten, zurückweisen. Die Besatzung 
muss beendet werden und die ras-
sistische Armee und Polizei müssen 
aufgelöst werden. Allen anti-rassisti-
schen politischen Strömungen müs-
sen demokratische Rechte wie Or-
ganisations- und Redefreiheit sowie 
die Freiheit zur politischen Betäti-
gung eingeräumt werden. Rassisti-
sche Diskriminierung und alle dies-
bezüglichen Institutionen müssen 
verboten werden.

Nach mehr als hundert Jah-
ren der Vertreibung und Verfolgung 
muss das arabische palästinensische 
Volk befreit werden und Unabhän-
gigkeit und Freiheit genießen kön-
nen. All dies ist nur im Rahmen eines 
Freien Demokratischen Palästina auf 
dem Territorium des gesamten histo-
rischen Palästina möglich. Ein Frei-
es Demokratisches Palästina würde 
das Ende von Diskriminierung, Be-
satzung und Kriegen bedeuten und 

würde sich darauf konzentrieren, 
die Flüchtlinge zu integrieren, ihnen 
beim Wiederaufbau ihres Lebens zu 
helfen und eine neue Epoche der Si-
cherheit und des Wohlstandes für alle 
einzuleiten.

Das ist auch die einzige positi-
ve Lösung für die Juden in Palästina. 
Die Zionisten missbrauchen die jüdi-
schen Massen für ihre expansionisti-
schen und aggressiven Machenschaf-
ten. Die Juden in Palästina erhalten 
zwar Privilegien dafür, dass sie das 
System unterstützen, aber der Preis 
ist hoch. Sie müssen in einer Situati-
on des ständigen Konfl ikts und Krie-
ges nicht nur mit den Palästinensern, 
sondern mit den Arabern insgesamt 
leben. Während der US-Imperialis-
mus immense Profi te aus der Herr-
schaft über den arabischen Osten 
einstreift, zahlen die jüdischen Mas-
sen mit ihrem Blut und ökonomi-
scher Unsicherheit für die Abenteuer 
ihrer zionistischen Führung und de-
ren militärische Dienste für den Im-
perialismus. Die Teilnahme am pa-
lästinensischen Kampf für nationale 
Befreiung, gegen den zionistischen 
Rassismus, ist für die Juden, die fried-
lich in Palästina leben wollen, die Lö-
sung sich aus der zionistischen Todes-
falle zu befreien und garantiert ihre 
Integration in einer zukünftigen de-
mokratischen arabischen Welt.

Kritische Überprüfung der 
Vorschläge
Das israelische Regime schreckt vor 
nichts zurück um die Herrschaft von 
Rassismus und Okkupation fortzu-
setzen und verlässt sich auf seine mi-
litärische Überlegenheit und die im-
perialistische Unterstützung. Und so 
lässt es dem palästinensischen Volk 
gar keine andere Wahl als Wider-
stand zu leisten. Indem das Regime 
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das Recht auf Rückkehr ablehnt und 
seine Politik der Aggression fortsetzt, 
kann es nur endloses Leiden und 
Krieg bringen. 

Der US-Imperialismus versucht 
mit dem so genannten „Friedenspro-
zess“ von der israelischen Aggression 
zu profi tieren. Israel besiegt die Ara-
ber und die wiederum wenden sich – 
bereit einen hohen Preis zu zahlen – 
an die amerikanischen „Vermittler“, 
damit sie die Israelis „in die Schran-
ken weisen“. Es ist tatsächlich so, dass 
die arabischen Regime den Preis für 
die fortgesetzte israelische Aggression 
zahlen, da die USA durch ihre Unter-
stützung Israels die Ausbeutung der 
arabischen Welt und ihre Vormacht-
stellung ausbauen kann. Das ständi-
ge „Konfl iktmanagement“ ist für den 
amerikanischen Imperialismus so 
profi tabel, dass es nicht verwunder-
lich ist, wenn er Israel zu immer un-
verfrorenerer Aggression ermutigt. 

In diesem Kontext geht es Isra-
el und den USA im Sinne von po-
litischem Fortschritt nur darum 
palästinensische und arabische Kol-
laborateure zu fi nden, die ihnen bei 
der Sicherung und Fortsetzung der 
Besatzungen behilfl ich sind. Bis jetzt 
ist es ihnen nicht gelungen ihren aus-
gewählten arabischen Partnern auch 
nur den Anschein von Unabhängig-
keit oder Würde zu verleihen. Des-
halb konnten sie auch keine wirklich 
seriösen Kandidaten fi nden, die die 
vorgesehenen Rollen spielen wollten.

Die so genannte „israelische Lin-
ke“ mit ihrer kapitalistischen „Arbei-
terpartei“ und der elitären Meretz 
(kürzlich umbenannt in Yachad) hat 
sich immer an den Besatzungsregie-
rungen beteiligt oder sie gar geführt, 
wenn sie stark genug dafür war die 
Führungsposition zu erlangen. Die-
se „Linke“ betreibt die gleiche Poli-
tik der rassistischen Diskriminierung, 

den Ausbau der Siedlungen und die 
mörderische Unterdrückung, wie es 
Israels rechte Rassisten off en tun. Es 
ist kein Zufall, dass diese „Linken“ 
die Ersten waren, die von „hafrada“ 
(Trennung) sprachen, dem hebräi-
schen Wort für Apartheid. Vor al-
lem lehnen sie das Rückkehrrecht der 
Palästinenser ab und verteidigen das 

„Recht“ der Israelis auf ethnische Säu-
berung, um in einer Gesellschaft mit 
Rassentrennung zu leben.

Die Gefahr eines palästinensi-
schen Bantustans mit formeller Un-
abhängigkeit, aber mit der Unterdrü-
ckung der palästinensischen Massen 
durch palästinensische Kräfte unter 
fortgesetzter israelischer Herrschaft 
ist Bestandteil des Oslo-Vertrages 
und aller nachfolgenden Überein-
kommen wie der „Road Map“ von 
Bush. Diese verlangt von den Paläs-
tinensern die bedingungslose Aufga-
be des Widerstands gegen die Besat-
zung und Israel nützt den einseitigen 
Waff enstillstand der Palästinenser um 
seine Siedlungen auszubauen und die 
Palästinenser zu vertreiben.

Seit sich der palästinensische 
Kampf in den letzten Jahrzehnten 
auf die  besetzten Gebiete – den 
Gazastreifen und das Westjordanland 

– konzentriert hat, gibt es einen pa-
lästinensischen nationalen Konsens 
für die Errichtung eines unabhän-
gigen palästinensischen Staates mit 
der Hauptstadt in al-Quds (Jerusa-
lem). Der bedingungslose Rückzug 
Israels aus diesen Gebieten wäre für 
die palästinensische Intifada eine gro-
ße Errungenschaft und könnte es den 
Menschen, die unter der Besatzung 
leiden, ermöglichen ihr Leben wieder 
aufzubauen. Er löst jedoch das Pro-
blem der Millionen von Flüchtlingen 
nicht, von denen viele in den Flücht-
lingslagern in der arabischen Welt 
oder in den Lagern im Westjordan-

land und im Gazastreifen leben. Er 
wird auch keine Lösung für die Mil-
lion Palästinenser sein, die innerhalb 
der  besetzen Gebiete der rassis-
tischen Diskriminierung unterwor-
fen sind. Weiters wird jede Lösung 
nur temporär und die Vorstufe für 
weitere Konfl ikte sein, solange Israel 
seinen rassistischen und aggressiven 
Charakter bewahrt und dem Impe-
rialismus als anti-arabische Speerspit-
ze dient.

Einige Befürworter eines „unab-
hängigen Palästina neben Israel“ ge-
ben zu, dass dieses „unabhängige Pa-
lästina“ nur auf   von Palästina 
bestehen wird und dass das kein ge-
rechter Friede ist. Ihr Argument ist, 
dass diese Lösung „realistischer“ als 
alles andere sei, weil sie für die Israelis 
und die USA annehmbarer sei. Diese 
Logik lenkt aber vom wirklichen Pro-
blem ab, denn um eine Lösung des 
Konfl ikts zu erreichen, muss man die 
Vorherrschaft des Imperialismus und 
seiner lokalen Diener ins Visier neh-
men. Bis jetzt hat jede Bereitschaft 
sich mit der israelischen Überlegen-
heit zu arrangieren, die Mächtigen Is-
raels nur dazu ermutigt, ihr expan-
sionistisches Programm weiter zu 
verfolgen.

Andere „Friedenskräfte“ versu-
chen in der Teilung Palästinas Ge-
rechtigkeit zu sehen und propagieren 

„Zwei Staaten für zwei Völker“. Sie ak-
zeptieren den jüdischen Charakter Is-
raels als eine Form von „Selbstbestim-
mung“ für eine „israelische jüdische 
Nation“. Da die jüdische Mehrheit 
in den  besetzten Gebieten das 
Resultat von ethnischer Säuberung 
ist, bedeutet diese Position die Aner-
kennung von vollendeten Tatsachen. 
Sie auch noch als Recht zu postulie-
ren, ist nichts anderes als die Rech-
te der Flüchtlinge mit Füßen zu tre-
ten. Überdies ist das ein gefährlicher 
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Präzedenzfall, weil Israel (und ande-
re) dadurch zur Politik der ethni-
schen Säuberung ermutigt werden. 
Das letzte Übereinkommen zwischen 
den USA und Israel macht die Aner-
kennung der Siedlungen im Westjor-
danland zur Voraussetzung weiterer 
Übereinkommen. 

Die Anerkennung des rassis-
tischen Charakters Israels als ein 

„Recht“ ist auch für die Palästinenser 
innerhalb Israels gefährlich. Die Un-
antastbarkeit des „jüdischen Charak-
ters“ Israels bedeutet die Rechtferti-
gung für rassistische Politik gegen 
die palästinensischen Staatsbürger 
und öff net der drohenden Politik des 

„Transfers“ Tür und Tor.
Es gibt noch eine Variante zwi-

schen der Zweistaatenlösung und ei-
nem wirklich demokratischen freien 
Palästina. Diese sieht einen binati-
onalen Staat vor, der viele verschie-
dene Interpretationen zulässt. Wenn 
dieser Staat auf religiösen Trennungs-
linien errichtet wird, wie die Verfas-
sung, die die französischen Imperia-
listen dem Libanon aufzwangen, oder 
wie es die USA für den Irak vorsehen, 
dann kann das nur zu ständigen in-
neren Auseinandersetzungen führen. 
Wenn vorgesehen ist, dass die Juden 
in diesem Staat ihre kulturellen und 
für ihre Gemeinschaft spezifi schen 
Rechte garantiert bekommen, dann 
ist das ohnehin integraler Bestandteil 
jedes demokratischen Staates. Wenn 
es aber bedeutet, dass die Juden an 
einigen ihrer unrechtmäßig erwor-
benen Privilegien festhalten können, 
wäre das in keiner Weise im Interesse 
irgendeines Bürgers eines demokra-
tischen Palästina – nicht einmal im 
Interesse der Juden selbst, denn sol-
che Privilegien würden ihre Integra-
tion in eine neue freie arabische Welt 
behindern. Jedenfalls können die Be-
fürworter eines binationalen Staates 
in Diskussionen und Zusammenar-
beit an der Klärung der Frage des de-
mokratischen Charakters eines zu-
künftigen Palästina arbeiten, sofern 
sie ihren Blickwinkel erweitern und 
die „Festung jüdischer Staat“ in Frage 
stellen können.

Politisches Programm für 
eine Veränderung

Während seiner Geschichte der Ar-
mut und Verfolgung hat das palästi-
nensische Volk gezeigt, dass es Wider-
stand gibt, solange es Unterdrückung 
und Ungerechtigkeit gibt. Dieser Wi-
derstand hindert die Unterdrücker 
daran ihre Beute zu genießen und 
wird schließlich eine politische Ver-
änderung erzwingen. Die Palästinen-
ser stehen der mächtigen israelischen 
Kriegsmaschinerie gegenüber und 
das ist der Hauptgrund, warum sie 
trotz ihres heroischen Kampfes und 
der zahllosen Opfer noch nicht ein-
mal ihre elementarsten Rechte erlan-
gen konnten. 

Die besten Bedingungen für eine 
politische Lösung wären durch den 
Zusammenbruch des gesamten Pro-
jektes der Aggression, Vorherrschaft 
und Ausbeutung gegeben. Ein demo-
kratisches Palästina ist der Kernpunkt 
einer neuen freien arabischen Welt. 
Eine demokratische Lösung könnte 
auch das Resultat eines Kompromis-
ses sein. Der amerikanische Imperia-
lismus könnte zur Überzeugung ge-
langen, dass seine Unterstützung des 
israelischen rassistischen Regimes die 
Region destabilisiert und seine Inter-
essen gefährden könnte.

Um solche Bedingungen zu schaf-
fen und sie dann auch nutzen zu kön-
nen, um der Herrschaft des Rassis-
mus die Stirn zu bieten und eine 
Alternative anzubieten, müssen wir 
die breiten Massen und demokrati-
schen Kräfte in der Region und darü-
ber hinaus vereinen. Ein zentraler As-
pekt des politischen Widerstands ist 
die bedingungslose Ablehnung des 
israelischen Rassismus, der ethni-
schen Säuberungen und des unter-
drückerischen zionistischen Regimes. 
Das beinhaltet für die Araber inner-
halb der Grünen Linie (d. h. inner-
halb des Staates Israel) den Boykott 
der israelischen politischen Maschi-
nerie, wie die Wahlen zur Knesset. 
Für die gesamte arabische Region be-
deutet es den Kampf gegen eine Nor-
malisierung der Beziehungen zum 
rassistischen Regime. Und für die 
fortschrittlichen und friedenslieben-
den Kräfte in der ganzen Welt bedeu-

tet es den völligen Boykott Israels mit 
dem Bewusstsein, dass Zusammenar-
beit nur zu mehr Aggression und eth-
nischen Säuberungen führt. 

Für die Palästinenser auf beiden 
Seiten der Grünen Linie ist das Le-
ben ein ständiger Kampf zur Vertei-
digung ihrer Existenz: ihrer Heime, 
ihres Landes, ihrer ganz normalen 
Rechte. Für diesen Kampf braucht es 
die größtmögliche Einheit im Mas-
senkampf jenseits der verschiedenen 
politischen Positionen und vorge-
schlagenen Lösungen. Wenn im Rah-
men des täglichen Existenzkampfes 
das Ziel eines freien, demokratischen 
Palästina verankert ist, wird ihm da-
mit Hoff nung und Würde verliehen 
und es bedeutet, dass Erniedrigung 
und Demütigung nicht akzeptiert 
werden. 

Das gemeinsame Ziel eines freien 
demokratischen Palästina ist der so-
lide Boden für die Zusammenarbeit 
von jüdischen und arabischen Ak-
tivisten in ihrem Kampf gegen die 
Übel des Zionismus. In diesem po-
litischen Projekt gibt es keine rassis-
tische Überlegenheit oder Privilegien 
und es ist der gemeinsame politische 
Rahmen für die Zukunft.

Während der Zionismus uns alle 
in einem grausamen und endlosen 
Kampf dem Untergang weiht, bie-
tet ein freies demokratisches Palästi-
na eine klare und menschliche Pers-
pektive für dieses zerrissene Land und 
seine leidenden Menschen. Wir müs-
sen den Menschen Hoff nung geben, 
damit sie die Kraft haben eine bessere 
Welt zu erkämpfen. 

Abna’ al-Balad ist eine linke paläs-
tinensische Bewegung, die innerhalb 
der Grünen Linie, also in den Gebie-
ten, die  von Israel besetzt und 
heute als israelisches Staatsterritori-
um betrachtet werden, aktiv ist. Sie 
steht für die Abschaff ung aller For-
men des Rassismus, für das Recht auf 
Rückkehr für alle palästinensischen 
Flüchtlinge und die Errichtung eines 
säkularen, demokratischen Palästinas. 

Abna’ al-Balad: www.abnaa-elbalad.org
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Sie sind Vorsitzender des Moslemischen 
Parlaments in Großbritannien. Kön-
nen Sie diese Institution näher be-
schreiben?

Ghayasuddin Siddiqi: Das Mosle-
mische Parlament ist ein Communi-
ty Forum, also eine Plattform für die 
moslemische Gemeinde Großbritan-
niens, das dazu dient, wichtige Fragen 
der Gemeinde zu diskutieren. Es gibt 
dabei keine inhaltliche Einschrän-
kung. Manchmal handelt es sich um 
Fragen der Gesetzgebung, um soziale 
oder kulturelle Belange. Seit Septem-
ber  führen wir auch einige spe-
zifi sche Aktivitäten hinsichtlich der 
Antiterrorismusgesetzgebung durch, 
denn zu jenem Zeitpunkt wurde zum 
ersten Mal öff entlich diskutiert, ob 
der Gültigkeitsbereich dieser Gesetz-
gebung von Nordirland auf das ge-
samte Gebiet Großbritanniens aus-
geweitet werden sollte. Das war also 
noch vor dem . September . 
Unsere Überlegung damals war, dass 
das Gerede vom Problem des islami-
schen Terrors, der nicht existierte, an-
gesichts all der Diskriminierung, Be-
nachteiligung, Arbeitslosigkeit und 
sozialer Marginalisierung der Mus-
lime in Großbritannien dieses Phä-
nomen erst schaff en würde. Wenn 
man nichts gegen die Ausgrenzung 
und Marginalisierung tut, wenn die 
Leute weiterhin in ihre Gettos einge-
sperrt bleiben, dann wird es natürlich 
irgendwann Demagogen geben, die 
diese Situation ausnützen. Und das 
ist geschehen.

Wir haben also Kampagnen ge-
gen die Antiterrorismusgesetze 
durchgeführt und dabei mit vielen 
anderen Organisationen zusammen-
gearbeitet. Andere Aktivitäten inner-
halb der moslemischen Gemeinde 
waren Maßnahmen und Kampagnen 
zur Gleichstellung der Geschlech-
ter, gegen Gewalt in der Familie 
und erzwungene Heiraten. Wir wa-
ren die erste Vertretung einer Min-
derheit, die ihre Stimme gegen diese 

Probleme erhoben hat. Ein weiteres 
Anliegen unseres Forums ist es, dass 
unsere Kinder, die staatliche Schu-
len besuchen, eine bessere Schulbil-
dung genießen. Die große Mehrheit 
der muslimischen Kinder gehen auf 
staatliche Schulen, die in verarmten 
Regionen oder Stadtvierteln liegen, 
und die Qualität dieser Schulen ist 
meist sehr niedrig. Die Schulabgän-
ger haben keine Qualifi kationen und 
können nur schwer Arbeit fi nden. 
Das wiederum führt viele arbeitslose 
Schulabgänger dazu, entweder in die 
Drogenszene abzugleiten, oder in die 
Kriminalität. 

Neben diesen sozialen Aktivitäten 
beteiligen wir uns seit dem . Sep-
tember  und der Invasion von 
Afghanistan außerdem aktiv an der 
Antikriegsbewegung. Das Moslemi-
sche Parlament versteht sich insge-
samt als eine Lobbying-Gruppe im 
Interesse der moslemischen Bevöl-
kerung Großbritanniens. Es existiert 
seit Februar . 

Gab es damals irgendeinen spezifi schen 
Anlass, der zur Gründung des Parla-
ments führte?

Ja, es war in gewisser Weise die 
Folge eines Ereignisses von hohem 
Bekanntheitsgrad, nämlich der Rus-
hdie-Aff aire. Die moslemische Ge-
meinde nahm Rushdies Buch „Sa-
tanische Verse“ mit sehr gemischten 
Gefühlen und Betroff enheit auf. Es 
gab auch viele Demonstrationen. In-
nerhalb der moslemischen Gemein-
de kamen wir zu dem Schluss, dass 
wir eine junge Gemeinde in Großbri-
tannien waren und keine Strukturen 
hatten, um uns auszutauschen und 
zu diskutieren und auch keine Stim-
me, mit der die Gemeinde ihre An-
sichten in der Öff entlichkeit ausdrü-
cken könnte.

Wie ist die Situation der moslemischen 
Gemeinde in Großbritannien nach 
dem . September, der zu verschärfter 

Repression gegenüber den Muslimen ge-
führt hat?

Es gibt zwei Antiterrorismusge-
setze, das erste wurde im Jahr  
erlassen, das andere im Jahr . Sie 
beinhalten eine Reihe von wesentli-
chen Punkten. Zunächst wird die So-
lidarisierung mit Widerstandsbewe-
gungen im Ausland zu einer illegalen 
Handlung erklärt.  Organisationen, 
die außerhalb Großbritanniens aktiv 
sind, werden ebenfalls für illegal er-
klärt. Der zweite wichtige Punkt ist, 
dass Terrorismus so breit gefasst wird, 
das praktisch jede von der offi  ziel-
len Regierungsposition abweichende 
Ansicht in diese Defi nition hinein-
passen würde. Das ist also eine kla-
re Attacke auf politische Opposition. 
Gemeinden von nationalen Minder-
heiten werden kriminalisiert. Ein Er-
gebnis dieses Gesetzes war, dass nun 
die Polizei das Recht hat, jede belie-
bige Person auf der Straße aufzuhal-
ten und zu durchsuchen, die ihr ver-
dächtig vorkommt. Und tatsächlich 
sind Tausende von jungen Männern 
im ganzen Land aufgehalten, durch-
sucht, verhaftet, eingeschüchtert und 
auch belästigt worden. Eine kürzlich 
erschienene Statistik besagt, dass in 
jedem sechsten moslemischen Haus-
halt eine Person auf diese Art und 
Weise aufgehalten und belästigt wur-
de. Sie können daran ablesen, wie 
breit diese Vollmachten dazu verwen-
det werden um unsere jungen Leute 
einzuschüchtern. 

Unsere Position gegenüber un-
seren Jugendlichen war immer, dass 
dir nichts passieren wird, wenn du 
das Gesetz beachtest. Doch nun sa-
gen unsere Jugendlichen zu Recht: 

„Ich habe doch gar nichts gemacht 
und wurde trotzdem aufgehalten und 
durchsucht.“ Unter unseren jungen 
Leuten macht sich immer mehr ein 
Gefühl der Erniedrigung breit. 

Bezeichnend ist auch, dass jedes 
Mal, wenn eine Gruppe junger Mos-
lems verhaftet wird, das groß in allen 

�Wir haben ein 
Mini-Guantánamo in Großbritannien�

Interview mit Ghayasuddin Siddiqi
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Medien erscheint. Wenn sie aber drei 
Tage später wieder freikommen, er-
fährt das niemand. Damit wird un-
ter der Bevölkerung der Eindruck er-
weckt, dass jeder junge Moslem auf 
der Straße ein potentieller Terrorist 
ist. Die gleiche Situation hatten wir 
in den er Jahren mit den irischen 
Leuten. Es gab einige Fälle, dass Iren 
verhaftet und später auch verurteilt 
wurden, auf Grundlage falscher Poli-
zeiaussagen, nur weil irgendwo irgen-
detwas passiert war. Die jungen Iren 
blieben unter Umständen für viele 
Jahre im Gefängnis. 

Heute werden viele Tausende von 
jungen Muslimen aufgehalten und 
durchsucht, aber nur einige wenige 
Hunderte verhaftet. Die Verurteil-
ten sind wiederum nur eine Hand-
voll. Die Statistiken besagen auch, 
dass diese wenigen Verhaftungen in 
den allermeisten Fällen auch durch 
geheimdienstliche Nachforschungen 
hätten zustande kommen können. Es 
ist nicht notwendig dafür die gesamte 
muslimische Gemeinde zu kriminali-
sieren und zu dämonisieren. 

Ein Ergebnis dieser Kampag-
nen ist ein rapides Anwachsen der 
Islamfeindlichkeit, die insbesonde-
re seit dem Beginn des Krieges ge-
gen den Irak stark ist. Wir haben 
den Eindruck gewonnen, dass die 
Antiterrorismusgesetze gegen die is-
lamische Gemeinde benützt wur-
den, um den Krieg gegen den Irak 
zu rechtfertigen. Es ging auch dar-
um Stimmung zu machen als eine 
Art Rückversicherung für die Regie-
rung. Falls im Irak irgendetwas schief 
gehen sollte, so könnte man so den-
noch versichern, dass die Gewaltan-
wendung notwendig war, da es sich 
bei den Moslems um extrem gefähr-
liche Menschen handelt. So erfüllen 
diese Gesetze zwei Funktionen: Ers-
tens wird eine Gruppe von Menschen 
als Feind abgestempelt und zweitens 
kann dadurch beim Rest der Bevöl-
kerung die eigene Politik besser ver-
kauft werden. Ein Nebeneff ekt war 
auch, dass die gesamte Bewegung für 
die demokratischen Grundrechte in 
Großbritannien eingeschüchtert wur-
de. Um ein Beispiel zu nennen: Als 
einige Aktivisten gegen eine Waff en-

schau demonstrierten, wurden sie auf 
Grundlage der Antiterrorismusge-
setzgebung verhaftet. Man fragt sich 
natürlich, was hat das eine mit dem 
anderen zu tun?

Man hört, dass vielen der moslemischen 
Verhafteten ihre demokratischen Rechte 
vorenthalten werden, z. B. dass ihre Fa-
milie nicht von ihrer Verhaftung infor-
miert wird und sie nicht mit ihren An-
wälten sprechen dürfen. 

In Großbritannien gibt es mei-
nes Wissens dreizehn oder vierzehn 
Moslems, die ohne Anklage auf un-
bestimmte Zeit inhaftiert wurden. 
Als die Antiterrorismusgesetzgebung 
verabschiedet wurde, wollte die Re-
gierung einige Verhaftungen von 
Ausländern vornehmen, doch die 
Europäische Menschenrechtskon-
vention besagt, dass niemand ohne 
Anklage verhaftet und ohne Gerichts-
verfahren gefangen gehalten wer-
den darf. Die britische Regierung 
hat daher den Ausnahmezustand er-
klärt. In Großbritannien gibt es na-
türlich keine Ausnahmesituation, das 
Leben geht normal weiter wie zuvor, 
doch der Ausnahmezustand erlaubte 
es der Regierung einen Großteil der 
Bestimmungen der Menschenrechts-
konvention außer Kraft zu setzen. Es 
gibt daher diese Fälle, dass sich Men-
schen in Haft befi nden, ohne zu wis-
sen, wessen sie angeklagt sind und 
ohne dass ihre Familien wissen, ob 
sie jemals wieder lebend das Gefäng-
nis verlassen werden. Und alle diese 
Inhaftierten sind Moslems. Das ver-
stärkt natürlich den Eindruck unter 
unseren jungen Leuten, dass es sich 
nicht um einen Krieg gegen den Ter-
rorismus handelt, sondern um einen 
Krieg gegen den Islam und gegen die 
Moslems. 

Man kann davon sprechen, dass 
wir unser Mini-Guantánamo in 
Großbritannien haben, abgesehen 
davon, dass auch einige Mitglie-
der unserer Gemeinde tatsächlich in 
Guantánamo sind, die ohne Ankla-
ge verhaftet wurden und im Grun-
de nicht wissen, warum sie dort sind. 
Vier Guantánamo-Häftlinge wurden 
bisher freigelassen und sie haben die 
Zustände und die Behandlung dort 

als grauenhaft und unvorstellbar be-
schrieben. Folter war an der Tages-
ordnung und oft wurden falsche Aus-
sagen unter Folter erpresst. Es kam 
vor, dass später durch Zufall eini-
ge dieser erpressten Aussagen unter-
sucht wurden und es sich herausstell-
te, dass die Inhaftierten die ihnen zur 
Last gelegten Verbrechen niemals be-
gangen hatten.

Wie war die Reaktion der islamischen 
Gemeinde in Großbritannien auf das 
französische Gesetz, welches das mosle-
mische Kopftuch in öff entlichen Schu-
len verbietet?

In Großbritannien gibt es keiner-
lei Restriktion des Rechtes von mos-
lemischen Frauen, ein Kopftuch in 
der Schule, an der Universität oder 
am Arbeitsplatz zu tragen. Wir be-
trachten es als das Recht der Frauen 
zu entscheiden, ob sie ein Kopftuch 
tragen möchten oder nicht. Die mos-
lemische Gemeinde in Großbritanni-
en ist daher besorgt über die franzö-
sische Gesetzgebung und sieht darin 
eine massive Einschränkung der de-
mokratischen Grundrechte muslimi-
scher Frauen.

Das Moslemische Parlament ist seit dem 
. September Teil der britischen Anti-
kriegsbewegung. Wie wurde der An-
griff  auf den Irak und der so genannte 
internationale Krieg gegen den Terror 
in der moslemischen Gemeinde aufge-
nommen?

Wir nahmen am Gründungstref-
fen der späteren Antikriegskoalition 
teil. Wir haben uns nach dem . Sep-
tember gegen die Taliban-Regierung 
in Afghanistan und gegen al-Qa‘ida 
ausgesprochen, haben aber vehement 
die Invasion von Afghanistan durch 
amerikanische Streitkräfte verurteilt. 
Unserer Ansicht nach hatte diese In-
vasion nichts mit einem wie auch im-
mer gearteten Krieg gegen den Terro-
rismus zu tun, sondern es ging darum 
die Kontrolle über die Öl- und Gas-
vorkommen in Zentralasien zu er-
langen. 

Nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion versuchen die USA eine 
monopolare Weltordnung aufzubau-
en und selbst die Rolle der alleini-
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gen Supermacht zu übernehmen. Die 
Neokonservativen in den USA schei-
nen den Zeitpunkt gekommen zu se-
hen, die Welt im Namen der Interes-
sen amerikanischer Großkonzerne zu 
erobern und auszubeuten. Zu diesem 
Zweck müssen natürlich die wich-
tigsten Ölvorkommen kontrolliert 
werden. 

Darüber hinaus ist die Kontrol-
le über Zentralasien auch aus strate-
gischen Gründen für die USA wich-
tig, um ein Auge auf China, Indien 
und Russland zu haben. Natürlich 
können somit auch alle potentiellen 
Rivalen von den wichtigen Ölquellen 
in Zentralasien und im Irak fernge-
halten werden. Insgesamt kann man 
diesen Krieg als Versuch bezeichnen, 
das Schicksal der Menschheit zu kon-
trollieren. 

Wir haben uns seit Beginn an al-
len Aktivitäten der Antikriegskoali-
tion beteiligt. Das war nicht bei al-
len moslemischen Organisationen 
so. Zwei Tage vor Beginn der Inva-
sion in Afghanistan lud der briti-
sche Premierminister Tony Blair alle 
moslemischen Organisationen zu ei-
nem Tee ein. Er war schlau genug, ir-
gendwo ein Blatt Papier herumliegen 
zu lassen, das diese Organisationen 
unterschreiben sollten, die natürlich 
keine Ahnung davon hatten, dass der 
Angriff  bevorstand. Auf diesem Blatt 
stand geschrieben, dass sie jede Hand-
lung der britischen Regierung unter-
stützen würden, die notwenig sei, um 
den Terrorismus zu bekämpfen und 
ähnliche Dinge. Zwei Tage später fi e-
len die Bomben und diese Organisa-
tionen erkannten, dass sie getäuscht 
worden waren. Zum Glück war das 
Moslemische Parlament nicht in die 
Falle gegangen, wir waren diesem Be-
such bei Blair ferngeblieben und be-
teiligten uns stattdessen am Aufbau 
der Antikriegskoalition. Es war die-
se Bewegung, welche die moslemi-
schen Organisationen unter Druck 
setzte und sie darauf hinwies, dass sie 
einen Fehler begangen hatten. Auf-
grund dieses großen Druck schlossen 
sie schließlich alle moslemischen Or-
ganisationen der Antikriegsbewegung 
an. Der Druck kam auch von innen, 
von den Basismitgliedern dieser Or-

ganisationen.
Für uns war es das erste Mal, dass 

wir uns im politischen Bereich en-
gagierten und wir haben uns auch 
dazu entschlossen, um unseren jun-
gen Leuten die Möglichkeit zu geben 
ihrem Ärger und ihrer Enttäuschung 
auf legale Weise Luft zu machen. In 
den letzten Jahren haben sich viele 
tausend Menschen uns angeschlos-
sen. 

US-amerikanische moslemische Orga-
nisation beklagen wiederholt antiisla-
mischen Rassismus innerhalb der Anti-
kriegsbewegung. Haben Sie damit auch 
in Großbritannien zu kämpfen?

Als die ersten Demonstrationen 
in London stattfanden, waren alle 
über die zahlreiche Beteiligung der 
Moslems überrascht. Es dauert eine 
Weile, bis sich die Linke an die ver-
änderte Situation gewöhnt hatte. Im-
merhin hatte die Linke mit diesen 
Leuten, die nun kamen um sich an 
ihren Mobilisierungen zu beteiligen, 
nie Kontakt gehabt. Es gibt natür-
lich viele Diskussionen, einige Strö-
mungen der Linken hatten allerlei 
Einwände gegen Teilorganisationen 
der islamischen Gemeinde, weil die-
se in der Vergangenheit Verbindun-
gen zu islamistischen Organisationen 
im arabischen Raum gehabt hatten. 
Doch letztendlich war der Linken 
klar, dass man die moslemischen Ge-
meinde nicht aus der Bewegung aus-
schließen konnte. Alle würden es für 
falsch halten, Menschen, die sich der 
Bewegung anschließen möchten, die 
Tür vor der Nase zuzuschlagen. 

Danke für das Gespräch.

xxx AutorIn
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Die Kluft zwischen Reich und Arm 
wird immer breiter, der Kampf um 
die Rohstoff e der Welt spitzt sich 
zu. Wirtschaftskolonialismus in der 
Form off ener militärischer Aggressi-
on steht wieder auf der Tagesordnung. 
Der Irak heute ist ein tragisches Bei-
spiel für eine solche Vorgangsweise: 
Eine illegale Invasion. Eine brutale 
Besatzung unter dem Titel „Befrei-
ung“. Die Gesetze werden neu ge-
schrieben, damit sie den Firmen, 
die mit den Besatzern paktieren, die 
schamlose Aneignung des Reichtums 
und der Rohstoff e des Landes gestat-
ten und nun auch noch das Possen-
spiel einer einheimischen „irakischen 
Regierung“.

Es ist absurd, den Widerstand ge-
gen die US-amerikanische Besatzung 
des Irak als von Terroristen, Aufrüh-
rern oder Saddam-Hussein-Anhän-
gern geführt zu verurteilen. Wenn 
die Vereinigten Staaten angegriff en 
und besetzt würden, wäre dann jeder, 
der für die Befreiung kämpft, ein Ter-
rorist, Aufrührer oder ein Bush-An-
hänger? Der irakische Widerstand 
kämpft in der ersten Reihe gegen das 
Empire. Und deshalb ist sein Kampf 
unser Kampf.

Wie die meisten Widerstands-
bewegungen hat sich ein bunt zu-
sammen gewürfeltes Spektrum von 
Gruppen zusammengefunden. Ehe-
malige Ba‘thisten, Liberale, Islamis-
ten, unzufriedene Kollaborateure, 
Kommunisten usw. Natürlich ist sie 
mit Opportunismus, lokalen Ausein-
andersetzungen, Demagogie und Kri-
minalität durchsetzt. Aber wenn wir 
nur reine und unverdorbene Bewe-
gungen unterstützen würden, könnte 

kein Widerstand unserem Reinheits-
gebot entsprechen.

Das bedeutet nicht, dass wir Wi-
derstandsbewegungen niemals kriti-
sieren dürfen. Viele sind nicht demo-
kratisch, treiben einen Kult um ihre 

„Führer“, sind nicht transparent, ha-
ben keine klaren Vorstellungen und 
Ziele. Vor allem jedoch leiden sie 
an Schmähung, Unterdrückung und 
mangelnden Ressourcen.

Bevor wir einem „reinen“ iraki-
schen Widerstand vorschreiben, wie 
er seinen säkularen, feministischen, 
demokratischen und gewaltfreien 
Kampf zu führen hat, sollten wir un-
seren Teil zum Widerstand beitragen, 
indem wir die USA und ihre Verbün-
deten dazu zwingen, aus dem Irak ab-
zuziehen.

Nachdem die USA den Irak derart 
überfallen und besetzt haben, mit ei-
ner solchen militärischen Übermacht, 
wie könnte man da konventionell 
militärischen Widerstand leisten? 
(Selbst wenn es konventioneller Wi-
derstand wäre, würde er terroristisch 
genannt werden.) Das Waff enarsenal, 
die konkurrenzlose Überlegenheit in 
der Luft und die übermächtige Feuer-
kraft lassen keine andere Möglichkeit 
als Terrorismus als Antwort zu. Was 
den Leuten an Reichtum und Macht 
fehlt, gleichen sie durch Tarnen und 
Täuschen aus. 

Für diejenigen von uns, die auf 
der falschen Seite des Empire sind, 
wird die Erniedrigung unerträglich.

Jedes der irakischen Kinder, das 
die USA getötet haben, war unser 
Kind. Jeder der Gefangenen, den sie 
in Abu Ghraib gefoltert haben, war 
unser Genosse. Jeder ihrer Schreie 

war auch unserer. Als sie erniedrigt 
wurden, wurden wir erniedrigt. Die 
US-amerikanischen Soldaten, die in 
den Irak geschickt wurden, sind vor 
allem Freiwillige, die aus der Armut 
in den Kleinstädten und Slums rek-
rutiert wurden und sind wie die Ira-
ker Opfer der gleichen grauenhaften 
Maschinerie, die von ihnen verlangt, 
für einen Sieg zu sterben, der nicht 
der ihre sein kann und wird.

Die Bonzen der Unternehmens-
welt, die Vorstandsvorsitzenden, die 
Bankiers, Politiker, Richter und Ge-
neräle blicken auf uns herab und 
schütteln streng die Häupter: „Wir 
haben keine Wahl“, sagen sie. Und 
schicken ihre Bluthunde.

Dann kommt die Antwort, die 
uns das Blut in den Adern gefrieren 
lässt, aus den Ruinen in Afghanis-
tan, den Trümmern im Irak und in 
Tschetschenien, von den Straßen des 
besetzten Palästina und von den Ber-
gen Kaschmirs, von den Bergen und 
Ebenen Kolumbiens und den Wäl-
dern von Andhra Pradesh und As-
sam: „Wir haben keine Wahl als Ter-
rorismus.“ Terrorismus, bewaff neter 
Kampf, Aufstand – wie auch immer 
Sie es nennen wollen.

Terrorismus ist teufl isch, hässlich 
und unmenschlich sowohl für die, 
die ihn ausüben, als auch für die Op-
fer – so wie der Krieg. Man könnte 
sagen, dass der Terrorismus die Priva-
tisierung des Krieges ist. Terroristen 
sind die Krieger des freien Markts. 
Sie glauben nicht daran, dass der 
Staat das Monopol auf legitime Ge-
waltausübung hat.

Die menschliche Gesellschaft ist 
an einem schrecklichen Punkt an-
gekommen. Natürlich gibt es eine 
Alternative zum Terrorismus. Man 
nennt sie „Gerechtigkeit“. Es ist Zeit 
zu erkennen, dass kein noch so gro-
ßes Arsenal an Kernwaff en, Breit-
band-Überlegenheit, Daisy Cutters 
oder Inszenierungen von Regierungs-

Volksmacht 
im Zeitalter des Imperiums

Rede von Arundhati Roy am 16. August 2004 in San Francisco 

In ihrer bemerkenswerten Rede sprach Arundhati Roy über die 
vergangenen Wahlen in Indien und über die Wahlen in den USA 
im November 2004, Globalisierung, die Antikriegsbewegung 
und den irakischen Widerstand, das WSF, NGOs und Neolibe-
ralismus. Wir geben diese Rede in Auszügen und in deutscher 
Übersetzung wieder. 
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Die Grenze und Grenzen – sicht-
bare und unsichtbare – sind zentra-
ler Aspekt des Lebens Warschawskis, 
des Grenzgängers. Eine entscheiden-
de Grenze verläuft zwischen Israel 
und Palästina, an der er sich so po-
sitioniert: „Die israelisch-palästinen-
sische Zusammenarbeit wird auf der 
Grenze, und nur auf der Grenze er-
baut. Seit  ist es meine Entschei-
dung, mich dort aufzuhalten; dies-
seits, in meiner eigenen Gesellschaft, 
aber auch so dicht wie möglich bei 
der anderen Gesellschaft. Wenn wir 
auch nur ein wenig dazu beigetragen 
haben, dass es Aussichten auf einen 
israelisch-palästinensischen Frieden 
gibt, dann aufgrund dieser Positio-
nierung auf der Grenze, die uns die 
ersten Schritte zu Dialog und Zusam-
menarbeit zwischen Israelis und Pa-
lästinensern ermöglicht hat. Ich leh-
ne es ab, Grenzschützer zu sein, ich 
will auch weiterhin ein Grenzgänger 
sein und die Mauern des Hasses und 
die Barrieren der Segregation durch-

brechen ...“ (S. )
Als Staatsbürger Israels erfüllt 

Warschawski seine Wehrpfl icht und 
zieht hier seine eigene Grenze. Für 
seine Weigerung, die Grenzen zum 
Libanon oder zu den besetzten Ge-
bieten zu überschreiten, wurde er 
mehrmals mit dem Militärgefängnis 
bestraft. Für seine politische Arbeit in 
Israel gilt das Bemühen „grundsätz-
lich keine Aktionen durchzuführen, 
durch die wir das Gesetz gebrochen 
hätten. Wir wollten die Grenze nicht 
überschreiten, sondern uns am Rand 
des Gesetzes bewegen ...“ (S. )

Seine Kindheit verbrachte War-
schawski in Straßburg, an der Grenze. 
Sie war geprägt von religiöser Lebens-
führung, Antifaschismus, Ablehnung 
jeder Form von Rassismus sowie ei-
ner starken Identifi kation mit den 
Schwachen und Unterdrückten.

Im Alter von sechzehn Jahren be-
schloss er, seine Talmudstudien in Je-
rusalem zu vertiefen und begann erst 
dort, im Krieg von , Israel und 
die israelische Politik zu entdecken. 
Zuerst noch stolz, als Israeli die bib-
lischen Stätten erobert zu haben, er-
kannte er bald, dass er Teil der Besat-
zer war und sein Mitgefühl wendete 
sich den Besetzten zu. In einem Kli-
ma des israelischen Triumphalismus 
stieß er auf die Matz pen-Bewegung 
und schloss sich ihr an. Sie war an-
tizionistisch und radikal, und ihre 
Mitglieder waren die Ausgeschlos-
senen und Geächteten in Israel. Sie 
sahen den Krieg von  als ethni-
sche Säuberungsaktion, waren für 
das Recht auf Rückkehr der Palästi-
nenser und für die Umwandlung Is-
raels in ein „normales Land“ (S. ), 
das heißt in einen Staat all seiner Ein-
wohner. „Von Hebron bis Galiläa – 

ein einziges Volk und ein einziger 
Kampf.“ (S. )

Warschawski lernte in dieser Be-
wegung die Palästinenser kennen – als 
Kampfgenossen, als Bündnispartner, 
als Freunde – die sie für ihn immer 
geblieben sind. Sie waren es auch, 
die die Ausgrenzung in Israel erträg-
lich machten. Es war der Ausschluss 
aus den Stammesgrenzen, sei es von 
den Linken, den Normalbürgern, den 
Rechten. Die Matz pen-Aktivisten be-
gingen das „Verbrechen“, die zionisti-
schen Mauern rund um die israelische 
Gesellschaft aufzubrechen. 

 beschlossen Matz pen und 
die palästinensische Linke, das Alter-
native Information Centre (AIC) auf-
zubauen, mit dem Ziel zwischen den 
beiden Gesellschaften einen Informa-
tionsfl uss in Gang zu setzen, der bis 
dahin nicht existierte. Michael War-
schawski war nun der bekannte „Mi-
kado“, wie er heute noch genannt 
wird. Dank eines gemischten Teams 
und eines Netzwerks an Kontakten 
in den besetzten Gebieten wurde eine 
umfassende Medienarbeit eingeleitet. 
Weiters wurde neuen palästinensi-
schen und israelischen Organisatio-
nen Gehör verschaff t. Als Hauptziel 
des AIC, in dem Warschawski auch 
heute noch arbeitet, wurde die Ent-
wicklung einer gemeinsamen Strate-
gie gesehen, „die schließlich Palästi-
nenser und Israelis im gemeinsamen 
Kampf für die Zukunft vereinen 
könnte.“ (S. )

Der Einblick in die israelische 
Gesellschaft, den Warschawski von 
seiner Perspektive als Matz pen-Akti-
vist und später als führendes Mitglied 
des AIC gibt, ist ein besonders inter-
essanter Aspekt des Buches und letzt-
endlich auch des Autors.

Linksintellektuelle wie Uri Av-
neri, die die Matz pen-Aktivisten als 
Nazikollaborateure beschimpften, 
werden später Partner, um den Frie-
densblock – Gush Shalom – zu grün-
den. Er sollte die israelische Friedens-
bewegung, die sich nach dem Camp 
David Abkommen im Juli  zum 

Buchbesprechung An der Grenze
von Michael Warschawski

�An der Grenze� ist die Autobiographie Michael Warschaws-
kis, der seit 35 Jahren für die Anerkennung der Rechte der Pa-
lästinenser und für Gerechtigkeit und Frieden im Nahen Osten 
kämpft. Sie ist vorrangig Zeugnis von Rebellion und Wider-
standsgeist und eine Dokumentation der politischen Entwick-
lungen in Israel während der letzten Jahrzehnte aus der persön-
lichen Perspektive des Autors.

räten und Loya Jirgas den Frieden 
zum Preis der Gerechtigkeit erkau-
fen können.

Das Streben nach Hegemonie 
und Vorherrschaft einiger weniger 
stößt immer mehr auf das Streben 
nach Menschenwürde und Gerech-
tigkeit der anderen. Welche Form 
der Kampf annimmt, ob er wunder-
schön oder blutrünstig wird, hängt 
von uns ab.

 Dieser Ausschnitt aus der Rede wurde von 

der Redaktion übersetzt. 

 Quelle und gesamte Fassung: 

 www.alternatives.ca
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großen Teil wieder dem nationalen 
Konsens in Israel anschloss, neue 
Kraft geben.

Und die Linkszionisten, die sich 
auch als Linke begreifen? „Der Links-
zionist glaubt an die demokratischen 
Werte und will in demokratischen 
Verhältnissen leben. Aber er will auch 
und vor allem einen jüdischen Staat. 
Also propagiert er eine Philosophie 
der Trennung. Trennung nicht bloß 
als Mittel, sondern als Wert. ... Und 
die Philosophie des Linkszionisten 
basiert stets auf der paranoiden Vor-
stellung, der Jude sei, weil er Jude ist, 
ewig und absolut Opfer.“ (S.  f.)

Was die israelische Gesellschaft 
insgesamt betriff t, zeichnet War-
schawski ein düsteres Bild. Sie 
scheint heute Ben Gurions äußerster 
Sieg zu sein. Seit  hat sich War-
schawskis Darstellung nach ein mes-
sianischer Nationalismus, der vorher 
ausgegrenzte religiöse Gemeinschaf-
ten unterdrückte aber jetzt eine neue 
Synthese aus Religion und Natio-
nalismus betrieb, „zum wesentli-
chen Bestandteil des neuen nationa-
len Diskurses, auch in den Kreisen 
des Arbeiterzionismus“ (S. ) her-
ausgebildet. „Die zionistische Bewe-
gung und Israel sind nicht mehr eine 
Lösung der jüdischen Frage, sondern 
Bestandteil der Erlösung des jüdi-
schen Volks und der Befreiung des 
Heiligen Landes.“ (S. )

Was bleibt da an Perspektive für 
den Kämpfer, der von sich sagt: „In 
der Solidarität mit den Palästinensern 
bestätigt sich meine jüdisch-israelische 
Identität“ (Zitat am Buchrücken)?

Zwischen einem „Kolonialismus 
mit menschlichem Antlitz“ und ei-
nem nationalistischen und funda-
mentalistischen Israel auf der Flucht 
nach vorne, sieht Warschawski Hoff -
nung in einem dritten Weg, auf dem 
sich heute Intellektuellenkreise und 
Teile der Jugend fi nden. Darunter 
sind die Neuen Historiker und Neu-
en Soziologen. Nachdem Warschaw-
ski ihre kritischen Positionen zum 
Beispiel hinsichtlich des Entstehens 
Israels oder ihre Infragestellung des 
Prinzips „eines jüdischen und demo-
kratischen Staates“ würdigt, muss er 
selbst gleich elementare Einschrän-

kungen ihrer kritischen Rolle zuge-
ben. Sie nennen sich „in der Mehr-
heit lieber Post- als Antizionisten, 
denn das einzige Th ema, das für ihre 
intellektuelle Angriff slust tabu geblie-
ben ist, ist der Zionismus als solcher.“ 
(S. ) Und weiter stellt er fest, „dass 
die kritischsten Elemente der israeli-
schen Gesellschaft sich auf dem Feld 
der Politik – wenn nicht in der is-
raelischen Wirklichkeit überhaupt – 
nicht blicken lassen.“ Eine sehr trau-
rige Bilanz des so genannten dritten 
Weges!

Und die politisch engagierte Ju-
gend? „Solidarität mit den Palästinen-
sern ist für sie eine Selbstverständlich-
keit, sie gehört zu der umfassenderen 
Solidarität mit all denen auf unse-
rem Planeten, die unter Unterdrü-
ckung zu leiden haben, von den Ko-
sovo-Albanern bis zu den von Nike 
ausgebeuteten philippinischen Kin-
dern, von den Indios Guatemalas bis 
zu den Robbenbabys in der Antark-
tis...“ (S. ) Da ist es nicht verwun-
derlich, dass sie die Kämpfe gegen 
McDonalds und genmanipulierten 
Mais mehr interessiert als die Paläs-
tinenserfrage. Aber Warschawski ist 
zuversichtlich, dass sie die israelische 
Realität schnell einholen wird. Wie 
schlimm muss sie eigentlich noch 
werden, fragt man sich, damit die pa-
lästinensischen Menschen wichtiger 
werden als Robbenbabys?

Nachdem Warschawski die Rele-
vanz seiner Hoff nungsträger mit sei-
nen eigenen Argumenten relativiert, 
stellt er fest: „Die Brücken über die 
Grenzen, in den achtziger Jahren fl ei-
ßig gebaut, sind eingestürzt. Nie-
mand oder fast niemand mehr geht 
über die Grenze. ...“ (S. ) Er selbst 
wird immer wieder gefragt: „Warum 
gehst du nicht, bevor es zu spät ist?“ 
Seine Antwort ist zu bleiben und „auf 
den gesunden Menschenverstand zu 
setzen.“ (S. )

Was er damit meint, entwickelt er 
im Abschlusskapitel „Grenz-Identitä-
ten“. Hier wird die Verschiebung des 
Schwerpunktes, die schon während 
der Lektüre des Buches spürbar war, 
deutlich. Es ist die Zukunft Israels, 
die klar ins Zentrum rückt, der War-
schawskis Sorge vorrangig gilt und 

die zum Standhalten zwingt: „Die 
Zukunft einer jüdischen Existenz in-
mitten eines arabischen Nahen Os-
tens zwingt zu einem dritten Weg 
und zum Widerstand sowohl gegen 
den expansiv-militaristischen Funda-
mentalismus als auch gegen den Ko-
lonialismus, der selbst in der soften, 

„schicklichen“ Version immer wieder 
zu Kriegen mit der arabischen Welt 
führen wird.“ (S. )

Wenn es laut Warschawski eine 
Zukunft Israels geben soll, muss es 
sich in die arabische Welt integrie-
ren und die Philosophie der Tren-
nung aufgeben. Voraussetzung dafür 
ist die Neubestimmung der israeli-
schen Identität. Sie soll eine „jüdi-
sche, eine Diaspora-Identität sein.“ 
(S. ) Wenn die Israelis ihre wah-
ren jüdischen Wurzeln wieder fi nden, 
ihr Kosmopolitentum, das sich über 
zwei Jahrtausende in einer vielschich-
tigen Beziehung zur Umwelt geformt 
hat, wird in Warschawskis Überle-
gungen die Zukunft mit den Paläs-
tinensern möglich sein. Die Versöh-
nung mit ihnen beinhaltet, dass das 
Unrecht, das an ihnen begangen wur-
de, anerkannt und die Bitte um Ver-
gebung ausgesprochen wird.

„Nur eine aufrichtige, umfassende 
Bitte um Vergebung für die begange-
nen Verbrechen kann die Vorausset-
zungen für wirkliche Gleichberech-
tigung zwischen denen, die diese 
Verbrechen begangen haben, und ih-
ren Opfern schaff en.“ (S. ) 

Auf diesen letzten Seiten von „An 
der Grenze“ kann man erahnen, was 
die Gewaltherrschaft Israels auch in 
den Köpfen seiner Kritiker wie War-
schawski anrichtet. Aus der Forde-
rung für das Recht auf Rückkehr ist 
eine moralische Bitte um Vergebung 
geworden. Aus politischen Konzep-
ten sind Wunschvorstellungen und 
Träume geworden, die an der politi-
schen Realität vorbei gehen.

 „An der Grenze“ von Michael Warschawski. 

Edition Nautilus, Verlag Lutz Schulenburg 

.  Seiten
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